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1. Einleitung 

 

Die vorliegende Diplomarbeit mit dem Titel: „Integrationspolitik in 

Deutschland und Frankreich: Unterschiedliche Voraussetzungen, 

ähnliche Ergebnisse“ thematisiert Integration von Menschen mit 

Migrationshintergrund in Deutschland und in Frankreich. Die Arbeit hat die 

Absicht zu erklären, weshalb in beiden Ländern trotz unterschiedlicher 

Herangehensweisen an die Integration von Menschen mit ausländischen 

Wurzeln ähnliche Defizite vorherrschen. Die Untersuchung setzt mit dem 

Ende des Zweiten Weltkrieges ein und endet im Jahr 2013. Dieser Zeitraum 

wurde ausgewählt, da er eine Abgrenzung zu den Einwanderungswellen vor 

dem Zweiten Weltkrieg schafft. Eben jene Einwanderungsentwicklungen sind 

für den Autor im Bezug auf die untersuchte Thematik nur von marginaler 

Bedeutung, da sie mit der heutigen Problematik nicht in unmittelbarem 

Zusammenhang stehen.  

Um die Relevanz der Integration von Ausländern1 und Menschen mit 

Migrationshintergrund in Deutschland und in Frankreich zu verstehen, ist ein 

Blick auf die Zusammensetzung beider Gesellschaften unabdingbar. Beide 

Länder haben nach dem Zweiten Weltkrieg große Zuwanderungswellen 

erlebt, die sich noch heute auf die Gesellschaften auswirken. So leben 

sowohl in Deutschland als auch in Frankreich zahlreiche Menschen mit 

Migrationshintergrund (siehe hierzu Kapitel 4). Diese heterogene 

Zusammensetzung der Gesellschaften bringt viele verschiedene Menschen, 

Kulturen, Traditionen, sprachliche Hintergründe und Religionen zusammen, 

beide Länder sind längst als multikulturelle Staaten zu verstehen. Auf der 

einen Seite bietet dies Chancen und neue Perspektiven, andererseits bringt, 

wie zu zeigen ist, eine solche Heterogenität auch viele Spannungen, 

Probleme und Herausforderungen mit sich. 

Relevanz in Deutschland 

                                                           
1
 Aus Gründen der Lesefreundlichkeit wird im Folgenden auf die männliche Form zurückgegriffen. Es 

wird also im Verlaufe der Arbeit von Ausländern, Schülern, Migranten etc. die Rede sein. 
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Wie die vorliegende Arbeit zeigen wird, war Integration in der Politik und der 

Öffentlichkeit nach den ersten großen Zuwanderungswellen zu Beginn des 

Wirtschaftsaufschwungs Mitte der 1950er Jahre kein relevantes Thema, da 

weder Politik, Gesellschaft noch die Migranten selbst von einem langfristigen 

Aufenthalt ausgingen. Spätestens mit dem Aufwachsen einer zweiten 

Generation von Menschen mit Migrationshintergrund hat sich dies 

grundlegend geändert.2 Auch wenn sich die Bundesrepublik in den 

Folgejahren weiter gegen den Status als Einwanderungsland wehrte und 

kein klar strukturiertes Integrationskonzept entwickelte, nahm die politische 

Relevanz von Integration zu.3 Der große Umbruch folgte mit der Reform des 

Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr 2000 und dem Zuwanderungsgesetz 

2005. Wie Kapitel 5 genauer zeigen wird, erkannte Deutschland den Status 

als Einwanderungsland an und in der Folge wurden  zahlreiche Maßnahmen 

zur Integration von Menschen mit Migrationshintergrund ergriffen. 

Stellvertretend für den Paradigmenwechsel steht der im Jahre 2007 von 

Bundesregierung, Bundesländern, kommunalen Spitzenverbänden, 

Organisationen der Zivilgesellschaft, Medien, Wissenschaftlern und 

Migrantenorganisationen erstellte Nationale Integrationsplan, der seither die 

Richtlinien zur Integrationspolitik der Bundesrepublik vorgibt. Integration hat 

sich längst als gesellschaftlich und politisch relevantes Thema etabliert. Es 

wird nach Meinung des Autors aufgrund der im Bezug auf die in der 

vorliegenden Arbeit untersuchten Politikfelder Bildung, Arbeits- und 

Wohnungsmarkt noch immer bestehenden Unterschiede zwischen 

Menschen mit und ohne Migrationshintergrund, und im Zuge der auch durch 

die Euro- und Finanzkrise steigenden Zuwanderung, weiter an Bedeutung 

gewinnen.  

Relevanz in Frankreich 

In Frankreich spielt Integration schon seit vielen Jahrzehnten eine 

bedeutende Rolle. Wie Kapitel 4 genauer zeigt, hat Zuwanderung in 

Frankreich eine lange Tradition und eine besondere Ausprägung. Frankreich 
                                                           
2
 Vgl.: Gestring, Norbert, Janßen, Andrea, Polat, Ayca: Prozesse der Integration und Ausgrenzung. 

Türkische Migranten der zweiten Generation. Wiesbaden, 2006. S. 9. 
3
 Vgl.: 

http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Bundesregierung/BeauftragtefuerIntegration/gesc
hichte/zuwanderungslandDt/_node.html Stand: 19.12.2012.  

http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Bundesregierung/BeauftragtefuerIntegration/geschichte/zuwanderungslandDt/_node.html
http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Bundesregierung/BeauftragtefuerIntegration/geschichte/zuwanderungslandDt/_node.html
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hat seit mehr als einem Jahrhundert massive Zuwanderungswellen erlebt, 

die das Land dazu gebracht haben, seine politische und kulturelle Einheit vor 

dem Hintergrund einer großen Vielfalt von Abstammungen zu gestalten. Die 

Integration der Zuwanderer hat sich in Frankreich bald als notwendig und 

unumgänglich erwiesen und steht seit geraumer Zeit auf der politischen 

Agenda.4 Seit Jahrzehnten versucht der französische Staat  Menschen mit 

Migrationshintergrund nach einem klaren Modell, nämlich dem in Kapitel 5 

dargestellten republikanischen Integrationsmodell, in die französische 

Gesellschaft einzugliedern. 

Doch trotz dieser langjährigen Erfahrungen ist Frankreich immer wieder mit 

Integrationsproblemen konfrontiert. Mitte des vergangenen Jahrzehnts 

brannten in nahezu allen Metropolen die Vorstädte, in denen viele Menschen 

mit Migrationshintergrund leben (Siehe Kapitel 8). Französische Jugendliche 

mit Migrationshintergrund sprechen von einer Zweiklassengesellschaft und 

einem tiefen Riss innerhalb des französischen Staates.5 Wie die folgenden 

Untersuchungen zeigen werden, finden viele Menschen mit 

Migrationshintergrund keinen Zugang zum Arbeitsmarkt, weisen schlechte 

Bildungserfolge auf und sind mit einer zunehmenden Segregation auf dem 

Wohnungsmarkt konfrontiert. Diese Konstellation in Verbindung mit 

fortlaufender Zuwanderung macht aus Sicht des Autors die Integrationspolitik 

zu einem der bedeutendsten politischen Themenfelder der kommenden 

Jahrzehnte.  

Zur Vorgehensweise 

Theoretische Grundlage der Arbeit ist die Vergleichende Methode, genauer 

die Konkordanzmethode. Diese untersucht Fälle, in denen unterschiedliche 

Voraussetzungen zu ähnlichen Ergebnissen führen. So bilden die 

Theoriediskussion und die genaue Anwendung der Vergleichenden Methode 

neben dem theoretischen Verständnis des Begriffs Integration den ersten 

Teil der Arbeit. Anschließend werden in der thematischen Einführung die 

historischen Hintergründe zu Migration und Integrationspolitik in beiden 

                                                           
4
 Vgl.: Belhadj, Marnia: Das republikanische Integrationsmodell auf dem Prüfstand. In: Bizeul, Yves 

(Hrsg.): Integration von Migranten. Französische und Deutsche Konzepte im Vergleich, Wiesbaden, 
2004. S. 33. 
5
 Vgl.: Kollektiv Rage: Banlieues. Die Zeit der Forderungen ist vorbei. Siegen, 2009. 
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Staaten dargestellt. So wird zunächst auf die jeweilige  

Zuwanderungsgeschichte eingegangen. Damit soll gezeigt werden wie sich 

die Gesellschaften beider Länder im Untersuchungszeitraum entwickelt 

haben, wie sie sich im Jahr 2013 zusammensetzen und weshalb das Thema 

Integration überhaupt auf die jeweiligen politische Agenden rücken konnte. 

Anschließend werden die unterschiedlichen Herangehensweisen an das 

Thema Integration thematisiert. Dies erfolgt über die Darstellung beider 

Integrationsmodelle. Dabei treten deutliche Unterschiede hervor, die neben 

den bestehenden Defiziten Anlass für den Autor waren, sich dem 

Themenfeld über die Konkordanzmethode zu nähern.    

Darauf aufbauend werden drei vom Autor ausgewählte Politikfelder in beiden 

Ländern untersucht. Anhand der Politikfelder Bildung sowie Arbeits- und 

Wohnungsmarkt wird die Lebenssituation vieler Menschen mit 

Migrationshintergrund in beiden Ländern konkretisiert. Die analysierten 

Felder sind dabei absteigend ihrer Bedeutung für den Integrationsprozess 

gewichtet. Diese Gewichtung orientiert sich an der Meinung des Autors. Dem 

Sektor Bildung wird dabei der höchste Einfluss beigemessen, da er, wie zu 

zeigen ist, eine unmittelbare Auswirkung auf die anderen untersuchten 

Bereiche hat. Zwar findet zwischen allen Feldern eine Wechselwirkung statt 

(so schafft bspw. eine günstige Position auf dem Arbeitsmarkt meist eine 

günstigere Position auf dem Wohnungsmarkt, oder hat eine günstige 

Wohnlage oft positive Auswirkungen auf den Bildungsfortschritt), doch 

Bildung ist die Grundlage für den Zugang zu den anderen untersuchten 

Bereichen.6 

Einhergehend mit der Deskription des Status quo in beiden Staaten ist die 

Generierung von Hypothesen, die erklären, weshalb trotz unterschiedlicher 

Voraussetzungen ähnliche Ergebnisse vorherrschen. Die Hypothesen 

werden anschließend nicht überprüft, dies benötigt einen externen Vergleich, 

der den Rahmen der vorliegenden Arbeit überschreiten würde. Ferner dienen 

die Hypothesen als Erklärungsansätze und können als Ausgangsbasis für 

weitere Forschungen auf diesem Themengebiet genutzt werden. 

                                                           
6
 Vgl.: Esser, Hartmut: Migration, Sprache und Integration. AKI-Forschungsbilanz 4, Berlin, 2006, S. 

67. 
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Den Abschluss der Arbeit bilden eine Zusammenfassung der wesentlichen 

Unterschiede, der möglichen Ursachen für die ähnlichen Ergebnisse und ein 

Ausblick auf die integrationspolitischen Herausforderungen und 

Handlungsspielräume der Zukunft. 

Forschungsstand 

Der Forschungsstand zum Themenbereich Integration in beiden Ländern 

gestaltet sich als sehr umfangreich. Die Literatur zum Thema Integration ist 

inzwischen kaum zu überschauen, doch auf vergleichender Ebene gestaltet 

sich die Lage als relativ dünn besetzt.7 Auf der Ebene der 

Integrationskonzepte findet man in Roger Brubakers Buch „Staats-Bürger“ 

einen umfassenden Vergleich, der aufgrund seines Erscheinungsjahres 1994 

und der, wie im Folgenden gezeigt wird, neueren Entwicklungen als 

Stellenweise überholt gelten darf. Auch Ali Fahti hat sich 1996 dem Vergleich 

beider Länder in seiner Promotionsarbeit „Die bundesrepublikanische 

Einwanderungspraxis im europäischen Vergleich mit Großbritannien und 

Frankreich“ gewidmet. Allerdings trifft auch hier seitens des Verfassers der 

vorliegenden Arbeit die Vermutung zu, dass aufgrund des 

Erscheinungsjahres keine angemessene Aktualität gegeben ist. Ines 

Michalowski hat 2007 sich in ihrer Dissertation mit dem Titel „Integration als 

Staatsprogramm. Deutschland, Frankreich und die Niederlande im Vergleich“ 

dezidiert mit dem Themengebiet beschäftigt und einen umfassenden 

Vergleich aufgestellt. Allerdings konzentriert auch sie sich in ihren 

Ausführungen auf die Integrationsprogramme von staatlicher Seite, ohne 

dabei auf die genauer auf die Soziale Integration (Definition erfolgt in Kapitel 

3) der Migranten einzugehen. Die neueren vergleichenden Forschungen 

beschäftigen sich zunehmend mit dem Themengebiet „Stadtentwicklung“. So 

ist 2010 in Kooperation der „Wüstenrot Stiftung und des Deutsch-

Französischen Instituts“ ein Sammelband mit dem Titel „Stadtentwicklung 

und Integration Jugendlicher in Deutschland und Frankreich“  erschienen, der 

sich den integrativen Faktoren der Stadtpolitiken in beiden Ländern widmet. 

                                                           
7
 Vgl.: Bizeul, Yves (Hrsg.): Integration von Migranten. Wiesbaden, 2004. Vorwort; Keller, Carsten; 

Schultheis, Franz: Editorial Special Issue „Städtsiche Unruhen und Jugendgewalt. Deutsch-

französische Perspektiven“. In: Schweizerische Zeitschrift für Soziologie, Vol. 34, Issue 2. Basel, 
2008.   
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Auch Florian Daniel Weber hat sich in seiner Promotionsarbeit „Soziale Stadt 

– Politique de la ville- Politische Logiken“ der Stadtentwicklung in Verbindung 

mit Integration angenommen. Auch die Sonderausgabe der 

„Schweizerischen Zeitschrift für Soziologie“ mit dem Titel: „Urban Riots and 

Youth Violence: German and French Perspectives“ von 2008 beschäftigt sich 

ausführlich mit städtischen sozialen Brennpunkten in beiden Ländern. Die 

neuern Forschungsreihen nähern sich der Problematik der nach Meinung 

des Autors mangelnden Sozialen Integration an, konzentrieren sich dabei 

aber auf die großen Stadtgebiete und bieten somit keinen allgemeingültigen 

Überblick. In diese Lücke stößt die vorliegende Arbeit. Durch die Darstellung 

der Zuwanderungsgeschichte, der Integrationsmodelle, den 

Integrationsmaßnahmen auf drei ausgewählten Feldern der Sozialen 

Integration und der Darstellung der Integrationsdefizite in beiden Ländern 

gibt der Autor einen Überblick über mehr als 60 Jahre Integration in 

Deutschland und Frankreich und nähert sich über die Generierung von 

Hypothesen der Frage, wie sich die heute vorherrschenden Defizite 

entwickeln konnten. Im Fokus liegt dabei die Darstellung des Phänomens, 

dass trotz unterschiedlicher Voraussetzungen in beiden Ländern ähnliche 

Defizite vorherrschen.      
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2. Theoriediskussion - Die Vergleichende Methode 

 

Als theoretische Forschungsgrundlage für die vorliegende Arbeit dient die 

Vergleichende Methode. Die Vergleichende Methode definiert sich laut Detlef 

Jahn als ein Verfahren zum systematischen Vergleich von 

Untersuchungseinheiten mit dem allgemeinen Ziel einer empirischen 

Generalisierbarkeit oder der Überprüfung bzw. Formulierung von 

Hypothesen.8 Darüber hinaus besteht nach Lauth, Pickel und Pickel ein Ziel 

des Vergleichens darin, „Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu erkennen.“ 

Dieses Anliegen diene auch dazu, Besonderheiten und Allgemeines zu 

zeigen.9 So soll also mit Hilfe der Vergleichenden Methode dargestellt 

werden, wo im Themenfeld der deutschen und französischen 

Integrationspolitik Gemeinsamkeiten und Unterschiede liegen. Es werden 

darüber hinaus Besonderheiten aus beiden Ländern dargestellt und 

verglichen und am Ende der Ausführungen Hypothesen erstellt, die einen 

Erklärungsansatz dafür liefern könnten, weshalb beide Länder trotz 

unterschiedlicher Herangehensweisen an das Thema Integration mit 

ähnlichen Problemen konfrontiert sind. 

Variablen 

Lauth, Pickel und Pickel sehen eine zentrale Stelle der vergleichenden 

Forschung im Verhältnis zwischen den Variablen, genauer zwischen 

unabhängigen und abhängigen Variablen. Gefragt wird also nach den 

Ursachen eines bestimmten Phänomens. Diese Frage zielt auf die Erklärung 

von bestimmten Sachverhalten oder Ergebnissen ab.10 Dabei bilden die 

Integrationsdefizite in beiden Ländern die abhängige, zu erklärende Variable. 

Die unabhängige, erklärende Variable, besteht aus den unterschiedlichen 

Policies und Herangehensweisen an das Thema Integration. 

Im Bezug auf die Variablen unterscheiden Lauth, Pickel und Pickel zwischen 

zwei prinzipiellen Vorgehensweisen: 

                                                           
8
 Vgl.: Jahn 

9
 Vgl.: Lauth, Hans-Joachim, Pickel, Gert, Pickel, Susanne: Methoden der vergleichenden 

Politikwissenschaft, Wiesbaden, 2009. S. 17. 
10

 Ebda. S. 21. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Vergleich_%28Philosophie%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Hypothese
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„Mit unserem Vorgehen möchten wir zwei prinzipielle Wege aufgreifen, 

welche die kausale Logik einer vergleichenden Untersuchung (im Sinne der 

internal validity) betreffen: In der stärker abstrahierenden und statistisch 

arbeitenden Variablenforschung wird ausgehend von den unabhängigen 

Variablen auf das zu erklärende Phänomen geschlossen. Dagegen verfolgt 

eine kognitive Strategie den umgekehrten Weg. Ausgehend von der 

abhängigen Variablen wird nach Erklärungen gesucht, die sich dann 

durchaus als komplex erweisen können. Diese „kausale Rekonstruktion 

sucht keine statistischen Zusammenhänge zwischen Variablen, sondern eine 

Erklärung des fraglichen Makrophänomens durch die Identifikation der an 

seinem Zustandekommen beteiligten Prozesse und Interdependenzen“ 11 

Die vorliegende Arbeit operiert nach der kognitiven Strategie. Ausgehend von 

den Integrationsdefiziten in beiden Ländern wird nach Erklärungen dafür 

gesucht, dass trotz unterschiedlicher Voraussetzungen und 

Herangehensweisen besagtes Phänomen in beiden Ländern auftritt.   

Struktur und Ordnung 

Ein zentrales Anliegen des Vergleichens in der politischen Wissenschaft ist 

die Reduktion von Komplexität. Erst so kann ein überschaubares Bild der 

Realität geschaffen werden. Lauth, Pickel und Pickel bezeichnen es als 

unmöglich, „einen Fall in all seinen Einzelheiten und Facetten zu erfassen.“ 

Und selbst wenn man dies könnte, würde man sich darin verlieren. Man 

wüsste nicht, welche Informationen bedeutend sind und welche nicht. „Ein 

komparativer Blick erfordert bereits aus diesem Grund die Reduktion der 

Komplexität durch Auswahl (Selektion), Ordnung und Strukturierung der 

zentralen Merkmale.“12 

Daher ist es notwendig, die in der vorliegenden Arbeit behandelte Thematik 

durch Strukturierung zu entflechten, zu ordnen und zu strukturieren. Dies 

erfolgt über die Auswahl bestimmter Politikfelder, an denen gelungene 

Integration im Sinne der theoretischen Ausgangslage des Integrationsbegriffs 

(siehe Kapitel 3) bewertet werden kann. Andere Bereiche, an denen 

                                                           
11

 Für den ganzen Absatz: Ebda., S. 27. 
12

 Ebda., S. 20. 



9 
 

Integration ebenfalls gemessen werden kann, werden dabei aus Gründen 

des beschränkten Umfangs der vorliegenden Arbeit  vernachlässigt. Die 

Auswahl wird im folgenden Kapitel erläutert. Die untersuchten Felder werden 

anschließend geordnet, indem der Autor eine Gewichtung vornimmt. Diese 

verläuft von der Relevanz her absteigend. 

Im Gegensatz zu anderen wissenschaftlichen Vorgehensweisen haben der 

Vergleich und die vorliegende Arbeit aber nicht die Absicht, normative 

Leitbilder zu generieren. 

Kontext, Untersuchungszeitraum, Objektbereich 

Neben den für Integration relevanten Politikfeldern findet auch auf den von 

Dieter Nohlen formulierten Anwendungsfeldern des Kontextes, des 

Untersuchungszeitraumes und des Objektbereiches13 eine bewusste 

Selektion durch den Autor statt. 

Kontext 

Nohlen sieht es in der Disziplin der Vergleichenden Methode in Bezug auf 

den Kontext als relevant an, dass zwischen Homogenität und Heterogenität 

im Bezug auf die untersuchten Variablen unterschieden wird. So setzt er 

beispielsweise für die Untersuchung von Gewerkschaften in westlichen 

Industrieländern eine gewisse Homogenität voraus, während dies für 

weltweite Gewerkschaften aufgrund unterschiedlicher Kulturkreise nicht 

gelten könne.14 Bezieht man den Ansatz Nohlens auf die vorliegende Arbeit, 

ist also ein homogener Kontext gegeben. Deutschland und Frankreich sind 

soziokulturell ähnliche Länder.15 Zwar bestehen bezüglich des politischen 

Systems oder anderen Bereichen große Unterschiede, grundlegend ist 

jedoch von einem gewissen Maß an Homogenität auszugehen. Dies wäre 

zum Beispiel nicht der Fall beim Vergleich der Integrationspolitik der 

Bundesrepublik mit der des Iran, da die Grundvoraussetzungen so 

                                                           
13

 Die drei genannten Bereiche sind Basis der Arbeit und dienen dem methodisch sinnvollen 
Verhältnis. Dem Leser soll damit skizziert werden, unter welchen grundlegenden Voraussetzungen 
verglichen wird. 
14

 Vgl.: Nohlen, Dieter: Vergleichende Methode, In: Lexikon der Politik 2, Politikwissenschaftliche 
Methoden, S. 511. 
 
15

 Vgl.: ebd. 
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unterschiedlich wären, dass man nach Meinung des Autors nicht mehr von 

Homogenität sprechen könnte. 

Im Laufe der Arbeit wird sich allerdings herausstellen, dass sich die 

Herangehensweisen an das Thema Integration grundlegend unterscheiden. 

Diese Divergenz darf nicht mit dem hier aufgeführten Kontext verwechselt 

werden. Dieser bezieht sich ausschließlich auf die Ähnlichkeit beider Staaten 

in ihren Grundzügen. 

Untersuchungszeitraum 

Im Bezug auf den Untersuchungszeitraum unterscheidet Nohlen zwischen 

diachronem, synchronem und zeitversetztem Vergleich. Der 

Untersuchungszeitraum der vorliegenden Arbeit setzt mit den ersten 

merklichen Migrationswellen nach dem zweiten Weltkrieg ein und umfasst 

die für die Arbeit relevanten Entwicklungen bis ins Jahr 2013.16 Da beide 

Staaten im selben Zeitraum untersucht werden, handelt es sich um einen 

synchronen Vergleich. 

Objektbereich 

Im Objektbereich kann nach Nohlen zwischen großräumigen Gebilden und 

Segmenten unterschieden werden. Nohlen versteht unter großräumigen 

Gebilden beispielsweise Gesellschaften oder politische Systeme. Als 

Beispiele für Segmente nennt er Parteien oder Gewerkschaften.17 In der 

vorliegenden Arbeit werden sowohl  Segmente wie Bildungspolitik oder die 

Zuwanderungsgeschichte untersucht als auch   großräumige Gebilde wie das 

politische System oder die Gesellschaften. 

                                                           
16 Dieser Zeitraum wurde vom Autor ausgewählt, da er eine klare Abgrenzung zu den 

Einwanderungswellen vor dem Zweiten Weltkrieg schafft. Eben jene Einwanderungsentwicklungen 

haben für den Autor im Bezug auf die untersuchte Thematik keine Relevanz, da sie für das heute 

vorherrschende Gesellschaftsbild in beiden Staaten  und die vorherrschende Problematik der 

Integration nur von marginaler Bedeutung sind. 

 
17

 Vgl.: Nohlen, S. 511. 
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2.1. Die Differenzmethode 

In der Vergleichenden Methode unterscheidet man unter anderem zwischen 

zwei Forschungsstrategien. Zum einen  die von John Stuart Mill entwickelte 

Differenzmethode (Similar Systems – Different Outcomes). Sie geht davon 

aus, dass unter ähnlichen Umständen unterschiedliche Ergebnisse erzielt 

werden. Ähnliche, unabhängige Variablen stehen also unterschiedlichen, 

abhängigen Variablen gegenüber.18 Wie im Verlauf der Arbeit ausführlich 

erläutert wird, herrschen sowohl in Deutschland als auch in Frankreich 

Defizite im Bereich der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 

auf ähnlichem Niveau vor. Dies wird im zweiten Teil der Arbeit anhand der 

Analyse von verschiedenen Politikfeldern dargestellt. Die Integrationsdefizite 

bilden die abhängige Variable der Arbeit. Als unabhängige Variable sieht die 

Arbeit die unterschiedlichen Herangehensweisen an Integration vor. 

Aufgrund der beschriebenen Konstellation ist die Differenzmethode somit als 

Forschungsmethode auszuschließen. 

2.2. Die Konkordanzmethode 

Die zweite mögliche Herangehensweise ist die, ebenfalls von John Stuart Mill 

entwickelte Konkordanzmethode. Hier sollen die betrachteten Variablen 

möglichst ähnlich sein, die verbleibenden Rahmenbedingungen jedoch völlig 

unterschiedlich. Gesucht wird also die Ursache für ein bestimmtes, unter 

verschiedenen Rahmenbedingungen auftretendes Phänomen19 (different 

systems, similar outcomes). 

Lauth, Pickel und Pickel beschreiben die Konkordanzmethode wie folgt: 
  

„Die Konkordanzmethode (oder method of agreement) beruht auf der 

Ähnlichkeit der abhängigen Variablen. Untersucht werden Fälle, die alle das 

gleiche zu erklärende Phänomen aufweisen (z. B. Demokratisierung oder 

Revolutionen). Hierbei sollen die Fälle sehr unterschiedlich sein. Die 

Grundidee besteht darin, dass es trotz der großen Unterschiedlichkeit der 

Fälle einen (oder wenige) gemeinsame Faktoren gibt, die dann als ursächlich 

                                                           
18

 Vgl: Jahn, Detlef: Einführung in die vergleichende Politikwissenschaft, S. 237. 
19

 Vgl: Nohlen, Dieter: Vergleichende Methode, In: Lexikon der Politik 2, Politikwissenschaftliche 
Methoden, S. 513. 



12 
 

im Sinne einer hinreichenden Bedingung für das Phänomen betrachtet 

werden.“20 

Wie im einführenden Teil ausführlich dargestellt wird, haben Deutschland 

und Frankreich ganz unterschiedliche geschichtliche Hintergründe und 

Herangehensweisen an das Thema Integration (unabhängige Variablen x1, 

x2, etc.). So werden u.a. die beiden unterschiedlichen Integrationsmodelle 

und Zuwanderungsgeschichten der untersuchten Staaten gegenübergestellt. 

Auf französischer Seite wird das republikanische Integrationsmodell 

untersucht, für Deutschland wird das so genannte „Gastarbeitermodell“ 

analysiert.  

Der Faktor der unterschiedlichen Fälle („different systems“) ist also gegeben. 

Hinzu kommen die bereits erwähnten ähnlichen Probleme im Bereich 

Integration (abhängige Variable y), was somit auch den Faktor des zu 

erklärenden Phänomens („different outcomes“) beinhaltet und die 

Konkordanzmethode als theoretische Grundlage vorgibt. 

Ziel der Untersuchung 

Das Ziel der Untersuchung ist es also, nach gemeinsamen – oder 

unterschiedlichen – Gründen zu suchen, die trotz der unterschiedlichen 

Voraussetzungen für die ähnlichen Ereignisse verantwortlich sind. Diese 

werden in Form von Hypothesen den Abschluss der jeweiligen Analyse-

Kapitel bilden. Die erarbeiteten Hypothesen haben dabei keine 

allgemeingültige Aussagekraft. Die Ergebnisse betreffen die untersuchten 

Länder, stehen aber nicht repräsentativ für alle Staaten, die das 

republikanische Integrationsmodell oder eine Form des „Gastarbeitermodells“ 

als integrationspolitische Grundlage vorgeben. 

 

 

 

 

 
                                                           
20

 Vgl.: Lauth, Pickel, Pickel, S. 71. 
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3. Integration in der Wissenschaft 

 

Der Begriff Integration ist in der Wissenschaft vieldeutig. So kann er u.a. die 

Herstellung oder Wiederherstellung einer staatlichen, politischen oder 

wirtschaftlichen Einheit bedeuten. Eine weitere für die vorliegende Arbeite 

relevante Deutung ist die politisch-soziologische Definition von Integration. 

Diese bezeichnet Integration als gesellschaftliche und politische 

Eingliederung von Personen oder Bevölkerungsgruppen, die sich 

beispielsweise durch ihre ethnische Zugehörigkeit, Religion, Sprache etc. 

unterscheiden.21 Dabei versteht sich Integration bei zahlreichen 

Wissenschaftlern und nach Ansicht des Autors als wechselseitiger Prozess, 

der von Bendel und Hildebrandt wie folgt kurzdefiniert wird: 

    „Integration ist ein komplementärer und reziproker Prozess, in dem sowohl 

der Migrant die Bereitschaft zur Einfügung in die vielfältigen Strukturen des 

Aufnahmelandes mitbringen oder zusehends reifen lassen muss, als auch 

das Aufnahmeland die Bereitschaft haben oder noch entwickeln muss, diese 

Strukturen dem Neuankömmling zu öffnen und ihn aufzunehmen.“22 

Die vorliegende Arbeit geht vorwiegend auf die Bereitschaft der untersuchten 

Aufnahmeländer ein. Zwar findet in allen Untersuchungsbereichen 

zwangsläufig ein Wechselspiel zwischen dem Integrationswillen der 

Migranten und der Bereitschaft des jeweiligen Aufnahmelandes statt, es soll 

aber vorwiegend erklärt werden, unter welchen Bedingungen Integration in 

beiden Ländern stattfindet und stattfinden kann, mit welchen Problemen die 

Migranten konfrontiert sind und welche Defizite in beiden Staaten 

auszumachen sind. Dies inkludiert jeweils auch die Integrationsbereitschaft 

der Migranten, der Fokus liegt aber auf den Rahmenbedingungen seitens der 

untersuchten Länder. 

                                                           
21

 Vgl.: http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/politiklexikon/17643/integration. Stand: 04.01.2013 
22

 Vgl.: Bendel, Petra, Hildebrandt, Mathias: Integration von Muslimen. München, 2006, S. 12. 

http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/politiklexikon/17643/integration
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3.1. Soziale Integration 

David Lockwood unterscheidet den Begriff Integration zwischen 

Systemintegration und sozialer Integration. Unter Systemintegration versteht 

er den Zusammenhalt und die konflikthafte Beziehung zwischen Staat und 

Markt, die durch Recht und Geld reguliert werden. Der Begriff „Soziale 

Integration“ bezieht sich auf die konflikthafte Beziehung von Akteuren, dies 

können sowohl Individuen als auch Gruppen sein, zueinander sowie zu 

gesellschaftlichen Teilbereichen und zur Gesellschaft insgesamt.23 Von 

Relevanz für die vorliegende Arbeit ist die Soziale Integration. Diese wurde 

u.a. von Hartmut Esser konkretisiert und differenziert dargestellt. Für Esser 

ist im Zusammenhang mit der Integration von Menschen mit 

Migrationshintergrund die Soziale Integration gemeint. Diese umfasst den 

Einbezug in das gesellschaftliche Geschehen, „wie etwa in Form der 

Gewährung von Rechten, des Erwerbs von Sprachkenntnissen, der 

Beteiligung am Bildungssystem und am Arbeitsmarkt, der Entstehung 

sozialer Akzeptanz, der Aufnahme von interethnischen Freundschaften, der 

Beteiligung am öffentlichen und politischen Leben und auch der emotionalen 

Identifikation mit dem Aufnahmeland.“24 

Differenzierung 

Um den weit umfassenden Begriff der Sozialen Integration zu strukturieren, 

unterscheidet Esser vier verschiedene Bereiche: Kulturation, Platzierung, 

Interaktion und Identifikation. Für die vorliegende Arbeit stehen die 

Kulturation und die Platzierung im Fokus der Untersuchungen. Interaktion, 

was laut Esser soziale Kontakte, die Einbindung in soziale Netzwerke sowie 

die Partizipation in der Öffentlichkeit charakterisiert, spielt ebenso eine 

untergeordnete Rolle wie die Identifikation, was nach Esser die subjektive 

Verortung von Individuen innerhalb der Gesellschaft bedeutet.25 Der Autor 

nimmt diese Selektion vor, da im Laufe der Arbeit hauptsächlich die 

verschiedenen Integrationsmodelle sowie die Bereiche Arbeitsmarkt, Bildung 

und Wohnungsmarkt untersucht werden, die, wie im folgenden aufgezeigt 

                                                           
23

 Ebda. 
24

 Vgl.: Esser, Hartmut: Integration und ethnische Schichtung. Gutachten im Auftrag der 
Unabhängigen Kommission „Zuwanderung“. Mannheim, 2001. S. 8. 
25

 Ebda. S. 10-13. 
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wird, in den Bereich von Kulturation und Platzierung fallen. Zwar findet 

zwischen Interaktion und Identifikation sowie Kulturation und Platzierung in 

gewissem Maße ein Wechselspiel statt26, der Fokus liegt aber aufgrund der 

Strukturierung von Esser und den untersuchten Feldern auf der Kulturation 

und der Platzierung. 

Kulturation nach Hartmut Esser: 

                          „Mit Kulturation ist gemeint, dass die Akteure das für ein 

sinnhaftes, verständiges und erfolgreiches Agieren und Interagieren nötige 

Wissen besitzen und bestimmte Kompetenzen haben. Das Wissen und die 

Kompetenzen beziehen sich auf die Kenntnis der wichtigsten Regeln für 

typische Situationen und die Beherrschung der dafür nötigen (kulturellen) 

Fertigkeiten, insbesondere sprachlicher Art.[. . .] Die Sozialintegration als 

Kulturation ist dann insbesondere ein Prozess des Erwerbs des jeweiligen 

Wissens bzw. der jeweiligen Kompetenzen.“27 

Der Bereich der Kulturation wird in der vorliegenden Arbeit mit der 

Untersuchung der Bildungschancen, der Bildungsstrukturen und der 

Bildungsfortschritte von Menschen mit Migrationshintergrund in beiden 

Ländern abgehandelt. 

Platzierung nach Hartmut Esser: 

                    „Unter Platzierung wird, ganz allgemein, die Besetzung einer 

bestimmten gesellschaftlichen Position durch einen Akteur verstanden. Auch 

das ist eine Form des „Einbezugs“ der Akteure in eine Gesellschaft, die 

wichtigste wahrscheinlich sogar. Die Akteure werden über den Vorgang der 

Platzierung in ein bereits bestehendes und mit Positionen versehenes 

soziales System eingegliedert. 

Die wichtigsten Formen der sozialen Integration durch die Platzierung sind 

die Verleihung bestimmter Rechte, wie etwa das Staatsbürgerschaftsrecht 

oder, meist damit zusammenhängend, das Wahlrecht, die Übernahme 

beruflicher und anderer Positionen, wie etwa auf dem Wohnungsmarkt.“28 

                                                           
26

 Ebda. S.8. 
27

 Ebda., S. 8-9. 
28

 Ebda., S.9. 
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Ob und wie weit Platzierung von Menschen mit Migrationshintergrund nach 

der Theorie Essers in Deutschland und Frankreich gegeben ist, wird in der 

Analyse der jeweiligen Integrationsmodelle, was in diesem Fall den Zugang 

zur Staatsbürgerschaft inkludiert, sowie der Arbeits- und Wohnungsmärkte 

untersucht.   

Kulturation und Platzierung im Zusammenspiel 

Ein weiterer Grund für die Auswahl von Kulturation und Platzierung als 

theoretische Ausgangslage des Begriffs Integration ist das von Esser 

beschriebene Wechselspiel zwischen den beiden Integrationsebenen. 

                   „Die soziale Integration durch Platzierung ist schon aus 

„technischen“ Gründen eng mit dem Mechanismus der Kulturation 

verbunden. Einerseits erwerben Akteure über die Platzierung auf bestimmte 

Positionen.[…] Andererseits ist die Kulturation oft ein wichtiger Filter dann 

auch für die Platzierung der Akteure: Nur wer über eine gute Schulbildung 

verfügt, kann auf einen akzeptablen Posten hoffen“29 

Die in der vorliegenden Arbeit untersuchten Politikfelder Bildung, Zugang zur 

Staatsbürgerschaft (Kapitel 5), Arbeitsmarkt und Wohnungsmarkt stehen 

also nach Esser und nach Meinung des Autors in unmittelbarem 

Zusammenhang. 

 

Zusammenfassung 

 

Der vieldeutige Begriff der Integration bezieht sich in der vorliegenden Arbeit 

also auf den Bereich der Sozialen Integration. Der Fokus liegt dabei auf den 

Bereichen Staatsbürgerschaft, Arbeitsmarkt, Bildung und Wohnungsmarkt. 

Alle anderen nach Esser aufgeführten Bereiche sind zwar auch von 

Relevanz, spielen aber für die Betrachtung nur eine untergeordnete Rolle 

und werden nicht explizit thematisiert.  

 

 

                                                           
29

 Ebda. S. 10. 
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4. Deutsche und französische Zuwanderungsgeschichte  

 

Um die Zusammensetzung der jeweiligen Gesellschaften und deren 

Verständnis als Einwanderungsland zu verstehen, hält es der Autor für 

notwendig, die Einwanderungsgeschichte beider Staaten kurz zu skizzieren. 

Hier ergeben sich erste grundlegende Unterschiede zwischen beiden 

Ländern. So wird bei Betrachtung der französischen 

Einwanderungsgeschichte deutlich, dass Frankreich als ehemals bedeutende 

Kolonialmacht auf eine lange Tradition von Zuwanderung zurückblickt, 

während Migration in Deutschland in großem Ausmaß erst nach dem 

Zweiten Weltkrieg einsetzt. Dies führte unter anderem dazu, dass sich 

Frankreich seiner Rolle als Einwanderungsland im für diese Arbeit relevanten 

Untersuchungszeitraum stets bewusst war, während die Bundesrepublik bis 

zur Jahrtausendwende den Status eines Einwanderungslandes negierte.30 

Die Einwanderungsgeschichte hat, wie in den folgenden Kapiteln explizit 

erläutert wird, neben gesellschaftlichen Auswirkungen auch direkten Einfluss 

auf die integrationspolitischen Maßnahmen, die in beiden Ländern getroffen 

wurden und ist somit von großer Relevanz für die vorliegende Arbeit. 

4.1. Zuwanderungsgeschichte Frankreichs 

Die französische Zuwanderungsgeschichte blickt auf eine lange 

Vergangenheit zurück. Bereits im 18. und 19. Jahrhundert nahm das Land 

Einwanderer auf, um den Mangel an Arbeitskräften, der sich im Zuge des 

Industrialisierungsprozesses bei gleichzeitig sinkenden Geburtenraten 

entwickelt hatte, zu decken.31 Durch den Deutsch-Französischen-Krieg 

1870/71 und den Ersten Weltkrieg 1914-1918 kam es zu einem 

Bevölkerungsrückgang, den Frankreich ebenfalls mit der Anwerbung von 

Zuwanderern kompensierte. Diese kamen vorwiegend aus Europa und 

                                                           
30

 Vgl.: Interview mit Dominik Grillmayer vom Deutsch-Französischen Institut in Ludwigsburg. 
Geführt vom Autor am 13.07.2012. Siehe Anhang 1 
31

 Vgl: Focus Migration: Länderprofil Frankreich. http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-
migration/135109/hintergrundinformationen Stand: 12.02.2013. 

http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-migration/135109/hintergrundinformationen
http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-migration/135109/hintergrundinformationen
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führten dazu, dass Frankreich 1930 nach den USA das zweitwichtigste 

Einwanderungsland der Welt war.32 

Frankreich war also schon vor dem Zweiten Weltkrieg ein 

Einwanderungsland und sich dessen auch bewusst. 

Die großen Zuwanderungswellen zur Zeit des Wirtschaftsaufschwungs 

Die für die vorliegende Arbeit relevante Einwanderungswelle setzt nach dem 

Zweiten Weltkrieg und somit während der mit hoher Prosperität verbundenen 

Periode des Wirtschaftsaufschwungs in den 1950er und 1960er Jahren ein. 

Diese Zuwanderungsperiode prägt, wie zu zeigen ist, die französische 

Gesellschaft und die Thematik der Integration bis heute. 

Frankreich war nach dem Zweiten Weltkrieg mit einem Mangel an 

Arbeitskräften bei gleichzeitig steigendem Wirtschaftwachstum konfrontiert. 

Dieses Defizit wurde seitens der damaligen Regierung mit der Anwerbung 

von Arbeitskräften kompensiert, die überwiegend männlich waren und aus 

Spanien, Portugal, und Italien kamen.33 Gleichzeitig verstärkte sich die 

Wanderungsbewegung aus den ehemaligen Kolonien, infolge von 

Befreiungskriegen und dem Dekolonialisierungsprozess. Vor allen Dingen 

aus Algerien, das 1947 zu einem Teil des Mutterlandes erklärt wurde, fand 

eine zunehmende Arbeitsmigration statt. Bis zum Ausbruch des 

Algerienkrieges 1954 befanden sich bereits über 200.000 Algerier in 

Frankreich.34 Mit dem Ende des Algerienkrieges 1962 wurde in den 

Verträgen von Evian35 der Weg für weitere Zuwanderung aus Algerien 

geebnet und im Folgejahr wurden zusätzlich Anwerbeabkommen mit 

Marokko und Tunesien geschlossen. So nahm die Zuwanderung aus 

Nordafrika weiter zu.  

                                                           
32

 Vgl.: ebda. 
33

 Vgl.: Ali, Fathi, Die bundesrepublikanische Einwanderungspraxis im europäischen Vergleich mit 
Großbritannien und Frankreich, Berlin, 1996. S. 182. 
34

 Vgl.: Fathi, S. 184. 
35

 Durch die Verträge von Evian wurde der Algerienkrieg im März 1962 beendet. Die beiden 
Kriegsparteien, Frankreich und Algerien, einigten sich neben einem Waffenstillstand auf einen 
kooperativen Austausch auch auf wirtschaftlicher Ebene. So wurde algerischen Bürgern Freizügigkeit 
zur Arbeitsaufnahme zwischen ihrer Heimat und Frankreich gewährt. Zudem kehrten zahlreiche 
„Algerienfranzosen“ (im frz. Pied Noir) in ihr Mutterland zurück. Algerienfranzosen sind europäische 
Siedler in Algerien, die sich seit dem Beginn der Eroberung Algeriens durch Frankreich 1830 in dem 
nordafrikanischen Land angesiedelt hatten   

http://de.wikipedia.org/wiki/Europide
http://de.wikipedia.org/wiki/Siedler
http://de.wikipedia.org/wiki/Algerien
http://de.wikipedia.org/wiki/Frankreich
http://de.wikipedia.org/wiki/1830
http://de.wikipedia.org/wiki/Franz%C3%B6sisch-Nordafrika
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Anfang der 1970er Jahre hatte sich die Nationalitätenstruktur also 

grundlegend verändert. Der Anteil der europäischen Zuwanderer ging stetig 

zurück. Gründe hierfür lagen in der sich verbessernden wirtschaftlichen Lage 

der jeweiligen Heimatländer aber auch in der zunehmenden Konkurrenz 

durch die Anwerbung anderer Länder, wie der Bundesrepublik Deutschland. 

Mit dem Rückgang der europäischen Gastarbeiter verstärkte sich die 

Zunahme an Zuwanderern aus den ehemaligen Kolonien. Bis 1974 lebten 

rund 3,8 Millionen nicht-europäische Einwanderer in Frankreich, darunter 

800.000 Algerier, 220.000 Marokkaner, 120.000 Tunesier und etwa 100.000 

Zentralafrikaner.36 

Die Einwanderungswelle aus dem subsaharischen Afrika setzte ebenfalls mit 

dem Dekolonialisierungsprozess ein. Viele ehemalige Mandatsgebiete, wie 

beispielsweise Kamerun, Mali, Togo, der Senegal oder die Elfenbeinküste 

lösten sich von der einstigen Kolonialmacht Frankreich, die Arbeitsmigration 

nach Frankreich nahm kontinuierlich zu.37 

Zuwanderungsstopp und Familienzusammenführung 

Mit der Ölkrise und der damit einsetzenden Rezession im Jahre 1973/74 kam 

die Zuwanderung der Arbeitsmigranten weitgehend zum Stillstand. Der 

Wirtschaftsaufschwung hatte ein abruptes Ende gefunden, Frankreich war 

wie ganz Westeuropa mit zunehmender Arbeitslosigkeit konfrontiert. Die 

französische Regierung reagierte mit der Verhängung eines 

Zuwanderungsstopps, die große Epoche der Arbeitsmigration nach 

Frankreich hatte vorübergehend ein Ende gefunden.38 Die Entwicklung der 

großen Einwanderungswelle zu Zeiten des Wirtschaftsaufschwungs und die 

veränderte Nationalitätenstruktur, die sich durch die Zunahme der 

Einwanderungswelle aus Afrika entwickelt hatte, prägt das französische 

Gesellschaftsbild bis heute (siehe dazu: Aktuelle gesellschaftliche 

Zusammensetzung).  

                                                           
36

 Vgl.: Fathi, S. 186. 
37

 Vgl.: Schmuck, Peter: Geschichte Frankreichs. Von Heinrich IV bis zur Gegenwart. Stuttgart, 2004. 
S. 385. 
38

 Vgl.: Fathi, S. 187.  
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Die Zuwanderung während der 1970er- und 80er-Jahre war vom Zuzug der 

Familienangehörigen der Arbeitsmigranten geprägt. Die Mitte der 1970er 

Jahre eingeführte Möglichkeit der Familienzusammenführung, ermöglichte es 

den Migranten, die über eine Aufenthaltserlaubnis und ein regelmäßiges 

Einkommen verfügten, ihre Familien nachkommen zu lassen. Die Kinder der 

Migranten erhielten überwiegend die französische Staatsbürgerschaft. Die 

Familienzusammenführung stellt seitdem die in Zahlen gemessen wichtigste 

Form der Zuwanderung dar.39  Zudem kam es trotz des verhängten 

Anwerbestopps zu einer vermehrten Zuwanderung aus subsaharischen 

Staaten, da es mit den dort ansässigen ehemaligen Kolonien zahlreiche 

Sondervereinbarungen gab.40 

Aktuelle gesellschaftliche Zusammensetzung 

Die genaue Zusammensetzung der französischen Gesellschaft zu bemessen 

gestaltet sich als schwierig. Da die meisten Menschen mit 

Migrationshintergrund in Frankreich geboren sind und nach dem 

französischen Recht somit Staatsbürger der Republik sind (siehe Kapitel 5), 

werden sie statistisch nicht exakt bemessen. Stephan Sievert und Rainer 

Klingholz beziffern in ihrem Beitrag „Ungleiche Nachbarn. Die Demografische 

Entwicklung in Deutschland und Frankreich läuft gegensätzlich – mit 

gravierenden Spätfolgen“ den Anteil von Menschen mit 

Migrationshintergrund in Frankreich auf ca. 14 Mio. Den größten Teil bilden 

dabei Menschen aus den ehemaligen Kolonien Algerien, Marokko und 

Tunesien.41  Laut französischer Botschaft lebten im Jahr 2012 63,46 Mio. 

Menschen im europäischen Teil Frankreichs.42 Damit haben etwa 22 Prozent 

aller französischen Staatsbürger einen Migrationshintergrund. 

Zusammenfassung 

                                                           
39

 Vgl.: Focus Migration, S.2. 
40

 Vgl.: Fathi, S. 192 
41

 Vgl.: Klingholz, Rainer, Sievert, Stephan: Ungleiche Nachbarn. Die Demografische Entwicklung in 
Deutschland und Frankreich läuft gegensätzlich – mit gravierenden Spätfolgen, S. 6-7. Siehe: 
http://www.berlin-
institut.org/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Frankreich/Ungleiche_Nachbarn_online_N
EU.pdf. Stand: 24.01.2013. 
42

 Frankreich hat neben seinem europäischen Staatsgebiet noch Überseegebiete in Französisch-
Guayana, Guadeloupe, Martinique, La Réunion und Mayotte. 

http://www.berlin-institut.org/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Frankreich/Ungleiche_Nachbarn_online_NEU.pdf
http://www.berlin-institut.org/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Frankreich/Ungleiche_Nachbarn_online_NEU.pdf
http://www.berlin-institut.org/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Frankreich/Ungleiche_Nachbarn_online_NEU.pdf
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Die nach dem Zweiten Weltkrieg einsetzende Arbeitsmigration nach 

Frankreich hatte sich Mitte der 1970er Jahre hin zu einer 

Bevölkerungsmigration entwickelt.43 Zuvor ging es darum, den 

Arbeitskräftemangel zu kompensieren. Es handelte sich um eine 

Arbeitsmigration von Männern, die ohne ihre Familien nach Frankreich 

kamen. Die französische Regierung und die französische Gesellschaft 

gingen davon aus, dass der Aufenthalt nur von begrenzter Dauer sei, die 

Migranten also wieder in ihre Heimat zurückkehren würden. Dies war aber 

meist nicht der Fall, die Arbeitsmigranten und ihre zugezogenen Familien 

ließen sich in Frankreich nieder und das Thema Integration, das bis in die 

1970er Jahre weitgehend von der politischen Bildfläche verschwunden war, 

rückte auf die politische Tagesordnung.44  

Heute haben die zahlenmäßig größten Gruppen von Menschen mit 

Migrationshintergrund afrikanische Wurzeln. Auch die, die mit den größten 

Integrationsproblemen zu kämpfen haben, sind meist Nachkommen der 

ersten Einwanderergeneration aus den ehemaligen afrikanischen Kolonien. 

Die französische Zuwanderungsgeschichte und die heutige 

Zusammensetzung der Gesellschaft stehen also in unmittelbarem 

Zusammenhang mit der kolonialen Vergangenheit Frankreichs. 

4.2. Zuwanderungsgeschichte Deutschlands 

Die Zuwanderungsgeschichte Deutschlands unterscheidet sich in ihren 

Grundzügen von der Frankreichs. Während Deutschland bis Mitte des 20. 

Jahrhunderts von Emigration geprägt war, entwickelte sich Frankreich bereits 

Mitte des 19. Jahrhunderts zu einem Einwanderungsland. Erst mit dem Ende 

des Zweiten Weltkrieges nahm die Migration nach Deutschland zu.45 Mit dem 

Einsetzen des „Wirtschaftswunders“ in den 1950er Jahren wuchs in der 

Bundesrepublik die Nachfrage nach Arbeitskräften rasch an. Da die durch 

zwei Weltkriege dezimierte deutsche Bevölkerung den Bedarf nicht decken 
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konnte, wurden im Ausland gezielt  Arbeitskräfte angeworben. Die 

Zuwanderung von Ausländern wurde von der Bundesrepublik initiiert und in 

der Anfangsphase zwischenstaatlich geregelt.46  

Zwischen 1955 und 1968 schloss die Bundesrepublik zahlreiche 

Anwerbeabkommen wie bspw. mit Italien (1955), Spanien, Griechenland 

(1960), der Türkei (1961) oder Jugoslawien (1968) ab.  Zweck der 

Anwerbeabkommen war aber nicht die Organisation und Steuerung von 

Einwanderung, sondern die Beseitigung konjunkturell und demographisch 

bedingter Engpässe auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt.47 So war 

vorgesehen, dass die Arbeitsmigranten für einen begrenzten Zeitraum in die 

Bundesrepublik kommen, um nach verrichteter Arbeit das Land wieder zu 

verlassen. Gesucht wurden nur Personen, für die es auch Arbeit gab. Die 

Arbeitsmigranten wurden mit befristeten Aufenthaltsgenehmigungen 

ausgestattet und sollten nach Ablauf der Frist durch neue Bewerber ersetzt 

werden. Etwaige Folgewirkungen und längere Perspektiven der 

Beschäftigung der stetig ansteigenden Zahl an ausländischen Arbeitnehmern 

wurden zu dieser Zeit weder in Politik noch der Gesellschaft thematisiert.48 

Auch die Gastarbeiter selbst waren der Überzeugung, dass sie nur befristet 

in Deutschland leben und perspektivisch wieder in ihre Heimatländer 

zurückkehren würden. Dieses Verfahren wird daher auch als 

„Gastarbeitermodell“ oder „Rotationsmodell“ bezeichnet. 

Bis in die 1970er Jahre betrug die Anzahl der Ausländer in Westdeutschland 

fast 4 Mio., darunter  waren 2,6 Mio. auf dem Arbeitsmarkt beschäftigt. 

Arbeitsmigranten aus der Türkei (knapp 600.000), Jugoslawien (knapp 

500.000) und Italien (450.000) bildeten dabei die größten Gruppen.49 Obwohl 

Deutschland zu dieser Zeit den Status als Einwanderungsland ablehnte, 

befand sich bis Mitte der 1970er Jahre eine merkliche Anzahl von 

Ausländern auf westdeutschem Staatsgebiet. Die Debatten um die 
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 Vgl.: Münz, Rainer, Seifert, Wolfgang, Ulrich, Ralf: Zuwanderung nach Deutschland. Strukturen, 
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Gastarbeiterbeschäftigung konzentrierten sich auf wirtschaftliche Elemente, 

im Fokus standen die kurzfristigen Perspektiven der bundesdeutschen 

Wirtschaft und ihrer Wachstumschancen. Soziale Aspekte und Integration 

spielten zu dieser Zeit nur eine marginale Rolle. 50 

Lage in der DDR 

Auch in der DDR wurden ab den 1960er Jahren gezielt Arbeitskräfte 

angeworben. Mit staatssozialistischen Ländern Mitteleuropas, Kuba, 

Mocambique und Vietnam wurden Abkommen geschlossen. Quantitativ 

spielte die Zuwanderung in Ostdeutschland jedoch nie so eine wichtige Rolle 

wie in der Bundesrepublik.51 Da die DDR-Führung sich konsequent an das 

Rotationsmodell hielt und fast alle Arbeitsmigranten somit nach Ablauf der 

vereinbarten Frist in ihre Heimatländer zurückkehrten, spielt die 

Arbeitsmigration in die DDR für die heutige Zusammensetzung der 

gesamtdeutschen Gesellschaft und die Problematik der Integration nur eine 

untergeordnete Rolle.52 Daher hält es der Autor für sinnvoll, sich in der 

Darstellung der deutschen Einwanderungsgeschichte auf die westdeutsche 

Entwicklung zu konzentrieren. 

Modifikation des Rotationsprinzips, Anwerbestopp und 

Familiennachzug 

Wie bereits aufgeführt befanden sich zu Beginn der 1970er Jahre zahlreiche 

Gastarbeiter auf westdeutschem Staatsgebiet. Das Rotationsprinzip war zu 

Beginn der Migrationswelle unumstritten53, verlor aber in den späten 1960er 

Jahren an Akzeptanz und Durchsetzbarkeit. Einerseits waren zahlreiche 

Arbeitsmigranten nach Ablauf ihrer Aufenthaltsdauer aus finanziellen 

Gründen nicht in der Lage in ihre Heimatländer zurückzukehren, andererseits 

machte sich auch in der Wirtschaft Unmut über die ineffiziente Rotation breit. 

Westdeutsche Arbeitgeber beklagten, dass sie durch das Rotationsprinzip 

ständig neue Arbeitskräfte anstellen und einschulen müssen und dadurch 

keine Kontinuität in den Betrieben gewährleistet werden könne.54 Die 
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Bundesregierung reagierte auf die Kritik mit der Vereinfachung für die 

Verlängerung von Aufenthaltsgenehmigungen. Dies bedeutete für viele 

Arbeitsmigranten und die Bundesrepublik erste merkliche Veränderungen. 

Die Migranten verfestigten ihren Aufenthalt, waren somit kein Teil der 

Rotationsspirale mehr und ließen vermehrt ihre Familien nachkommen. 

Dadurch verringerten sich die Möglichkeiten für die deutschen Behörden, die 

Zuwanderung je nach Entwicklung des Arbeitsmarktes zu regulieren.55  

Noch einschneidender als die Modifikation der Aufenthaltsgenehmigungen 

war jedoch das Jahr 1973. In jenem Jahr wurde durch den starken Anstieg 

des Rohölpreises in vielen Industriestaaten eine Wirtschaftskrise ausgelöst, 

die mit einer starken Rezession verbunden war. Deutschland sah sich wie 

Frankreich dazu veranlasst, einen Anwerbestopp von ausländischen 

Arbeitnehmern zu verhängen, um die Zahl der Ausländer auf deutschem 

Staatsgebiet zu verringern. Tatsächlich nahm die Entwicklung einen anderen 

Verlauf. Zwar sank die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer innerhalb von 

zwei Jahren um eine halbe Million, die ausländische Wohnbevölkerung nahm 

aber nicht in gleichem Maße ab.56 Die Arbeitsmigranten ließen vermehrt ihre 

Familien nachkommen und zahlreiche ausländische Kinder wurden auf 

deutschem Boden geboren. Gepaart mit längeren Aufenthaltsdauern war aus 

der rein wirtschaftlichen Zuwanderung ein Einwanderungsprozeß 

entstanden, der einen Berg von langfristigen und kostenintensiven sozialen 

und moralischen Folgeerscheinungen mit sich brachte.57 

Wie in Frankreich hatte sich also auch in Deutschland die Arbeitsmigration 

hin zu einer Bevölkerungsmigration entwickelt. Dennoch sträubte sich die 

Bundesrepublik, im Gegensatz zu ihrem Nachbarland, den Status als 

Einwanderungsland anzuerkennen.58 Ziel der Ausländerpolitik war die 

Begrenzung des Zuzugs von weiteren Ausländern, wenn möglich die 

Verringerung der Ausländerzahlen, Negierung eines 

Einwanderungsprozesses, Förderung des Rückkehrwunsches, Ablehnung 
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des politischen Mitspracherechts und keine Förderung der Integration sowie 

der Eingliederung von Arbeitsmigranten.59 

Wie im Verlaufe dieser Arbeit zu zeigen ist, haben die Fehleinschätzungen 

der 1970er-Jahre einen Einfluss auf die heutige Problematik der Integration. 

Neue Zuwanderung nach der Wiedervereinigung 

Im Gegensatz zu Frankreich erlebte Deutschland Ende des 20. Jahrhunderts 

eine weitere große Zuwanderungswelle. Mit dem Zusammenbruch des 

Warschauer Pakts und der einhergehenden Grenzöffnung kamen rund drei 

Millionen Aussiedler, von denen viele deutschstämmig waren und somit 

leichten Zugang zur Staatsbürgerschaft hatten. Neben den sogenannten 

„Spätaussiedlern“ aus Osteuropa kamen zusätzlich Menschen aus 

Kasachstan sowie zahlreiche Flüchtlinge, vor allem als Folge der 

Jugoslawienkriege, in die Bundesrepublik.60 

Aktuelle Zusammensetzung der Gesellschaft 

Die Messung des Anteils von Menschen mit Migrationshintergrund gestaltet 

sich in Deutschland seit dem Mikrozensus 2005 einfacher als in Frankreich. 

Damals wurde erstmals der Bevölkerungsanteil mit Migrationshintergrund 

gemessen. Die neuesten Daten aus dem Jahre 2011 weisen für jene Gruppe 

eine Zahl von 15.96 Millionen auf. 8,77 Millionen waren deutsche 

Staatsbürger und 7,19 Millionen Ausländer (54,9 bzw. 45,1 Prozent). Der 

Anteil der Personen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung 

lag im Jahr 2011 bei 19,5 Prozent, 2005 betrug er noch 17,9 Prozent.61 Die 

meisten Personen mit Migrationshintergrund stammen aus der Türkei (18,5 

Prozent), gefolgt von Polen (9,2 Prozent), Russland (7,7 Prozent), 

Kasachstan (5,8 Prozent) und Italien (4,9 Prozent). Bei diesen Angaben ist 
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allerdings zu berücksichtigen, dass für 7,6 Prozent die Angaben zur 

derzeitigen bzw. früheren Staatsangehörigkeit fehlen.62 

Heute stammen also die zahlenmäßig größten Gruppen von Menschen mit 

Migrationshintergrund aus den ehemaligen Anwerbeländern. Auch jene 

Gruppen, die am stärksten von den Integrationsproblemen betroffen sind, 

haben ihre Wurzeln in ehemaligen Anwerbestaaten wie der Türkei oder 

Italien.63   

4.3. Zusammenfassung und Unterschiede 

Wie die vorherigen Ausführungen gezeigt haben, blicken Deutschland und 

Frankreich von den 1950er- bis Mitte der 1970er-Jahre auf eine ähnliche 

Zuwanderungsgeschichte zurück. Die Kompensation der Mängel an 

Arbeitskräften stand im Vordergrund. Trotz dieser migrationsgeschichtlichen 

Parallelität treten jedoch auch Unterschiede zu Tage, die für die zukünftigen 

integrationspolitischen Maßnahmen und die heute vorherrschende 

Problematik von großer Bedeutung sind. 

Rolle als Einwanderungsland 

So hat in Deutschland die Tatsache, dass sich bis zur Jahrtausendwende 

sämtliche Regierungen gegen den Status als Einwanderungsland sträubten 

und es somit nicht für notwendig hielten, Integrationspolitik in 

bedarfsrelevanten Ausmaß zu betreiben, Auswirkungen auf alle Felder, die in 

dieser Arbeit behandelt werden. 

In Frankreich hingegen war man sich der Rolle als Einwanderungsland 

bewusst und initiierte ab Mitte der 1970er-Jahre bereits sozialpolitische 

Maßnahmen für Migranten. Wie diese Maßnahmen aussahen und welche 

Auswirkungen sie hatten, wird im Laufe der Arbeit aufgeführt. 

Gesellschaftlicher Einfluss der Zuwanderungsgeschichte 
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Bei Betrachtung der Zusammensetzung der deutschen Gesellschaft gilt es 

festzuhalten, dass die Einwanderungswelle zu Zeiten des 

Wirtschaftsaufschwungs noch heute von großer Bedeutung ist. Dies spiegeln 

die Daten des Mikrozensus von 2011 wieder, die Aufschluss darüber geben, 

wie sich die deutsche Bevölkerung im Erhebungsjahr 2010 

zusammengesetzt hat. Den überwiegenden Anteil von Menschen mit 

Migrationshintergrund stellen dabei die ehemalige Anwerbeländer wie die 

Türkei und Italien oder ehemalige Länder des Warschauer Pakts wie Polen 

oder Russland. Daher darf die Zuwanderungsgeschichte also nicht außer 

Acht gelassen werden, wenn man heutzutage über Integration spricht. 

Auch in Frankreich hat die Zuwanderungswelle nach dem Zweiten Weltkrieg 

unmittelbare Auswirkungen auf die Gegenwart. Der Hauptanteil der 

Menschen mit Migrationshintergrund im heutigen Frankreich stammt aus den 

ehemaligen französischen Kolonien, vorwiegend aus Nordafrika. Dies stellt 

einen zentralen Unterschied zu Deutschland dar, da die damalige und 

heutige Zusammensetzung der französischen Gesellschaft unmittelbar mit 

der historischen Vergangenheit vor dem Zweiten Weltkrieg in Verbindung 

steht. Die Kolonialzeit hatte Auswirkungen auf die massive Zuwanderung 

nach dem Zweiten Weltkrieg64 und, wie im Verlaufe der Arbeit ersichtlich 

wird, auch auf die heutige Problematik der Integration. 
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5. Integrationskonzepte 

 

Um zu verstehen, wie Integration in Frankreich und Deutschland ausgelegt 

wird, hält es der Autor für notwendig, die „Integrationsmodelle“ beider 

Staaten zu skizzieren. Dabei wird ersichtlich, dass sich die 

Herangehensweisen an Integration grundlegend unterscheiden. Im Fokus 

der Untersuchung stehen die integrationspolitischen Grundprinzipien sowie 

der für die weiteren Ausführungen relevante Bereich der Staatsangehörigkeit.  

Ferner gilt es darauf hinzuweisen, dass es sich beim „republikanischen 

Integrationsmodell“ und dem „Gastarbeitermodell“ um klassische 

Herangehensweisen der beiden Staaten an das Thema Integration handelt. 

Beide Staaten haben im Laufe des Untersuchungszeitraumes teilweise 

Abstand von den jeweiligen Modellen genommen, die Grundprinzipien zu 

Beginn des Untersuchungszeitraumes haben dennoch eine unmittelbare 

Auswirkung auf die heutigen Defizite, da Integration in der vorliegenden 

Arbeit als langfristiger Prozess verstanden wird, der durch entsprechende 

Maßnahmen nur bedingt kurzfristig beeinflusst werden kann.65 Nach diesem 

Verständnis sind also die Vorgehensweisen seit Beginn des 

Untersuchungszeitraumes für den heutigen Status quo und die künftigen 

Maßnahmen mitverantwortlich. 

5.1. Frankreich – Das republikanische Integrationsmodell 

Das republikanische Integrationsmodell ist durch Grundzüge der 

französischen Republik geprägt. Das Integrationsmodell umfasst acht 

zentrale Merkmale, die als Grundprinzipien der französischen Integration zu 

verstehen sind. 

1. Die Nation ist politisch definiert, nicht kulturell. 

                                                           
65 So sieht Dietrich Oberndörfer „die Übernahme der Sprache, des Aufnahmelandes, die Angleichung 
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2. Die abstrakte Rechtsfigur des freien, gleichberechtigten Bürgers 

(citoyen) als Garant der politischen Einheit, dessen Anspruch auf 

Partizipation unabhängig von der kulturellen Herkunft besteht. 

3. In dem gemeinsamen Handeln der Bürger entsteht eine aktiv 

gestaltete Schicksalsgemeinschaft, ein öffentlicher Raum. 

4. Der Staat verhandelt nicht mit den als Teil des privaten bzw. 

kollektiven Raumes gesehenen kulturellen Gemeinschaften, sondern 

nur mit den einzelnen Staatsbürgern. Es darf sich also nichts 

zwischen den Staat und den Bürger stellen. Zwar ist die Zugehörigkeit 

zu Interessengruppen (groupes intermédiaires) legitim, bleibt aber 

Privatsphäre. Die republikanische Idee entspricht nicht einer 

Orientierung an Partikularinteressen. 

5. Das Prinzip des Laizismus als Verfassungsgrundsatz. 

6. Die Überordnung der universellen Grundwerte in Form der 

republikanischen Wertegemeinschaft, in der sich der citoyen 

einzugliedern habe. 

7. Das Territorialprinzip (ius soli). Republikanische Sozialisation erhält 

Priorität gegenüber Abstammung. 

8. Integration und Erziehung erfolgen über Institutionen der Republik wie 

z.B. Schule oder Armee. 66 

  

Diese zentralen Merkmale finden sich in vielfältigen Varianten in der 

französischen Gesellschaft wieder. Dies wird in den folgenden Kapiteln 

ersichtlich und auch dementsprechend jeweils aufgegriffen. 

Assimilation 

Ein weiterer zentraler Punkt für die französische Integrationspolitik ist die oft 

mit dem republikanischen Modell verknüpfte Assimilation.67 Dieses Konzept 

versucht, die zugewanderten Bürger gleich, im Sinne von ähnlich zu machen. 
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Beim Assimilationsmodell wird „der Andere“ ohne Diskriminierung 

empfangen, gleichzeitig  wird von ihm verlangt, dass er die Werte und 

Verhaltensmodelle der französischen Gesellschaft übernimmt.68 Integriert ist 

der Zugewanderte folglich nur dann, wenn er sich dem Aufnahmeland 

vollständig angepasst hat. 

Von Assimilation zu Integration? 

In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat die fünfte Republik aus Sicht 

zahlreicher Wissenschaftler allerdings Abstand von einer Politik der 

Assimilation genommen. Die französische Soziologin Dominique Schnapper 

beispielsweise sieht sie gar als vollständig aufgebgeben, da sie unter 

Verdacht steht, die Identität des Anderen komplett aufzulösen.69 Es geht laut 

dieser Interpretation nicht mehr darum, aus den Migranten „gute Franzosen“ 

zu machen“, sondern ein harmonisches Zusammenleben aller Staatsbürger 

zu gestalten. Dabei soll weder vollständig assimiliert werden, noch ein 

einfaches Nebeneinander von untereinander isolierten Gruppen 

vorherrschen.70 Dies entspricht auch dem ersten Bericht des 1989 

gegründeten „Haute Conseil de l’intégration“ (HCI), der dem Premierminister 

unterstellt ist und einen jährlichen Bericht zum Fortschritt der Integration in 

Frankreich liefert. In diesem 1991 veröffentlichten Bericht heißt es, dass  

„eine aktive gesellschaftliche Beteiligung der unterschiedlichen Bestandteile 

der Nation begünstigt und zugleich der Fortbestand kultureller, sozialer und 

ethischer Eigenschaften akzeptiert werden soll. Durch diese Vielfalt und 

Komplexität könne die Gemeinschaft eine Bereicherung erfahren“.71 
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An dieser Stelle soll keine Diskussion initiiert werden, ob Frankreich weiter 

nach dem Assimilationsmodell vorgeht oder nicht. Dies würde den Rahmen 

der vorliegenden Arbeit überschreiten. Es soll gezeigt werden, dass wie auch 

in Deutschland (siehe 5.2) eine teilweise Abkehr von den Vorgehensweisen 

zu Zeiten der ersten großen Zuwanderungswellen nach dem Zweiten 

Weltkrieg stattgefunden hat.  

Integration durch die Schule 

Eine wesentliche Rolle für Integration in Frankreich spielt, wie es das achte 

Merkmal bereits andeutet, die Schule. Das staatliche, zentralisierte 

Bildungssystem gründet sich auf den universalen republikanischen Werten 

mit den Grundsätzen des Laizismus und der „égalité“ als Gleichheit und 

Gleichbehandlung aller Bürger, was eine strukturelle Ausklammerung 

ethnisch und kulturell definierter Differenzen meint. Der Schule ist die 

Vermittlung dieser Werte zugewiesen, sie formt den „homme“ (Menschen) 

zum „citoyen“ (Bürger). Dies erlaubt dem Individuum nicht nur den Zugang 

zum Universellen, indem es ihn von der Zuschreibung auf seine 

kulturelle/ethnische Herkunftsidentität befreit, sondern gewährleistet ebenso 

soziale Integration.72 

Zugang zur Staatsbürgerschaft - Das Territorialprinzip 

Von zentraler Bedeutung für den Unterschied zwischen deutschem und 

französischem Integrationskonzept ist das Territorialprinzip. In Frankreich 

sieht das republikanische Modell vor, dass jedem Individuum ungeachtet 

seiner kulturellen Zugehörigkeiten und Herkunft nach dem Erwerb der 

Nationalität der volle Zugang zu den Bürgerrechten- und pflichten eröffnet 

wird. In diesem Zusammenhang bezieht Frankreich eine relativ liberale 

Position, die in erster Linie auf dem Territorialprinzip gründet73.  

So sieht das am 1. September 1998 in Kraft getretene 

Staatsangehörigkeitsrecht vor,  

                                                                                                                                                                     
et de donner à chacun, quelle que soit son origine, la possibilité de vivre dans cette société dont il a 
accepté les règles et dont il devient un élément constituent.” 
72

 Vgl.: Schreiber-Barsch, S.5. 
73

 Vgl.: Belhadj, S. 35. 
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     „dass Kinder, die in Frankreich geboren sind, die französische 

Staatsangehörigkeit erhalten, wenn zumindest ein Elternteil auch in 

Frankreich geboren ist. Wer vor dem 1. Januar 1994 in Frankreich geboren 

wurde und ein Elternteil hat, das noch vor der Unabhängigkeit in einem 

ehemaligen französischen Überseegebiet geboren ist, ist in vollem Besitze 

der französischen Staatsangehörigkeit.“  

Zudem „erhalten in Frankreich geborene Kinder ausländischer Eltern die 

französische Staatsangehörigkeit mit der Volljährigkeit, wenn sie zum 

Zeitpunkt der Volljährigkeit ihren Wohnsitz in Frankreich haben und seit dem 

Alter von 11 Jahren mindestens 5 Jahre lang, mit oder ohne Unterbrechung, 

ihren ständigen Wohnsitz in Frankreich hatten.“ 74 

Zwar räumt das Staatsangehörigkeitsrecht den Erwerb der 

Staatsangehörigkeit auch in Teilen durch das Abstammungsrecht ein, die 

größere Bedeutung liegt aber auf dem Territorialprinzip.75 Daraus resultiert, 

dass in Frankreich der Integrationsprozess in vielen Fällen mit dem Erwerb 

der Staatsbürgerschaft beginnt. Dies stellt, wie 5.2. zeigen wird, einen 

elementaren Unterschied zu Deutschland dar. So ist der Erwerb der 

französischen Staatsbürgerschaft relativ leicht und begünstigt auf den ersten 

Blick den Vorgang der Integration. Den Betroffenen wird so die Teilnahme 

am zivilen und politischen nationalen Leben in vollem Umfang ermöglicht.76 

Allerdings wird sich im Verlaufe der Untersuchungen zeigen, dass durch den 

relativ einfachen Zugang zur Staatsbürgerschaft nicht automatisch ein 

besserer Integrationsprozess gegeben ist. Die Lebenswirklichkeit vieler 

Menschen mit Migrationshintergrund, die ebenfalls in den kommenden 

Kapiteln aufgeführt ist, belegt dies. 

5.2. Das deutsche „Gastarbeitermodell“ 

Im Gegensatz zu Frankreich hat es in der Bundesrepublik lange keine 

aktiven Integrationsbemühungen von staatlicher Seite gegeben. Zwar gab es 

trotz des Selbstverständnisses, kein Einwanderungsland zu sein, 
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 Vgl.: http://www.ambafrance-de.org/Staatsburgerschaftsrecht-Die. Stand: 03.01.2013 
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 Vgl.: ebda. 
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 Vgl.: Belhadj, S.35. 
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Maßnahmen zur Integrationsförderung77, von einem klar erkennbaren 

Integrationsmodell konnte jedoch nicht die Rede sein. Im Rahmen der 

„Gastarbeiterpolitik“ war die Frage nach der Integration von Zuwanderern 

lange kein Thema. Es herrschte nach den Vorstellungen von Politik, 

Gesellschaft und den Migranten selbst schlicht kein Bedarf, da man davon 

ausging, dass die Gastarbeiter nach Ablauf ihrer Arbeitsverträge wieder in 

ihre Heimat zurückkehren würden.78 Zwar war dies bei einigen auch der Fall, 

doch spätestens mit dem Einsetzen der Wirtschaftskrise Mitte der 1970er 

Jahre wurden mehr und mehr Migranten in Deutschland sesshaft. 

Integration durch die Schule 

Da in der Bundesrepublik lange keine aktive Integrationspolitik betrieben 

wurde, hatten die staatlichen Institutionen wie die Bundeswehr oder die 

Schule keine entscheidende Rolle bei der Eingliederung der Zuwanderer. 

Zudem bestanden die ersten Zuwanderungswellen hauptsächlich aus 

männlichen Gastarbeitern, die ohne ihre Familien ins Land kamen. Zwar 

nahm der Familiennachzug Mitte der 1970er Jahre kontinuierlich zu, gezielte 

bildungspolitische Maßnahmen hatte diese Entwicklung aber nicht zur Folge. 

Wie in Kapitel 6 aufgeführt, trat Integration in Zusammenhang mit Bildung 

erst später auf den Plan.   

Zugang zur Staatsbürgerschaft - Abstammungsprinzip 

Bis zum Jahr 2000 ging das deutsche Verständnis von Staatsangehörigkeit 

zurück auf das Kaiserreich und wurde bis 1999 im Wesentlichen durch das 

„Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz“ von 1913 geregelt. Demnach war 

Deutscher, wer deutsche Eltern hatte.79 Dieses Prinzip der Vererbung der 

Staatsangehörigkeit wird als „ius sanguinus“ bezeichnet. Erst 1991 wurde auf 

Betreiben des damaligen Bundesinnenministers Wolfgang Schäuble in einem 

neuen Ausländergesetz ein Recht auf Einbürgerung nach 15-jährigem 

Aufenthalt in Deutschland gewährt. Bis dahin gab es nur so genannte 
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 Vgl.: Michalowski, Ines: Integration als Staatsprogramm. Deutschland, Frankreich und die 
Niederland im Vergleich. Berlin, 2007. S. 36. 
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 Vgl.: Oberndörfer, Dieter: Die Integration von Zuwanderern in Deutschland, S. 2. In: 
http://www.fes.de/integration/pdf/vort_oberndrfer.pdf. Stand: 06.01.2013. 
79

 Vgl.: http://mediendienst-integration.de/integration/staatsbuergerschaft.html Stand: 10.01.2013. 

http://www.fes.de/integration/pdf/vort_oberndrfer.pdf
http://mediendienst-integration.de/integration/staatsbuergerschaft.html
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„Ermessenseinbürgerungen“, ausnahmsweise Einbürgerungen hochkarätiger 

ausländischer Wissenschaftler oder Sportler im „öffentlichen Interesse“.80 

Im Jahr 2000 löste das neue „Staatsangehörigkeitsgesetz“  das Reichs- und 

Staatsangehörigkeitsgesetz von 1913 ab. Das neue Gesetz brachte den 

Abschied von der einseitigen Orientierung am Prinzip des „ius sanguinis“ und 

dessen  beschränkter Ergänzung um das Territorialprinzip, also des Erwerbs 

der Staatsangehörigkeit durch Geburt im Land („ius soli"). Das war ein 

tiefgreifender Bruch mit ethnonationalen Leitvorstellungen, die man 

vereinfacht in dem Grundgedanken zusammenfassen könnte, Deutscher 

könne man zwar sein, aber nicht werden.81 

Seit dem 1. Januar 2000 „erwerben Kinder von Ausländern bei Geburt in 

Deutschland die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil 

mindestens seit acht Jahren dauerhaft in Deutschland lebt. Sie müssen sich 

allerdings zwischen ihrem 18. und 23. Lebensjahr entscheiden, ob sie die 

deutsche Staatsangehörigkeit oder die Staatsangehörigkeit ihrer Eltern 

behalten wollen.“82 Zudem wurde die Einbürgerung erheblich erleichtert. So 

haben Ausländer „… bereits nach 8 statt, wie bisher, nach 15 Jahren 

rechtmäßigen Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland einen 

Einbürgerungsanspruch. Für die Einbürgerung ist der Nachweis 

ausreichender deutscher Sprachkenntnisse erforderlich. Straflosigkeit und 

Verfassungstreue sind weitere Kriterien. Auch muss der Einzubürgernde in 

der Lage sein, sich finanziell selbst zu unterhalten.“83 

Ein weiterer Programmpunkt der Reform konnte allerdings nicht verwirklicht 

werden. Die von vielen Seiten geforderte Akzeptanz einer mehrere Staaten 

überlappenden Staatsangehörigkeit wurde nicht durchgesetzt. Dass dies 

durchaus ein sinnvoller Ansatz ist und der Lebenswirklichkeit vieler 
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 Vgl.: Ebda. 
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 Vgl.: Butterwegge, Carolin: Von der „Gastarbeiteranwerbung zum Zuwanderungsgesetz. 
Migrationsgeschehen und Zuwanderungspolitik in der Bundesrepublik“, 2005. Siehe: 
http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-migration/56377/migrationspolitik-in-der-
brd?p=all Stand: 06.02.2013 
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 Vgl.: http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/EinreiseUndAufenthalt/Staatsangehoerigkeitsrecht_node.html. Stand: 04.01.2013. 
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 Vgl.: Ebda. 

http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-migration/56377/migrationspolitik-in-der-brd?p=all
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Menschen mit Migrationshintergrund entspricht, wird im Ausblick auf die 

Entwicklung der Integrationsprozesse (Kapitel 10) genauer aufgeführt. 

Paradigmenwechsel zur Jahrtausendwende 

Mit Inkraftreten des neuen Staatsangehörigkeitsgesetzes und den folgenden 

Entwicklungen setzte Deutschland ein entscheidendes Signal: Einwanderer 

werden  nicht nur als vorübergehende Gäste betrachtet,84 sondern sollen in 

die deutsche Gesellschaft integriert werden. Fortan spielte das Thema 

Integration in der Bundesrepublik eine immer wichtigere Rolle. Durch das seit 

Januar 2005 in Kraft getretene Zuwanderungsgesetz wurde „erstmals eine 

materiell verstärkte Integrationsförderung durch den Bund gesetzlich 

verankert.“85 Das Zuwanderungsgesetz sieht bezüglich der Integration von 

Ausländern und Menschen mit Migrationshintergrund folgende Grundsätze 

vor: 

  „Integration bedeutet gleichberechtigte Teilhabe am kulturellen, sozialen, 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben und stellt eine 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe dar.“86 

Das Zuwanderungsgesetz ist als Meilenstein der deutschen 

Integrationspolitik zu verstehen. Integration wurde nicht nur gesetzlich 

verankert sondern auch als politisch-gesellschaftliche Herausforderung 

anerkannt. Bezüglich des Staatsbürgerschaftserwerbs hat das 

Zuwanderungsgesetz strengere Anforderungen mit sich gebracht. Der 

Zugang zur deutschen Staatsbürgerschaft ist seitdem mit dem Nachweis 

sprachlicher Fähigkeiten und dem Bestehen eines Einbürgerungstestes 

verbunden.87  
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 Vgl.: https://mediendienst-integration.de/integration/staatsbuergerschaft.html. Stand: 04.01.2013 
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 http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-migration/56351/zuwanderungsgesetz-
2005?p=all. Stand: 07.01.2013. 
86
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 So müssen die Teilnehmer eines Sprachkurses das Sprachniveau B1 des Europäischen 
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5.3. Zusammenfassung und Unterschiede 

Die Untersuchung der beiden „Integrationsmodelle“ hat ergeben, dass 

Deutschland und Frankreich ganz unterschiedliche Herangehensweisen an 

das Themenfeld Integration haben. Um der Konkordanzmethode gerecht zu 

werden, die von unterschiedlichen Voraussetzungen und ähnlichen 

Ergebnissen ausgeht, sollen die wesentlichen Unterschiede zwischen beiden 

Ländern noch einmal hervorgehoben werden. Im darauf folgenden 

Analyseteil werden die ähnlichen Ergebnisse ersichtlich.  

Integrationsmodelle 

Während in Frankreich bereits zu Beginn des Untersuchungszeitraumes also 

nach einem klar ersichtlichen Modell „integriert“ wurde, ging man in 

Deutschland ohne vorgegebene Struktur an die Eingliederung von Menschen 

mit Migrationshintergrund heran. Dies ist ein elementarer Unterschied 

zwischen beiden Staaten. Einhergehend damit sind die Unterschiede im 

Verständnis als Einwanderungsland. Auf der einen Seite steht mit Frankreich 

ein klassisches Einwanderungsland88, auf der anderen Seite die 

Bundesrepublik, die sich gegen den Status als Einwanderungsland lange 

gewehrt hat. Erst mit der Jahrtausendwende hat die Bundesrepublik den 

Status als Einwanderungsland anerkannt. So ließ die „Unabhängige 

Kommission Zuwanderung“, die im Jahre 2000 von der Bundesregierung 

eingesetzt wurde, im Zuwanderungsbericht 2001 verlauten, dass 

„Deutschland – übrigens nicht zum ersten Mal in seiner Geschichte – ein 

Einwanderungsland geworden ist.“89. 

Staatsbürgerschaft 

Im Bezug auf das Staatsbürgerrecht wird zudem ein markanter Unterschied 

deutlich. Während in Frankreich der Integrationsprozess meist mit dem 

Erwerb der Staatsbürgerschaft beginnt, „bleibt die Einbürgerung in der 
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 Vgl.: Interview Grillmayer. 
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 Vgl.: Unabhängige Kommission Zuwanderung: Zuwanderung gestalten, Integration fördern. Bericht 
der Unabhängigen Kommission ‚Zuwanderung‘, 2001, S. 13. Siehe: 
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/MigrationIntegration/AsylZuwander
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blob=publicationFile Stand: 10.02.2013. 
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Konzeption der Bundesrepublik der Zielpunkt und nicht die Grundlage der 

Integrationsprozesse“.90 

Kommunitarismus vs. Dialog 

Ein weiterer zentraler Unterschied zwischen beiden Ländern wird im vierten 

Merkmal des republikanischen Integrationsmodells ersichtlich. Frankreich 

empfängt demnach keine Gemeinschaften sondern nur Individuen und bietet 

diesen eine Verschmelzung mit dem „Körper der Nation an“.91 Gleichzeitig 

haben die Organisationen der Migranten keine anerkannte politische 

Funktion. Dies entspricht dem Grundsatz der „einen und unteilbaren 

Republik“,92 der in Artikel 1 der französischen Verfassung festgehalten ist. 

Daraus resultiert, dass Frankreich Politik zugunsten ethnischer  Minderheiten 

ablehnt und nach dem Prinzip des Kommunitarismus handelt.93 Der Staat 

verhandelt nicht mit Gruppen, sondern nur mit Individuen. Die staatliche 

Anerkennung von Minderheiten würde die Grundlage des republikanischen 

Integrationsmodells, demzufolge alle Einzelnen gleich behandelt werden 

sollen, in Frage stellen.94 

In Deutschland hingegen spielt der Dialog mit Minderheiten im 

Integrationsprozess eine wesentliche Rolle. Beispielhaft für das Vorgehen 

der Bundesrepublik sind die seit 2006 abgehaltenen Nationalen 

Integrationsgipfel und der 2007 verabschiedete Nationale Integrationsplan. 

Die Nationalen Integrationsgipfel haben unter anderem das Motto 

ausgegeben, miteinander und nicht übereinander sprechen zu wollen95. An 

den Gipfeln sind Vertreter aus Politik, Medien, Migrantenverbänden sowie 

Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften und Sportverbänden beteiligt. Die 

Zusammenkünfte haben zum Ziel, Probleme der Zuwandererintegration und 

der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund in der 

Bundesrepublik Deutschland in intensiven Diskussionen zu lösen. Der 
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 Bendel, Hildebrandt, S. 14. 
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 Vgl.: Belhadj, S. 34. 
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Nationale Integrationsplan wurde auf allen staatlichen Ebenen, also von 

Bund, Ländern und Kommunen, sowie mit Vertretern von 

Bürgergesellschaften und Migranten erarbeitet und stellt die 

„Integrationspolitik in Deutschland auf eine neue Grundlage. Oberste Priorität 

hat demnach eine nachhaltige Integrationspolitik“96. 
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6. Bildung und Integration 

 

Nicht wenige Wissenschaftler (im Folgenden Deloye, Esser, Tucci, 

Grillmayer, Neumann u.a.) sehen in der Bildung einen der Schlüsselbereiche 

der Integration. Dies betrifft nicht nur die gesamte Gesellschaft, sondern vor 

allen Dingen Menschen fremder Herkunft. Für Hartmut Esser, auf dessen 

theoretische Definition von Integration sich die vorliegende Arbeit bezieht, ist 

Bildung Teil des Integrationsbereiches „Kulturation“. Rufen wir uns also 

Essers Definition von Kulturation kurz ins Gedächtnis: 

                          „Mit Kulturation ist gemeint, dass die Akteure das für ein 

sinnhaftes, verständiges und erfolgreiches Agieren und Interagieren nötige 

Wissen besitzen und bestimmte Kompetenzen haben. Das Wissen und die 

Kompetenzen beziehen sich auf die Kenntnis der wichtigsten Regeln für 

typische Situationen und die Beherrschung der dafür nötigen (kulturellen) 

Fertigkeiten, insbesondere sprachlicher Art.“97  

 

Darüber hinaus beschreibt er Kulturation als Grundlage für einen weiteren 

wichtigen Integrationsbereich, die „Platzierung“ (auf die in Kapitel 7 und 8 

genauer eingegangen wird). Bildung ist also ein wichtiger Teil des 

Integrationsprozesses und beginnt in der Regel in der Schule. Dieser kommt 

daher in Einwanderungsgesellschaften eine besondere Verantwortung zu. 

Die Schule ist die einzige Institution, die alle Kinder und Jugendliche erfasst 

und so die entsprechenden Grundlagen bei allen legen kann. Sie hat im 

Bezug auf den Integrationsprozess vor allen Dingen die Chance, das für ein 

„sinnhaftes, verständiges und erfolgreiches Agieren und Interagieren nötige 

Wissen“ 98 und wichtige Fertigkeiten wie kulturelles Verständnis und 

sprachliche Fähigkeiten zu vermitteln. 

Im folgenden Kapitel wird der Autor also den Bildungserfolg von Menschen 

mit Migrationshintergrund in beiden Staaten aufführen, auf die politischen 

und strukturellen Bildungsbedingungen hinsichtlich des 

Integrationsprozesses in beiden Staaten eingehen und die Unterschiede 
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 Vgl.: Esser, Hartmut: Integration und ethnische Schichtung. Gutachten im Auftrag der 
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herausarbeiten. Anschließend werden die ersten Hypothesen formuliert, was 

dafür verantwortlich sein könne, dass beide Staaten trotz unterschiedlicher 

Voraussetzungen und Vorgehensweisen mit ähnlichen Problemen 

konfrontiert sind. Die Fortschritte beider Länder im Bereich Integration und 

Bildung werden anhand des  „Strategischen Ziels 3“ des „strategischen 

Rahmens der Europäischen Kommission für die europäische 

Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung“ 

analysiert. Dieses gibt für alle Mitgliedstaaten folgende Ziele aus: 

 

   „Die Politik der allgemeinen und beruflichen Bildung sollte es allen Bürgern 

— unabhängig von ihrem persönlichen, sozialen oder wirtschaftlichen 

Hintergrund99 — ermöglichen, während ihres gesamten Lebens sowohl 

arbeitsplatzbezogene Kenntnisse und Fertigkeiten als auch die 

Schlüsselkompetenzen zu erwerben, zu aktualisieren und 

weiterzuentwickeln, die sie für ihre Beschäftigungsfähigkeit benötigen, und 

sie sollte weiteres Lernen, aktiven Bürgersinn und interkulturellen Dialog 

fördern. Bildungsbenachteiligung sollte durch ein hochwertiges 

Bildungsangebot für Kleinkinder und eine gezielte Förderung sowie durch die 

Förderung der integrativen Schulbildung angegangen werden. Die Systeme 

der allgemeinen und beruflichen Bildung sollten darauf ausgerichtet sein, 

dass alle Lernenden, einschließlich jener aus benachteiligten 

Verhältnissen, jener mit besonderen Bedürfnissen sowie Zuwanderer, 

einen Bildungsabschluss erreichen, gegebenenfalls auch über den zweiten 

Bildungsweg und durch Bereitstellung von stärker auf persönliche 

Bedürfnisse zugeschnittenen Lernangeboten. Das Bildungswesen sollte 

interkulturelle Kompetenzen, demokratische Werte und die Achtung der 

Grundrechte und der Umwelt fördern sowie jegliche Form der 

Diskriminierung bekämpfen und alle jungen Menschen dazu befähigen, 

einen positiven Umgang mit Altersgenossen unterschiedlicher Herkunft zu 

pflegen.“100 
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Das Kapitel wird also anhand folgender Kriterien strukturiert 

 

1. Gezielte Förderung für Migrantenkinder 

2. Chancengleichheit (beinhaltet in dieser Analyse die Thematik der 

Diskriminierung)  

 

Der Autor bedient sich dieser Kriterien, da sie von den Bildungsministern 

beider untersuchten Länder verabschiedet wurden101 und somit die 

Zielvorgabe beider Länder darstellt. Zwar ist das „Strategische Ziel 3“ eine 

allgemeine und nicht speziell für den Integrationsprozess konzipierte 

Vorgabe, sie eignet sich dennoch als Basis für die Analyse, da sie von „allen“ 

Bürgern spricht. Damit bezieht sie Menschen mit und ohne 

Migrationshintergrund gleichermaßen ein. 

6.1. Gezielte Förderung für Migrantenkinder 

Frankreich: Der Bildung kommt im französischen Integrationsprozess eine 

entscheidende Rolle zu. Die republikanische Integration von Kindern mit 

Migrationshintergrund wird in Frankreich nach dem achten Merkmal des 

republikanischen Integrationsmodells (siehe Kapitel 5.1) durch zwei 

staatliche Institutionen der Republik gefördert, die Armee und die Schule. 

Aufgrund der Aussetzung des Militärdienstes konzentriert sich die 

republikanische Erziehung auf die Schule. Um darüber hinaus die Bedeutung 

von Schule für den Integrationsprozess in Frankreich zu verstehen, lohnt ein 

Blick in die Wissenschaft. So bezeichnet der  französische Politologe Yves 

Déloye die republikanische Schule als „Schmiede und Säule der Nation“102, 

die Soziologin Dr. Ingrid Tucci sieht sie als „Eckpfeiler der französischen 

Integrationspolitik“103 an und für Dominik Grillmayer und Wolfgang Neumann 

vom Deutsch-Französischen-Institut „gehen die entscheidenden Impulse für 

                                                                                                                                                                     

lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2009:119:0002:0010:DE:PDF 

Stand: 06.02.2013.  
101
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eine gelungene Integration unter anderem von der Schul- und Bildungspolitik 

aus“.104 

 

Die integrationspolitischen Ziele sind durch das republikanische 

Bildungskonzept klar formuliert. Die Kinder mit Migrationshintergrund sollen 

als Individuen in der Schule empfangen, dort einer Sozialisation unterzogen 

werden und nach Beendigung der Schullaufbahn „bestens integrierte 

Franzosen“ sein.105 

Doch dieses Model stieß schnell an seine Grenzen. Die erwarteten Erfolge 

blieben aus, so wurden ab Mitte der 1970er Jahre in den Schulen der 

Republik Ansätze interkultureller Erziehung eingeführt. Diese wurden in den 

1990er Jahren aber zugunsten der Vermittlung gemeinsamer Inhalte 

zurückgesetzt. Anfang der 1980er Jahre wurden zudem die „Zones 

d’éducation prioritaire“ (ZEP) gegründet. Wie es der Name bereits impliziert, 

wurden die ZEP vor allen Dingen in den Gebieten eingerichtet, die einen 

besonderen schulischen Entwicklungsbedarf aufwiesen. Die ZEP wurden mit 

zusätzlichen finanziellen Mitteln für Lehrkräfte und Lehrmaterial 

ausgestattet.106 Diese Gebiete fand und findet man meist in den Vorstädten 

der großen Metropolen, die schon zum damaligen Zeitpunkt von Menschen 

mit Migrationshintergrund geprägt waren und es noch immer sind.107 Zwar 

handelt es sich bei der Einrichtung der ZEP im ursprünglichen Sinne um 

einen Teil der Stadt-, und nicht der Integrationspolitik. Da aber in Frankreich, 

wie in Kapitel 5 aufgezeigt, keine gezielte Minderheitenpolitik betrieben wird, 

versucht die Republik die Integrationsdefizite über die Stadtpolitik („politique 

de la ville“) für die „Sensiblen Stadtgebiete“108 (Zones Urbaines Sensibles, im 

Folgenden ZUS) zu reduzieren.109 Die Errichtung der ZEP ist also eine 

gezielte Förderung benachteiligter Schüler, die den Vorgaben des 

„Strategischen Ziels 3“ auf den ersten Blick gerecht wird.  
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Doch trotz über 30 Jahren großen finanziellen, personellen und materiellen 

Aufwands hat sich die Förderung durch die ZEP nicht als effizient erwiesen. 

Eine Untersuchung aus dem Jahr 2005 ergab, dass sich die 

Gefällestrukturen zwischen Schulen in den ZEP und Schulen außerhalb der 

ZEP nicht verändert hatten, auch der Schulerfolg in den ZEP hatte sich nicht 

messbar erhöht.110 Im Jahre 2007 erfolgte von Seiten der Regierung ein 

Umdenken bezüglich der ZEP. Deren Zahl sollte reduziert und auf jene 

Quartiere konzentriert werden, „in denen am meisten Handlungsbedarf 

besteht.“111 Dass diese Maßnahme nur ein Anfang im 

Umorientierungsprozess bezüglich der ZEP war, verdeutlicht der aktuelle 

Bildungsbericht der Regierung. Hier wird die Rolle der ZEP grundlegend in 

Frage gestellt. „Die ursprünglich angedachte Funktion der éducation 

prioritaire, die die Ungleichheiten der Schulen des Landes durch zusätzliche 

finanzielle und personelle Unterstützung beseitigen sollte, hat sich als 

ineffizient erwiesen. Die éducation prioritaire muss neu überdacht werden, 

alle Bildungsbeteiligten sind aufgefordert, an dieser Umgestaltung 

mitzuwirken.“ 112 

 

Eine weitere Maßnahme initiierte die Regierung Mitte der 1990er Jahre. Mit 

der  „École de la 2eme Chance“ wurde ein Instrument speziell für 

Schulabbrecher eingeführt. Diese Schulform soll, wie der Name bereits 

impliziert, Kindern und Jugendlichen ohne Schulabschluss eine zweite 

Chance geben. So erhielten beispielsweise im Jahre 2011 rund 11.500 

Jugendliche die Möglichkeit, einen zweiten Anlauf zum Erwerb eines 

Schulabschlusses zu nehmen. Dennoch liegt die Gesamtzahl der 

Schulabbrecher weit höher als die Aufnahmezahlen der „Écoles de la 2eme 

Chance“.113 Da unter den Schülern, die die Schule ohne Abschluss verlassen 

ein prozentual hoher Anteil an Migrantenkindern vorherrscht, kann auch die 

Errichtung der „École de la 2eme Chance“ als Integrationsmaßnahme 

verstanden werden.   
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Deutschland: Obwohl die Bundesrepublik Deutschland lange keine aktive 

Integrationspolitik betrieben hat, wurden auf den ersten Blick in der Schul- 

und Bildungspolitik schon früh Akzente zur Eingliederung von Kindern 

ausländischer Herkunft gesetzt. So führte in den 1960er Jahren die 

Kultusministerkonferenz (KMK) als bundeslandübergreifendes Organ der 

Bildungspolitik schrittweise die allgemeine Schulpflicht auch für ausländische 

Kinder ein, zudem wurden zahlreiche Konzepte, Beschlüsse, Verordnungen 

und Abkommen gefasst, die sich mit der Eingliederung von Schülern 

ausländischer Herkunft ins deutsche Schulsystem beschäftigten. Den Fokus 

legte man dabei auf das Erlernen der deutschen Sprache und dem 

zusätzlichen Unterricht in der Muttersprache.114  

Doch die ergriffenen Maßnahmen sollten nicht nur der Eingliederung der 

Migrantenkinder ins deutsche Schulsystem dienen, sondern auch das Ziel 

der Rückkehrfähigkeit in den Vordergrund stellen. So wurden zeitweise 

nationale Klassen in der Muttersprache eingerichtet, um die Kinder auf die 

Rückkehr in ihre Heimat vorzubereiten.115 Auch in den 1970er und 80er 

Jahren wurde versucht, ausländische Kinder und Jugendliche zu fördern. 

Über Modellversuche sollten Schüler mit Migrationshintergrund in das 

deutsche Schulsystem eingegliedert werden.116 Die Modellversuche 

offenbarten, dass viele Schüler mit Migrationshintergrund vornehmlich mit 

sprachlichen Schwierigkeiten zu kämpfen hatten und die unterschiedlichen 

Bemühungen zur schulischen Integration von Migrantenkindern noch kein 

einheitliches Konzept erbracht hatten und die schulischen Defizite der 

Betroffenen groß waren.117 Wenngleich punktuell Maßnahmen zur Integration 

von Schülern ausländischer Herkunft im deutschen Bildungswesen 

beispielsweise seitens der KMK getroffen wurden, ein einheitliches 

bildungspolitisches Integrationskonzept wurde von den Bundesregierungen 
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nicht erarbeitet. Auch dieses Vorgehen spiegelt die über viele Jahrzehnte 

von der Bundesrepublik vertretene Position wider, dass Deutschland kein 

Einwanderungsland sei. 

 

Wie in der gesamten integrationspolitischen Entwicklung fand auch im Bezug 

auf die Schul- und Bildungspolitik im 21. Jahrhundert ein Paradigmenwechsel 

statt. Mit der Einführung des Programms „Soziale Stadt“, auf das in Kapitel 8 

genauer eingegangen wird, initiierte die Bundesregierung gezielte 

bildungspolitische Maßnahmen für Menschen mit Migrationshintergrund in 

benachteiligten Stadtgebieten. Ansatzpunkt ist dabei die Sprachförderung 

beispielsweise durch das Projekt „Mama lernt Deutsch“. In diesem sollen 

Migrantinnen durch die Vermittlung von Sprachkenntnissen in die Lage 

gebracht werden, ihre Kinder auf dem schulischen Weg besser zu begleiten 

und darüber hinaus die eigene Selbstständigkeit zu erweitern.118 Darüber 

hinaus sieht das Programm Maßnahmen zur besseren schulischen Bildung 

von Migranten vor. Das Engagement zielt auf den verstärkten Austausch von 

„deutschen“ und „ausländischen“ Kindern ab und bringt zudem die vermehrte 

Beschäftigung von Lehrkräften mit Migrationshintergrund auf den Plan.119  

Am deutlichsten wird der deutsche Paradigmenwechsel im Bezug auf 

Bildung und Integration, wenn man den Nationalen Aktionsplan Integration, 

der eine Weiterentwicklung des Nationalen Integrationsplans von 2007 ist, 

genauer betrachtet. Dort wird von der Bildung als „entscheidende 

Voraussetzung für den beruflichen Erfolg“ gesprochen. Zudem sollen 

„Rahmenbedingungen für eine gleichberechtigte Teilhabemöglichkeiten und 

Zugänge zu Bildung geschaffen, die individuelle Förderung verstärkt und die 

Potenziale von Kindern, Jugendlichen und (jungen) Erwachsenen mit 

Migrationshintergrund erkannt und gefördert werden.“120 

 

Mit dem Nationalen Integrationsplan sind Schritte unternommen worden, die 

den Vorstellungen des „Strategischen Ziels 3“ entsprechen. So sollen u.a. die 

frühkindliche Bildung für Migrantenkinder weiter ausgebaut werden, die 
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Rahmenbedingungen für gleichberechtigte Teilhabe an Bildung „optimiert“ 

und die individuelle Förderung von Schülern mit Migrationshintergrund 

intensiviert werden.121 Dass diese Maßnahmen in die richtige Richtung 

tendieren, zeigt der zweite Integrationsindikatorenbericht der 

Bundesregierung aus dem Jahr 2012. Dort wurde eine leichte Verbesserung 

der Schulleistungen von Kindern mit Migrationshintergrund diagnostiziert.122 

 

Unterschiede 

 

Die gezielte Förderung von Schülern mit Migrationshintergrund unterscheidet 

sich in beiden Staaten zumindest bis zur Jahrtausendwende. In Frankreich 

war die Schule schon zu Beginn des Untersuchungszeitraumes einer der 

Hauptträger des Integrationsprozesses, der durch die Einrichtung der ZEP 

gezielt gefördert wurde.  

In Deutschland wurden zwar einige Maßnahmen getroffen, doch wie im 

gesamten Integrationsprozess gingen Politik, Gesellschaft und die Migranten 

selbst davon aus, dass die Migrantenkinder ohnehin in ihre Heimat 

zurückkehren würden, eine umfassende Integration durch die Schule wurde 

also nicht als notwendig angesehen. Erst mit der Jahrtausendwende rückte 

die Schule auch in Deutschland in den Fokus der Integrationspolitik. 

Jahrzehntelange Integrationspolitik durch die Schule steht also einer noch 

jungen Integrationspolitik durch die Schule gegenüber. Die Ergebnisse 

weisen dennoch Parallelen auf. 

6.2. Chancengleichheit an Schulen 

Um die Chancengleichheit für Migrantenkinder in beiden Ländern zu 

analysieren, werden zunächst die Schulsysteme skizziert. Dadurch soll 

gezeigt werden, unter welchen Voraussetzungen Schulbildung in beiden 

Ländern stattfindet und mit welchen Herausforderungen Schüler mit 

Migrationshintergrund konfrontiert sind. Anschließend wird die tatsächliche 

Chancengleichheit im Sinne des „Strategischen Ziels 3“ analysiert. 
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Frankreich: In Frankreich werden die Schüler schon in sehr jungen Jahren 

eingeschult. Spätestens im Alter von drei Jahren besuchen sie die Vorschule 

und durchlaufen bis zum 15. Lebensjahr, bis ins Collège, eine gemeinsame 

Schullaufbahn. Am Ende des Collège findet die Trennung in unterschiedliche 

Bildungszweige statt. Zum einen haben die Schüler die Möglichkeit, den 

allgemeinbildenden Weg einzuschlagen, indem sie das Lycée (französisches 

„Pendant“ zum deutschen Gymnasium)  besuchen. Dort findet nach dem 

ersten gymnasialen Jahr entweder die Vorbereitung auf die allgemeine 

Hochschulreife oder auf das Baccalauréat technologique statt. Wer den 

berufsorientierten Zweig einschlägt, dem werden kurze praktische 

Ausbildungen angeboten, aber auch ein berufliches Abitur. Im Gegensatz zur 

beruflichen Ausbildung in Deutschland werden die kurzen 

Berufsausbildungen in Frankreich jedoch als „Abstellgleis“ und minderwertig 

betrachtet.123 Schulen in Frankreich sind grundsätzlich Ganztagsschulen. 

Das Bildungssystem ist zentral gesteuert und für alle Schüler der Republik 

identisch.  

 

Für Schüler mit Migrationshintergrund bietet das republikanische 

Schulmodell auf den ersten Blick günstige Voraussetzungen. Durch die späte 

Trennung der Schüler in unterschiedliche Bildungszweige findet 

entsprechend spät eine Leistungstrennung statt, schwächere Schüler können 

einen langen Zeitraum mit stärkeren Schülern verbringen und davon 

profitieren. 

Zudem sind in Frankreich Integration und Schule mit einem zentralen 

Schlüsselbegriff verbunden: „Chancengleichheit“. Schon der Wahlspruch der 

französischen Republik, „Liberté, Egalité, Fraternité“ (zu Deutsch: Freiheit, 

Gleichheit, Brüderlichkeit) impliziert, dass alle Staatsbürger gleiche 

Bedingungen haben. An diese Tradition knüpft die republikanische Schule 

direkt an und verspricht allen Schülern Chancengleichheit. 
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Dies wirkt auf den ersten Blick vielversprechend, haben doch alle Kinder 

nach diesem Prinzip die gleichen Entfaltungsmöglichkeiten. Doch die Realität 

sieht anders aus. Das Prinzip der Chancengleichheit ist einhergehend mit 

dem Prinzip des leistungsbezogenen Aufstiegs. Schulische Bildung gilt in der 

französischen Gesellschaft als Königsweg für eine erfolgreiche Zukunft. 124 

Eine Studie der OECD hat ergeben, dass der Unterstützung aus dem 

Elternhaus im französischen Schulsystem eine tragende Rolle zukommt.125 

Daher werden in den Familien viele Ressourcen in die Bildung der Kinder 

investiert. Diese umfassen sowohl finanzielle Leistungen wie beispielsweise 

Investitionen in Nachhilfeunterricht, als auch pädagogische Komponenten 

wie Hausaufgabenbetreuung oder Lernmotivation.126 Da aber nicht jede 

Familie über die gleichen finanziellen und pädagogischen Möglichkeiten 

verfügt und eine erfolgreiche Schullaufbahn wie aufgeführt stark vom 

Elternhaus abhängig ist, erweist sich das Prinzip der Chancengleichheit als 

nicht in vollem Maße gegeben. Betroffen sind dabei häufig Schüler mit 

Migrationshintergrund. Wie in Kapitel 4 und 7 aufgeführt, stammen viele 

Eltern der Migrantenkinder aus bildungsfernen und niedrigen sozialen 

Schichten, was eine häusliche Bildungsbetreuung und finanzielle 

Unterstützung erschwert.  

Zudem fehlt in „Einwandererfamilien oft die Nähe zwischen schulischer und 

familiärer Kultur und die nötige Vertrautheit mit dem Bildungssystem, um die 

richtigen Bildungswege zu wählen, oder die Möglichkeit, ein Modell für den 

durch schulische Leistungen bedingten Erfolg zu sein“.127 Die Schule kann 

daher die angestrebte  Gleichheit der sozialen Gruppen nicht gewährleisten. 

 

Ein weiteres Problem im Bezug auf Schule und den Integrationsprozess ist 

die starke Ethnisierung der französischen Schulen, vor allen Dingen in den 

unattraktivsten Bildungswegen128. Die ZEP weisen wiederum einen hohen 
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Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund auf129, die zu großen Teilen mit 

den bereits aufgeführten Nachteilen konfrontiert sind. 

Zudem sind Schüler mit Migrationshintergrund nicht selten Opfer von  

ethnischen und rassistischen Diskriminierungen.130 Auch wenn es, zumindest 

in aller Regel, im Bildungssystem keine ethnische Diskriminierung gibt, wirkt 

sich der ethnisch-„rassische“ Faktor als ein entscheidender Nachteil aus.131 

Die Jugendlichen fühlen sich im Alltag aufgrund ihres ausländischen Namens 

oder ihrer Hautfarbe ausgegrenzt, benachteiligt oder stigmatisiert.132 Die 

Schule kann die Diskrepanz zwischen dem von Diskriminierungen geprägten 

Alltag der Immigrantenkinder und den Integrationszielen der nationalen 

Sozialisationsinstanzen nicht aufheben.133 

 

Aus den aufgeführten Konfliktfeldern hat sich ein psychologischer Effekt 

entwickelt, der für den Werdegang vieler Schüler mit Migrationshintergrund 

von großer Bedeutung ist. Das von der Republik betonte Prinzip der 

Chancengleichheit entwickelt sich für viele Betroffene schnell ins Gegenteil, 

viele Schüler mit Migrationshintergrund betrachten das Schulsystem somit 

als ungerecht und diskriminierend.134 Die Schüler stehen den Werten der 

Schule fremd gegenüber. Sie verspüren eine Kluft zwischen den 

Versprechungen der Republik und den tatsächlichen Gegebenheiten.135 Viele 

resignieren und glauben schlicht nicht mehr an die Aufstiegsmöglichkeit 

durch die Schule, da sie das Gefühl haben, ohnehin ausgegrenzt zu bleiben. 

Daraus resultiert, dass viele Schüler im französischen Bildungssystem auf 

der Strecke bleiben und die Schule mit dem als minderwertig betrachteten136 

Collège-Abschluss oder gar ohne jeglichen Schulabschluss verlassen. Am 

prekärsten stellt sich die Situation für Schüler mit afrikanischem 

Migrationshintergrund dar. Sie sind in den Schulen unter den am stärksten 
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Benachteiligten überrepräsentiert.137 Dies hat, wie Kapitel 7 zeigen wird, 

starke Auswirkungen auf das Berufsleben. 

Für viele Schüler ist dieses Phänomen jedoch keine Neuerscheinung. Die 

Defizite des republikanischen Schulmodells in Bezug auf den 

Integrationsprozess ziehen sich über mehrere Generationen, in vielen 

Einwandererfamilien hat das Schulversagen „Tradition“. Zu den ohnehin 

schon vorhandenen institutionellen Defiziten kommen also noch 

schwerwiegende psychologische Ressentiments der Betroffenen hinzu. 

Diese münden nicht selten in Gewalt. Als während den Vorstadtunruhen 

2005 (Kapitel 9 wird darauf ausführlicher eingehen) auch Schulen in Brand 

gesteckt wurden, wurde die Enttäuschung vieler Schüler mit 

Migrationshintergrund über das ihrer Sicht nach ungerechte und ungleiche 

Bildungssystem offensichtlich.138 

 

Der französische Politikwissenschaftler und Integrationsforscher Yves Bizeul 

fast das Dilemma der republikanischen Schule im Bezug auf den 

Integrationsprozess wie folgt zusammen: 

 

      „Heute kann die Schule ihrer integrativen Funktion nur begrenzt gerecht 

werden. Dies hat verschiedene Gründe: mangelnde Erziehung der Kinder mit 

Migrationshintergrund in ihren Großfamilien, Verlust an Selbstwertgefühl, 

Schulversagen, desillusionierte Haltung von Lehrern gegenüber auffälligen 

Schülern ausländischer Herkunft, Vernachlässigung von schwachen 

Schülern, Diskriminierung an Schulen und in der Wirtschaft. Einhergehend 

damit ist eine steigende Ethnisierung der Schule  und seine steigende 

Gewaltbereitschaft der Schüler.“139 

 

Deutschland: In Deutschland werden Kinder in der Regel erst im Alter von 

sechs Jahren eingeschult, im Vergleich zu Frankreich also ca. drei Jahre 

später. Die Trennung in unterschiedliche Bildungszweige findet hingegen 
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wesentlich früher statt. Bereits nach der Primarstufe (je nach Bundesland 

nach vier oder sechs absolvierten Schuljahren) werden die Kinder in 

unterschiedliche Schulzweige verteilt. Im Anschluss haben die Schüler die 

Möglichkeit, an verschiedenen Schulformen der Sekundarstufe I (Sonder-, 

Haupt-, Real-, Gesamtschule oder Gymnasium) ihren Schulabschluss zu 

machen.  Im Gegensatz zu Frankreich hat das duale Ausbildungssystem in 

Deutschland einen hohen Stellenwert. Unter dualem Ausbildungssystem 

versteht man die Verbindung aus einem beruflichen Ausbildungsplatz in 

Kombination mit dem Absolvieren einer Berufsschule. Was in Frankreich also 

eher als „minderwertig“ betrachtet wird, ist in der Bundesrepublik anerkannt 

und hoch angesehen. Dies spielt, wie folgendes Kapitel zeigen wird, vor allen 

Dingen beim Übergang ins Berufsleben eine gewichtige Rolle. Da das 

deutsche Bildungssystem Ländersache ist140, kann nicht von einheitlichen 

Voraussetzungen für alle deutschen Schüler gesprochen werden. Auch ist 

keine einheitliche Regelung bezüglich der Ganztagsschulen zu finden.141 

 

Die institutionellen Voraussetzungen in Deutschland bieten für Schüler mit 

Migrationshintergrund auf den ersten Blick keine günstigen 

Voraussetzungen. Bereits nach vier absolvierten Schuljahren werden die 

Schüler ihrer Leistungsstärke entsprechend in verschiedene Schulzweige 

getrennt, gemeinsames Lernen mit den meist erfolgreicheren 

„einheimischen“ Schülern ist nicht gewährt. Daher kann von einer 

Chancengleichheit in Deutschland keine Rede sein. Schüler können meist 

keinen ähnlich erfolgreichen Weg einschlagen, wie die Altersgenossen, die 

aufs Gymnasium gehen. Diese Trennung wird häufig als Grund für die 

besonders ausgeprägten Bildungsungleichheiten zwischen Kindern 

unterschiedlicher sozialer und ethnischer Herkunft angeführt.142 Die Struktur 
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 Da wegen der Kulturhoheit der Länder die Zuständigkeit für das Schul- und Hochschulwesen in 
Deutschland bei den Ländern liegt, können Teile des Bildungssystems recht unterschiedlich gestaltet 
und benannt sein. Das Bildungssystem folgt jedoch einem bundesweit gültigen Grundgerüst. 
141

 So gibt es in Deutschland verschiedenste Arten von Ganztagsschulen. Es existieren 
Ganztagsschulen in voll gebundener, teilweise gebundener, halboffener oder offener Form, aber 
auch Schulen, die kein ganztägiges Angebot zur Verfügung stellen. 
142

 Vgl.: Groh-Samberg, Olaf; Jossin, Ariane; Keller, Carsten; Tucci, Ingrid: Erfolge trotz schlechter 
Startbedingungen? Was hilft Migrantenkindern in Deutschland und Frankreich? In: DIW 
Wochenbericht, Ausgabe 41, 2011. S.3. Siehe: 
http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.386916.de/11-41-1.pdf. Stand: 
16.01.2013. 
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http://de.wikipedia.org/wiki/Hochschule
http://de.wikipedia.org/wiki/Land_%28Deutschland%29
http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.386916.de/11-41-1.pdf
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der Schule ist darauf ausgerichtet, dass möglichst früh möglichst homogene 

Lerngruppen mit einem ähnlichen Kompetenz-, Lern-, Leistungs- und 

Sprachniveau unterrichtet werden.143 Heterogenität und Chancengleichheit 

an Schulen ist damit schwer realisierbar. Davon betroffen sind häufig Kinder 

mit Migrationshintergrund, die aus bildungsfernen Schichten kommen. 

Diese Selektion führt u.a. dazu, dass auch in deutschen Schulen eine starke 

ethnische Konzentration von Schülern mit Migrationshintergrund an den 

sozusagen  am Ende der Bildungskette stehenden Hauptschulen besteht. 

Dort erfahren die Betroffenen häufig, dass sie in der Schule nicht 

weiterkommen. Ähnlich wie in Frankreich resultiert daraus ein eher 

skeptisches und distanziertes Verhältnis zur Schule. Auch das Dilemma, 

dass sich Bildungsversagen über mehrere Generationen innerhalb von 

Familien zieht, ist in Deutschland gegeben. Entsprechend sehen die 

schulischen Ergebnisse vieler Schüler mit Migrationshintergrund aus. Viele 

verlassen die Schule mit einem niedrigen Abschluss oder ganz ohne 

Schulabschluss und weisen generell große Leistungsunterschiede zu 

Schülern ohne Migrationshintergrund auf.144 Dabei sind Schüler mit 

türkischem Migrationshintergrund überrepräsentiert.145 Das psychologisch 

distanzierte Verhältnis zur Schule mündet nicht selten in Gewalt. Dies wurde 

im Jahr 2006 deutlich, als die Rütlischule in den Fokus der Öffentlichkeit 

rückte und unter anderem Defizite der deutschen Integrationsbemühungen 

offenbarte.146 Die Schulleiterin dieser Berliner Hauptschule, die zum 

damaligen Zeitpunkt einen Anteil an Schülern mit Migrationshintergrund von 

über 80% aufwies147, appellierte in einem Hilferuf an die Behörden, dass die 

in Gewalt versinkende Schule aufzulösen sei. Die Stimmung sei geprägt von 

"Aggressivität, Respektlosigkeit und Ignoranz uns Erwachsenen gegenüber". 

Türen würden eingetreten, Papierkörbe als Fußbälle missbraucht und 
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 Vgl.: Lehmeier, S.137. 
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 Vgl.: Nationaler Integrationsplan, 2007. S. 65. 
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 Vgl.: Groh-Samberg, Jossin, Keller, Tucci, S.5. 
146

 Vgl.: Baumann, Mechthild, Müller, Vanessa: Diversité et intégration: le débat outre-Rhin. In: 
Radioscopies de l’Allemagne, Paris, 2009. S. 174. 
147

 Vgl.: http://www.spiegel.de/schulspiegel/berliner-schulen-alarmstimmung-wegen-
gewaltexzessen-a-408848.html Stand: 23.01.2013. 

http://www.spiegel.de/schulspiegel/berliner-schulen-alarmstimmung-wegen-gewaltexzessen-a-408848.html
http://www.spiegel.de/schulspiegel/berliner-schulen-alarmstimmung-wegen-gewaltexzessen-a-408848.html
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Knallkörper gezündet. Einige Pädagogen gingen nur noch mit Handy in 

bestimmte Klassen, damit sie notfalls schnell Hilfe holen könnten.148 

Die Gründe für die Integrationsdefizite im Bereich Bildung sind aber nicht nur 

auf der institutionellen Ebene zu finden. Wie in Frankreich wirkt sich auch in 

der Bundesrepublik der familiäre Hintergrund auf den Bildungserfolg der 

Kinder aus. Viele Familien aus der „Gastarbeitergeneration“ kamen aus 

bildungsfernen Schichten nach Deutschland149, die entsprechende häusliche 

Bildungsunterstützung ist für Schüler in vielen Fällen nicht gegeben. 

Erschwerend hinzu kommen Sprachbarrieren der Eltern. So hat es eine 

starke negative Auswirkung auf den Bildungserfolg, wenn Kinder speziell mit 

ihren Eltern in der Sprache des jeweiligen Herkunftslandes 

kommunizieren.150 Hinzu kommt wie im Nachbarland der fehlende Bezug zur 

deutschen Kultur im Allgemeinen und der schulischen Kultur im Speziellen. 

Zudem kristallisiert sich heraus, dass auch in der Bundesrepublik Bildung 

stark von der sozialen Herkunft abhängig ist. So ergab ein Befund der von 

der „Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung“ 

(OECD) durchgeführten PISA-Studie151, dass in keinem anderen der 41 

untersuchten Länder die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen so 

stark vom sozialen Status der Eltern abhängen wie in Deutschland.152 Da 

noch immer viele Familien mit Migrationshintergrund im unteren sozialen 

Sektor zu finden sind, sind Schüler mit Migrationshintergrund von dieser 

Entwicklung folglich besonders betroffen. 

Was Bizeul in Bezug auf das republikanische Schulsystem bemängelt, kann 

auch auf das deutsche Modell übertragen werden. So ist es dem deutschen 

Schulsystem nicht gelungen, die herkunftsbedingte Ungleichheit von 

Schülern auszugleichen. Schulischer Misserfolg steht oft in unmittelbarem 

Zusammenhang mit sozialer und ethnischer Herkunft. Auch eine starke 

Ethnisierung hat sich an deutschen Schulen entwickelt. Darüber hinaus ist 
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 Ebda. 
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 Vgl.: Süssmuth, S. 148. 
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 Esser: Migration, Sprache und Integration: S. 66. 
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 Das Programme for International Student Assessment (PISA) ist die internationale 
Schulleistungsstudie der OECD. Die Studie untersucht, inwieweit Schülerinnen und Schüler gegen 
Ende ihrer Pflichtschulzeit die Kenntnisse und Fähigkeiten für eine volle Teilhabe an der 
Wissensgesellschaft erworben haben. 
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 Vgl.: http://www.lpb-bw.de/pisa.html Stand: 14.02.2013. 

http://www.lpb-bw.de/pisa.html
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das psychologische Verhältnis zur Schule gestört und resultiert nicht selten in 

Gewalt an den Schulen selbst. 

 

Unterschiede 

 

Schulische Bildung findet in Deutschland und in Frankreich unter völlig 

unterschiedlichen Voraussetzungen statt. Das zentralisierte und auf 

Gleichheit basierende republikanische Schulkonzept steht dem 

föderalistischen und selektiven Modell gegenüber. Wo auf der einen Seite 

von Chancengleichheit gesprochen wird, wird auf der anderen Seite früh 

selektiert und dadurch ist eine Chancengleichheit nur schwer umsetzbar. 

Trotz dieser unterschiedlichen Voraussetzungen sind Schüler mit 

Migrationshintergrund mit ähnlichen Problemen konfrontiert. Viele stehen am 

unteren Ende der Bildungskette, verlassen die Schule mit als minderwertig 

angesehenen Abschlüssen oder gar ohne Schulabschluss, haben ein 

distanziertes und negativ geprägtes Verhältnis zu den staatlichen 

Bildungseinrichtungen und fallen zudem durch Gewalt gegenüber 

Lehrkräften und Mitschülern auf. Aufschluss über den Bildungsrückstand gibt 

u.a. eine PISA-Sonderauswertung, in der die Schulleistungen von Schülern 

mit Migrationshintergrund in 17 OECD-Ländern untersucht wurden. Demnach 

schneiden in Deutschland und Frankreich Schüler mit Migrationshintergrund 

in den Grundbildungsbereichen Mathematik, Lesen und den 

Naturwissenschaften sowie im Bereich des allgemeinen Problemlösens meist 

deutlich schlechter ab als ihre Mitschüler aus „einheimischen“ Familien.153 

 

Die Vorgaben des „Strategischen Ziels 3“ sind also im Bezug auf die 

„Bildungschancen unabhängig vom persönlichen, sozialen oder 

wirtschaftlichen Hintergrund“ nicht gegeben. 

6.3. Hypothesen: Unterschiedliche Voraussetzungen, ähnliche 

Ergebnisse 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, Hypothesen auszuarbeiten, die 

begründen, weshalb trotz unterschiedlicher Voraussetzungen, ähnliche 
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 Vgl.: http://www.bmbf.de/pub/bildungsforschung_band_neunzehn.pdf , Vorwort. 

http://www.bmbf.de/pub/bildungsforschung_band_neunzehn.pdf
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Probleme vorherrschen. Es kristallisieren sich dabei zwei elementare 

Hypothesen heraus, die absteigend ihrer Bedeutung aufgeführt sind. 

 

Hypothese 1: Abhängigkeit von Bildung und sozialer Herkunft 

 

In beiden Ländern fällt trotz der grundlegend unterschiedlichen 

Voraussetzungen  der unmittelbare Zusammenhang von sozialem Status und 

Bildungserfolgen auf. Dies betrifft nicht nur Schüler mit 

Migrationshintergrund, auch „Einheimische“ sind von dieser Entwicklung 

betroffen. Wie sich die Situation für die Betroffenen darstellt, belegt die von 

der OECD durchgeführte PISA-Studie aus dem Jahr 2009. In dieser wurde 

u.a. der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und schulischen 

Leistungen ermittelt. Die Studie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 

 

      „Der familiäre Hintergrund wirkt sich auf den Bildungserfolg aus, und 

durch die Schulen werden diese Effekte offenbar häufig verstärkt. Obwohl ein 

ungünstiger sozioökonomischer Hintergrund nicht automatisch zu schlechten 

schulischen Leistungen führt, scheint der sozioökonomische Hintergrund der 

Schüler und der Schulen die Leistungen doch stark zu beeinflussen.“154 

 

Der Bericht zeigt aber auch auf, dass es in einigen Ländern gelingt, die 

Auswirkungen des sozioökonomischen Hintergrunds auf den schulischen 

Erfolg zu reduzieren. Frankreich und Deutschland fallen nicht in diese 

Kategorie. 

So weist das Ergebnis für die durch den sozioökonomischen Hintergrund der 

Schüler erklärte Varianz der Schülerleistungen in beiden Ländern einen Wert 

auf, der unter dem Durchschnittswert der 34 untersuchten OECD-Länder 

liegt.155 

 

Die Defizite sind also in beiden Staaten ähnlich ausgeprägt, obwohl das 

Phänomen der Abhängigkeit von Bildungserfolg und sozialer Herkunft keine 

neue Erscheinung ist. Der Magdeburger Soziologe Peter Büchner führt in 

seinem Beitrag „Stichwort Bildung und soziale Ungleichheit“ auf, dass sich 
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 Vgl.: http://www.oecd.org/berlin/46615935.pdf , S. 10. Stand: 21.01.2013. 
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die Forschung zu jenem Themenfeld bereits in den 1960er- Jahren156 

etablierte. Das Thema Bildung und soziale Herkunft war somit bereits zu 

Beginn des Untersuchungszeitraumes wissenschaftlich präsent. 

Die Lernprobleme sind also seit langem bekannt. Schulen in sozialen 

Brennpunkten mit hoher Arbeitslosigkeit und einem überproportional hohen 

Anteil an Migrantenkindern aus bildungsfernen Schichten, ist es aber fast 

unmöglich, diesen Kindern entwicklungsfördernde Lernumwelten zu 

bieten.157 Beiden Ländern ist es trotz durchgeführter Maßnahmen, wie z.B. 

der Einführung der ZEP in Frankreich oder der Modellversuche in der 

Bundesrepublik, nicht gelungen, die Probleme zu lösen. Die Schulsysteme 

scheinen nicht in der Lage, allen Schülern, gleich welcher sozialen Herkunft, 

die gleichen Möglichkeiten zur Entwicklung ihrer Potenziale zu bieten und die 

Voraussetzungen zu schaffen, dass die vorhandenen Chancen auch 

tatsächlich wahrgenommen werden können. 

Dies hängt u.a. damit zusammen, dass sich die Bildungssysteme trotz der 

seit Jahrzehnten bekannten und bestehenden Probleme nur in geringem 

Maße an die entsprechenden Gegebenheiten angepasst haben. Zwar 

wurden und werden die Systeme regelmäßig reformiert und ergänzt, sie 

lassen aber die nötige Effizienz im Hinblick auf die thematisierten Probleme 

vermissen.158 

 

Lösungsansätze und Initiativen 

 

Die Regierungen beider Länder müssen künftig personell und finanziell noch 

gezielter investieren, um die vorhandenen Unterschiede zu beheben und die 

Abhängigkeit von Bildung und sozialer Herkunft zu reduzieren. Die Schule ist 

die erste staatliche Institution, die alle Kinder kennenlernen. Hier werden die 

Weichen für das künftige Leben innerhalb der Gesellschaft gestellt, dies 
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 Vgl.: Büchner, Peter: Stichwort Bildung und soziale Ungleichheit. In: Zeitschrift für 
Erziehungswissenschaft 1/2003. Wiesbaden, 2003, S. 5. 
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 Vgl.: Süssmuth, S.150. 
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 Siehe hierzu für Frankreich: Lauer, Charlotte: Bildungspolitik in Frankreich. Vierteljahreshefte zur 
Wirtschaftsforschung 72 (2), S. 320-333. 
Für Deutschland: KMK: Das Bildungswesen der Bundesrepublik Deutschland 2010/2011. Darstellung 
der Kompetenzen und Strukturen sowie der bildungspolitischen Entwicklungen für den 
Informationsaustausch in Europa. In Zusammenarbeit mit der Deutschen EURYDICE-
Informationsstelle des Bundes im BMBF. Bonn 2011. S. 270-275. 
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bezieht sich sowohl auf die ökonomische als auch die kulturelle Komponente. 

Deswegen sollten beide Länder darauf bedacht sein, dass die 

Leistungsunterschiede ausgeglichen werden können und damit verhindern, 

dass sich die schulischen Misserfolge von Migrantenkindern  über weitere 

Generationen ziehen könnten.  

 

Eine sinnvolle Maßnahme ist nach Meinung des Autors der von der OECD 

erwähnte  Ansatz, die frühkindliche Bildung von Schülern mit 

Migrationshintergrund und die gezielte Unterstützung und Förderung der 

außerschulischen Bildungsbetreuung weiter auszubauen. Hier sind neben 

finanzieller und struktureller Maßnahmen auch interkulturelle Aspekte 

gefragt. Die Schule muss sich der gesellschaftlichen Entwicklung anpassen 

und sich multikultureller positionieren. 

 

Hypothese 2: Verfehlungen der Vergangenheit 

 

Neben den institutionellen und gesellschaftlichen Missständen liegen die 

Gründe für die Bildungsrückstände vieler Migrantenkinder in den 

Verfehlungen der Vergangenheit. So haben es beide Staaten versäumt, auf 

die jeweiligen Bedürfnisse der Zuwanderer und ihrer Familien in den ersten 

Phasen des Untersuchungszeitraumes einzugehen. Als der mit der Ölkrise 

zunehmende Familiennachzug die Gesellschaften nachhaltig veränderte, ist 

es beiden Bildungssystem nicht gelungen, sich den entsprechenden 

Gegebenheiten anzupassen. Beide Staaten rekrutierten Arbeiter mit 

geringem Bildungsniveau. Zwar war dies zum damaligen Zwecke von keiner 

besonderen Relevanz, da diese meist körperliche Arbeit verrichteten. Die 

darauffolgenden Generationen wurden allerdings nicht gezielt gefördert, der 

Weg aus den „niederen“ Berufsfeldern wurde ihnen nicht geebnet. Hier 

hätten beide Staaten entsprechend reagieren müssen und über gezielte 

Maßnahmen positiver Diskriminierung eine Balance zur einheimischen 

Bevölkerung schaffen müssen. Zwar standen die rekrutierten Arbeiter in 

Lohn und Brot, eine kulturelle Integration hat aber nur in geringem Maße 

stattgefunden. Entsprechend gering sind oft die sprachlichen, kulturellen und 

systemrelevanten Kenntnisse über das „neue“ Land. Dass aber eben jenes 
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kulturelle Verständnis der Eltern für ein fremdes Bildungssystem und die 

häusliche Unterstützung für Kinder während ihrer Schullaufbahn von Nöten 

sind, darüber sind sich die meisten Autoren (Bizeul, Castel, Esser, Tucci und 

Süssmuth) einig. 

 

Lösungsansätze und Initiativen 

 

Der interkulturelle Dialog muss hinsichtlich des Bildungssystems auf drei 

Ebenen verstärkt werden. Hier sind neben politisch Verantwortlichen auch 

alle am Bildungsprozess Beteiligten (Lehrkräfte, Eltern, Schüler) und die 

Medien gefordert. 

Die politisch Verantwortlichen müssen sich um einen intensiveren Austausch 

mit Vertretern von Migranten bemühen. In Deutschland ist dabei mit den 

Integrationsgipfeln ein Anfang gemacht, in Frankreich hingegen ist das 

republikanische Integrationsmodell mit dem Grundsatz, dass nicht mit 

Gruppen sondern nur mit Individuen kommuniziert wird, ein Hindernis.   

Aufgrund ihrer tragenden Rolle für die schulische Entwicklung ihrer Kinder 

müssen Eltern mit Migrationshintergrund dabei noch intensiver für das 

System sensibilisiert und bildungspolitisch aufgeklärt werden. Hier bieten 

sich verstärkte interkulturelle Foren in kulturellen Einrichtungen oder gezielte 

Projekttage an Bildungseinrichtungen an.  

Die Medien sollten ihren Fokus auf die positive Berichterstattung über 

Bildungserfolge von Schülern mit Migrationshintergrund richten. In beiden 

Ländern wurde in den vergangenen Jahren vorwiegend die negative Seite 

der Bildungsdefizite vieler Migrantenkinder thematisiert.159 Gerade die Neuen 

Medien wie das Internet im Allgemeinen oder Soziale Netzwerke im 

Speziellen können durch ihre starke Anziehungskraft auf Jugendliche eine 

tragende Rolle in diesem Prozess spielen. Durch eine entsprechende 

Außendarstellung hält es der Autor für möglich, dass die psychologische 

Distanz der Migrantenkinder und ihrer Familien gegenüber der Schule 

verringert werden kann und beispielsweise Bildungserfolge von Schülern mit 
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 Hierbei stehen stellvertretend für Deutschland die Berichterstattungen über die „Rütli-Schule“ 
oder die Debatten um Thilo Sarrazins Buch „Deutschland schafft sich ab“. In Frankreich rücken die 
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medialen Fokus. 
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Migrationshintergrund160 stärker in den Vordergrund treten und in den 

Kreisen der Betroffenen in den Fokus rücken. 
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 Es gibt zahlreiche positive Beispiele von Migrantenkindern, die unabhängig ihrer sozialen Herkunft 
sehr gute Bildungsabschlüsse vorzuweisen haben. In der medialen und politischen Debatte stehen 
aber die negativen Beispiele im Vordergrund. 
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7. Arbeit und Integration 

 

Der Arbeitsmarkt hat für den Integrationsprozess eine entscheidende 

Bedeutung. So spricht der deutsche „Nationale Aktionsplan Integration“ von 

der „Erwerbsarbeit als Möglichkeit für Menschen mit Migrationshintergrund, 

sich aktiv in die Aufnahmegesellschaft einzubringen, soziale Kontakte 

aufzubauen und ihren Lebensunterhalt aus eigener Kraft finanzieren zu 

können.“161 Für Hartmut Esser hat die Übernahme beruflicher Positionen 

einen hohen Stellenwert im Integrationsprozess und ist Teil der für die 

Soziale Integration relevanten „Platzierung“. 

                    „Unter Platzierung wird, ganz allgemein, die Besetzung einer 

bestimmten gesellschaftlichen Position durch einen Akteur verstanden. Auch 

das ist eine Form des „Einbezugs“ der Akteure in eine Gesellschaft, die 

wichtigste wahrscheinlich sogar [. . .] Die wichtigsten Formen der sozialen 

Integration durch die Platzierung sind [. . .] die Übernahme beruflicher und 

anderer Positionen, wie etwa auf dem Wohnungsmarkt.“162 

 

Die OECD misst der Integration auf dem Arbeitsmarkt in ihrer Publikation 

„Integration von Zuwanderern. OECD-Indikatoren 2012“ folgende Bedeutung 

bei:  „Für die meisten Migranten ist Beschäftigung die 

Haupteinkommensquelle. Die Integration der Zuwanderer und ihrer Kinder in 

den Arbeitsmarkt ist jedoch nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht wichtig, 

sondern hat auch Auswirkungen auf die Integration in die Gesellschaft als 

Ganzes, z.B. im Hinblick darauf, eine Wohnung zu finden, die Sprache des 

Aufnahmelandes zu lernen und Kontakte zu der im Inland geborenen 

Bevölkerung zu knüpfen.“163 

Auch aus Sicht der Europäischen Union spielt die Verbindung von Arbeit und 

Integration eine wichtige Rolle in der Eingliederung von Menschen mit 

Migrationshintergrund ein. So sieht das „Gemeinsame Grundprinzip 3“ der 

„Gemeinsamen Grundprinzipien für die Politik der Integration von 
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 Vgl.: Nationaler Aktionsplan Integration, S. 13. 
162

 Vgl.: Esser, Hartmut: Integration und ethnische Schichtung. S.8-9. 
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 Vgl.: OECD: Integration von Zuwanderern. OECD-Indikatoren 2012, S. 91. Siehe: http://www.oecd-
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Einwanderern in der EU“, in der Beschäftigung „eine wesentliche 

Komponente des Eingliederungsprozesses, für die Teilhabe von 

Einwanderern und für ihren Beitrag zur Gestaltung der 

Aufnahmegesellschaft.“164 

Dieses Grundprinzip wurde im Jahre 2004 vom Europäischen Rat für Justiz 

und Inneres, und somit von beiden untersuchten Ländern, verabschiedet und 

dient daher als Basis der folgenden Untersuchung.  

Es wird also im Folgenden überprüft, ob die ökonomische Situation von 

Migranten den Vorgaben des „Grundprinzips 3“ entspricht. Dabei stellt sich 

heraus, dass bestimmte Migrantengruppen in beiden Ländern mit ähnlichen 

Problemen konfrontiert sind. Dabei handelt es sich, wie zu zeigen ist, auf 

französischer Seite vorwiegend um Menschen mit afrikanischem 

Migrationshintergrund und auf deutscher Seite um Menschen mit türkischen 

Wurzeln. Der Autor konzentriert sich in der Darstellung des Kapitels auf die 

genannten Migrationsgruppen, da sie die zahlenmäßig größten Gruppen in 

den jeweiligen Ländern darstellen (siehe Kapitel 4) und am stärksten von den 

vorherrschenden Problemen betroffen sind.  

Begleitet wird die Untersuchung von statistischen Daten des 

Forschungsprojekts „Berufliche Strategien und Statuspassagen junger 

Erwachsener mit Migrationshintergrund im deutsch-französischen Vergleich“. 

Das vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung initiierte Projekt 

„Berufliche Strategien und Statuspassagen junger Erwachsener mit 

Migrationshintergrund im deutsch-französischen Vergleich“ hat „in den 

Jahren 2009 und 2010 in jeweils zwei benachteiligten Vierteln in Paris und 

Berlin insgesamt 175 junge Erwachsene mit Migrationshintergrund befragt – 

sowohl junge Frauen und Männer mit erfolgreichen wie mit schwierigen 

Lebensverläufen.“ Das Projekt bietet  einen Überblick „über typische Muster 

der Bildungs- und Arbeitskarrieren junger Menschen mit 

Migrationshintergrund“ in beiden Ländern.165  

Der Autor hat sich für die Verwendung besagter Studie  entschieden, da sie 

sich zentral mit der Situation von Migranten auf dem Arbeitsmarkt befasst 
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und im Vergleich zu nationalen Erhebungen unter homogenem Kontext 

entstanden ist.  

Darüber hinaus werden weitere wissenschaftliche Studien und Daten aus 

den jeweiligen nationalen Statistikbehörden aufgeführt, die die Angaben der 

zuvor verwendeten Erhebung begleiten. Diese sollen dabei keine 

allgemeingültige oder vergleichende Aussagekraft haben, sie dienen lediglich 

der statistischen Verdeutlichung der vorherrschenden Defizite. 

Nach der Darstellung der bestehenden Probleme werden die Gründe für die 

Missstände untersucht, die gleichzeitig die Hypothesen des Kapitels 

darstellen. Dies erfolgt über die Erläuterung des Zusammenhangs der 

historischen Entwicklung von Zuwanderern auf dem Arbeitsmarkt, der 

Darstellung des Strukturwandels des Arbeitsmarktes166 und des Problems 

der Diskriminierung. Diese drei Kriterien wurden ausgewählt, da sie aus Sicht 

des Autors die Hauptursachen für die mangelnde Platzierung bestimmter 

Migrantengruppen auf den jeweiligen Arbeitsmärkten sind. Abschließend 

werden die politischen Initiativen beider Länder zur Bekämpfung der 

Arbeitslosigkeit von Menschen mit Migrationshintergrund  dargestellt und 

Prognosen für zukünftige Entwicklungen gestellt. 

In diesem Kapitel weicht die Arbeit teilweise von der Konkordanzmethode ab. 

Zwar führen auch im folgenden Kapitel unterschiedliche Voraussetzungen zu 

ähnlichen Ergebnissen, aber auch das Phänomen, dass ähnliche 

Voraussetzungen zu unterschiedlichen oder ähnlichen Ergebnissen führen, 

ist gegeben. 

7.1. Ökonomische Platzierung von Menschen mit Migrationshintergrund 

Frankreich: Die ökonomische Situation von Menschen mit 

Migrationshintergrund in Frankreich ist unterschiedlich. Auf der einen stehen 

dabei Menschen mit europäischem Migrationshintergrund. Wie Carsten 

Keller und Franz Schultheis in ihrem Beitrag „Jugend zwischen Prekarität 
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und Aufruhr: Zur sozialen Frage der Gegenwart“ darstellen, ist die Gruppe 

mit Migrationshintergrund aus EU-Ländern auf dem Arbeitsmarkt auf einem 

vergleichbaren Niveau wie Franzosen ohne Migrationshintergrund 

etabliert.167 Für die Migrantengruppen außerhalb der EU ergibt sich jedoch 

eine vergleichsweise hohe Arbeitslosenquote.168 Davon betroffen sind 

vorwiegend Einwanderergruppen aus Nord- und dem subsaharischen Afrika. 

Daher ist in der folgenden Darstellung, wenn es um die auf den Arbeitsmarkt 

bezogenen Integrationsdefizite geht, von besagten Gruppen die Rede. 

 

Die Ergebnisse der Studie „Berufliche Strategien und Statuspassagen junger 

Erwachsener mit Migrationshintergrund im deutsch-französischen Vergleich“ 

weisen für junge Erwachsene mit nord- oder subsaharischen Wurzeln einen 

Berufsverlauf auf, der von prekärer Beschäftigung und wiederholten Phasen 

der Arbeitslosigkeit geprägt ist. Die Studie ermittelt, dass „rund 23 Prozent 

der jungen Erwachsenen nordafrikanischer Herkunft und 16 Prozent der 

jungen Erwachsenen subsaharischer Herkunft auf diesen Pfad geraten. Bei 

den jungen Erwachsenen französischer Herkunft sind es demnach nur 14 

Prozent. Zudem gelangen Migrantennachkommen in Frankreich häufig auch 

nach einem längeren Bildungsverlauf in anhaltend prekäre 

Beschäftigungsverhältnisse.“169 

 

Auch andere Studien weisen vor allen Dingen für junge Menschen mit 

nordafrikanischem Migrationshintergrund ähnliche Entwicklungen auf. So 

bezifferte  der Politologe Jean-Luc Richard 2004 in seinem Werk „Partir ou 

rester? Les destinées des jeunes issus de l’immigration étrangère en France“ 

die Arbeitslosenquote von Jugendlichen algerischer Herkunft zwischen 24 

und 29 Jahren etwa drei Mal so hoch wie bei Jugendlichen mit 

portugiesischen Wurzeln.170 Der Soziologe Stéphane Beaud hat in seiner 

Untersuchung von 2006 „L’insertion professionelle en question“ die 
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Arbeitslosenraten in den französischen Stadtvierteln mit den höchsten 

Migrantenanteilen erhoben. Dabei wurde beispielsweise für das Viertel La 

Grande Borne im Pariser Vorort Grigny eine Arbeitslosenquote von 41 

Prozent unter den 15- bis 24-Jährigen ermittelt, die Hochaussiedlungen La 

Reynerie und Bellefontaine in Toulouse wiesen sogar einen Wert über 50 

Prozent auf.171 Ingrid Artus spricht 2009 in ihrem Beitrag „Die 

Novemberrevolte in den französischen Banlieues: Blinde Wut oder soziale 

Bewegung?“ von Arbeitslosenquoten in städtischen Randgebieten, die bis zu 

viermal so hoch sind wie im französischen Durchschnitt172 und der jährliche 

Bericht der französischen Regierung „ONZUS“, der Auskunft über den 

Zustand in den sensiblen Stadtvierteln ZUS, die eine starke Präsenz von 

Menschen mit Migrationshintergrund aufweisen173, gibt, ermittelt für das Jahr 

2011 eine Arbeitslosenquote für die ZUS von über 20 Prozent (siehe Grafik). 

Dem gegenüber steht eine Arbeitslosenquote außerhalb der ZUS von unter 

zehn Prozent: 
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Quelle: http://www.ville.gouv.fr/IMG/pdf/rapport-onzus-2012.pdf Stand: 

25.02.2013. 

 

Zusammenfassend gilt festzuhalten, dass Menschen mit 

Migrationshintergrund auf dem französischen Arbeitsmarkt nur bedingt Fuß 

fassen. Auffallend dabei ist der unmittelbare Zusammenhang zwischen 

Platzierung auf dem Arbeitsmarkt und der ethnischen wie räumlichen 

Herkunft. Die Problematik der mangelnden Sozialen Integration konzentriert 

sich auf die ZUS, das wird in Kapitel 8 genauer untersucht. Besonders 

betroffen von hoher Arbeitslosigkeit und prekären 

Beschäftigungsverhältnissen sind junge Erwachsene. Die Situation 

insbesondere von Migranten mit afrikanischem Migrationshintergrund, und 

somit der größten Migrantengruppe des Landes, wiederspricht also den vom 

Rat für Justiz und Inneres vorgegebenen „Grundprinzip 3“. Nur einem Teil 

der Migranten ist es vorbehalten, über die Besetzung eines Arbeitsplatzes an 

der Gesellschaft teilzuhaben und sie so aktiv mitzugestalten.  

 

Deutschland: In der Bundesrepublik gestaltet sich die Situation auf dem 

Arbeitsmarkt für Menschen mit Migrationshintergrund ähnlich wie in 

Frankreich. Auf der einen Seite stehen Menschen mit europäischem 

Migrationshintergrund. Wie das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in 

seinem Working Paper „Migranten am Arbeitsmarkt in Deutschland“ 2011 

ermittelt hat, sind Menschen mit europäischen Wurzeln auch in der BRD auf 

ähnlichem Niveau auf dem Arbeitsmarkt platziert wie die Bevölkerung ohne 

Migrationshintergrund.174 Für die Migrantengruppe mit türkischem Ursprung 

ergibt sich jedoch eine höhere Arbeitslosenquote.175 Es ist vor allen Dingen 

jene Gruppe, die mit den Integrationsdefiziten auf dem Arbeitsmarkt 

konfrontiert ist und die bei der folgenden Untersuchung im Vordergrund steht. 
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Auch Ergebnisse der Studie „Berufliche Strategien und Statuspassagen 

junger Erwachsener mit Migrationshintergrund im deutsch-französischen 

Vergleich“ weisen für junge Erwachsene mit türkischem 

Migrationshintergrund einen ähnlichen Berufsverlauf wie für afrikanische 

Migranten in Frankreich auf. Viele leben nach einer schulischen oder 

beruflichen Ausbildung in prekären Arbeitsverhältnissen oder sind arbeitslos. 

„40 Prozent der jungen Erwachsenen türkischer Herkunft geraten auf diesen 

Pfad. Bei den jungen Erwachsenen ohne Migrationshintergrund ist es 

ungefähr ein Drittel.“176 Darüber hinaus wurde ermittelt, dass vor allem 

Frauen türkischer Herkunft einen kurzen Bildungsverlauf haben und 

anschließend nicht erwerbstätig sind.177  

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt das Statistische Bundesamt in seiner 

Auswertung des „Mikrozensus 2011“. In dem Bericht „Bevölkerung und 

Erwerbstätigkeit. Bevölkerung mit Migrationshintergrund–Ergebnisse des 

Mikrozensus 2011“ ist aufgeführt, „dass Menschen mit Migrationshintergrund 

im Alter von 25 bis 65 Jahren etwa doppelt so häufig erwerbslos sind als jene 

ohne (9,3% gegenüber 4,9% aller Erwerbspersonen) oder ausschließlich 

einer geringfügigen Beschäftigung nachgehen. Erwerbstätige mit 

Migrationshintergrund sind fast doppelt so häufig als Arbeiterinnen und 

Arbeiter tätig als Erwerbstätige ohne Migrationshintergrund (38,8% 

gegenüber 21,2%). Erwerbstätige mit Migrationshintergrund gehen ihrer 

Tätigkeit vor allem im produzierenden Gewerbe, im Handel und Gastgewerbe 

nach.178“ Auch in den Daten des Statistischen Bundesamtes stechen 

Menschen mit türkischen Wurzeln im Bezug auf die Platzierung auf dem 

Arbeitsmarkt besonders negativ vor.179  

Gestring, Janßen und Polat geben in ihrem Forschungsprojekt „Prozesse der 

Integration und Ausgrenzung. Türkische Migranten der zweiten Generation“ 

einen detaillierten Einblick in die Integration von Menschen mit türkischem 
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Migrationshintergrund auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Dabei kommen sie 

zu dem Befund, dass „Türken in Deutschland in hohem Maße von 

Ausgrenzung auf dem Arbeitsmarkt bedroht oder betroffen sind“180, und dass 

diejenigen, die einen Arbeitsplatz haben, oft im Niedriglohnsektor beschäftigt 

sind.181  

 

Zusammenfassend gilt also auch für Deutschland festzustellen, dass das 

„Grundprinzip 3“ nur für einen Teil der Migranten erreicht ist. Wie in 

Frankreich sind  bestimmte Migrantengruppen auf vergleichbarem Niveau 

wie die einheimische Bevölkerung platziert, andere finden nur schwierigen, 

unregelmäßigen oder von Prekarität geprägtem Zugang zum Arbeitsmarkt. 

Im Gegensatz zu Frankreich ist der Zusammenhang zwischen defizitärer 

Arbeitsmarktintegration und Wohnstandort nicht in vergleichbarer Form 

ausgeprägt. Zwar gibt es auch in Deutschland Problemviertel, in denen hohe 

Arbeitslosigkeit vorherrscht und in denen viele Menschen mit 

Migrationshintergrund leben, die Problematik ist in Frankreich jedoch 

wesentlich ausgeprägter.182 Dies wird in Kapitel 8 näher thematisiert. 

7.2. Politische Initiativen zur Arbeitsmarktintegration von Migranten 

Frankreich: Wie auch in der Bildungspolitik steht in Frankreich die Politik zur 

besseren Arbeitsmarktintegration von Menschen mit Migrationshintergrund in 

Verbindung mit der Stadtentwicklungspolitik, da die Integrationsdefizite im  

Beschäftigungssektor zunehmend stadträumlich abgebildet werden. 

Exemplarisch dafür steht die seit Anfang der 1980er-Jahre vom Staat 

eingesetzte „Politique de la ville“ (soziale Stadtpolitik). Diese beinhaltet u.a. 

auch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zur  Integration von Menschen mit 

Migrationshintergrund. Zwar sind diese Maßnahmen generelle 

Arbeitsbeschaffungsprogramme für die ZUS, können aber aufgrund der 

                                                           
180

 Gestring, Norbert; Janßen, Andrea; Polat, Ayca: Prozesse der Integration und Ausgrenzung. S. 140. 
181

 Ebda, S. 143. 
182

 Vgl.: Loch, Dietmar: Pourquoi n’y a-t-il pas d’émeutes urbaines en Allemagne? Les jeunes issus de 
l’immigration en Frane et en Allemagne entre (absence de) protestations et politique de la ville. In: 
Schweizerische Zeitschrift für Soziologie, Vol. 34, Issue 2, Basel, 2008. S. 285. 



68 
 

starken Verknüpfung von Politique de la Ville und Integrationspolitik als 

integrative  Maßnahmen verstanden werden.183  

Seit den Anfängen der Poltique de la Ville wurden seitens der französischen  

Regierungen zahlreiche Versuche unternommen, junge Menschen aus den 

ZUS in den Arbeitsmarkt zu integrieren. So galten die unter 8.3. aufgeführten 

neuen Beschäftigungsverhältnisse wie Zeitarbeit, befristete 

Beschäftigungsverhältnisse und Arbeit auf Probe ursprünglich als 

integrationspolitische Maßnahmen.184 Sie  sollten den sozialen Frieden 

sichern, indem zuvor beschäftigungslose Arbeitnehmer wieder am 

ökonomischen Leben teilhaben konnten. Die Entwicklung zeigte jedoch, dass 

aus den unsicheren Beschäftigungen nur selten eine Festanstellung 

resultierte und damit keine vollständige Platzierung im Sinne des 

„Grundprinzips 3“ erfolgte.185  

Als weitere Maßnahme wurden Mitte der 1990er-Jahre seitens der Regierung  

so genannte Zones Franches Urbaines (städtische Freizonen) errichtet, die 

bei Neuansiedlung von Unternehmen in den sensiblen Stadtgebieten und der 

entsprechenden Rekrutierung von Arbeitnehmern aus besagten Gebieten 

eine weitgehende Befreiung von Steuern und Abgaben vorsehen.186 Davon 

machten zu Beginn auch viele Unternehmen Gebrauch. Jedoch gab es auch 

zahlreiche Unternehmen, die die Subventionierungen durch den Staat 

erhielten, sich allerdings nach wenigen Jahren wieder aus den ZUS 

verabschiedeten.187 Eine nennenswerte Drosselung der Arbeitslosenquote 

von jungen ZUS-Bewohnern (und damit junger Migranten) hatte die 

Einführung der Zones Franches Urbaines nicht.188 

Die Regierung unter Premierminister Lionel Jospin lancierte 1997 das so 

genannte Programm „Jugendbeschäftigung“ mit der Intention, die 

Arbeitslosigkeit in den ZUS zu senken. Mit hohen staatlichen Subventionen 

wurden neue Stellen für Jugendliche vorwiegend aus den ZUS geschaffen, 
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die allerdings auf fünf Jahre befristet waren und mit Beendigung des 

Programmes 2003 zu großen Teilen wieder aufgelöst wurden.189 Auf die 

städtischen Unruhen 2005, die von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 

aus den ZUS geprägt waren und auf die in Kapitel 9 noch genauer 

eingegangen wird, reagierte die Regierung mit zahlreichen Maßnahmen zur 

Verbesserung der sozialen Integration der Vorstädter. Es wurden u. a. das 

Gesetz zur Chancengleichheit und der Strukturplan Espoir Banlieues 

verabschiedet, die neben anderen integrativen Maßnahmen auch 

Programme zur besseren Arbeitsmarktintegration von Jugendlichen aus den 

ZUS enthalten. So wurden u.a. der anonyme Lebenslauf (CV anonyme), der 

Diskriminierungen seitens der Arbeitgeber verhindern soll, und der contrat 

d’autonomie, der Jugendliche durch örtliche Arbeitsvermittlungsstellen bei 

ihren Bemühungen um eine Arbeitsstelle professionell begleitet190, 

eingeführt. Beide Maßnahmen erwiesen sich jedoch als wenig wirksam, da 

sie für die Unternehmen weder rechtlich verbindlich waren, noch auf 

freiwilliger Basis konsequent umgesetzt wurden.191 

Zusammenfassend gilt festzuhalten, dass die verschiedenen französischen 

Regierungen über mehrere Jahrzehnte mit zahlreichen Maßnahmen versucht 

haben, Jugendliche aus den ZUS in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Die 

unter 8.1. aufgeführten Ergebnisse implizieren, dass die vielfältigen und 

kostspieligen Bemühungen nicht den gewünschten Erfolg erzielt haben.192 

Die Jugendarbeitslosigkeit in den ZUS und damit vieler Menschen vor allen 

Dingen mit afrikanischen Wurzeln ist überdurchschnittlich hoch. 

 

Deutschland: In der Bundesrepublik konzentrierten sich die 

Integrationsbemühungen zu Beginn des Untersuchungszeitraums auf den 

Arbeitsmarkt. Die staatlichen sozialen Interventionen zielten auf die 

ökonomische Platzierung der rekrutierten Gastarbeiter.193 Mit dem nach der 
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Ölkrise vermehrt einsetzenden Familiennachzug und der heranwachsenden 

zweiten Generation veränderten sich die Rahmenbedingungen. Wo 

Zuwanderer früher fast vollständig platziert waren, waren die Nachkommen 

nicht gezielt rekrutiert worden und drängten nun auf den Arbeitsmarkt. Da 

sich Deutschland nicht als Einwanderungsland sah, wurde wie auch in 

anderen Bereichen keine gezielte Politik zur Integration von Migranten 

betrieben. Die integrativen Bemühungen waren von unkoordinierter und 

sporadischer Natur.194 Die Förderung von Menschen mit 

Migrationshintergrund erfolgte in den Folgejahren weitgehend mit den 

gleichen arbeitsmarktpolitischen Instrumenten (zum Beispiel Fortbildungen, 

Umschulungen, Einarbeitungen oder berufsvorbereitende 

Bildungsmaßnahmen für arbeitslose Jugendliche) wie für Arbeitnehmer oder 

Arbeitssuchende ohne ausländische Wurzeln.195 Erschwerend hinzu kam für 

den Integrationsprozess für viele potenzielle Arbeitnehmer der ungeklärte 

Rechtsstatus, der in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 

Staatsbürgerschaftsstaus stand. Dies behinderte den Zugang zu bestimmten 

beruflichen Positionen wie dem Beamtenstatus.196 

Wie in der gesamten Integrationspolitik fand auch im spezifischen Bezug auf 

den Arbeitsmarkt mit der Jahrtausendwende ein Richtungswechsel statt. Der 

Nationale Aktionsplan Integration sieht zahlreiche Initiativen zur 

Verbesserung der Eingliederung von Menschen mit Migrationshintergrund in 

den nationalen Arbeitsmarkt vor. So soll u.a. „der Anteil im öffentlichen 

Dienst durch Ausbildungsinitiativen oder durch das aktive Anwerben von 

entsprechend qualifizierten Migranten“197 erhöht werden. Weitere 

Handlungsschwerpunkte sind „die Beschäftigungs- und Erwerbschancen zu 

erhöhen, die interkulturelle und migrationsspezifische Qualifizierung des 
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Beratungspersonals sicherzustellen, die betriebliche Integration zu 

verbessern und die Fachkräftebasis zu sichern.“198 Diese 

Handlungsschwerpunkte umfassen viele spezifische Maßnahmen wie „die 

berufsbezogene Sprachförderung, die Vereinfachung von 

Existenzgründungen, die Interkulturelle Öffnung von Unternehmen, die 

berufliche Weiterbildung von Migranten oder dem Erschließen von 

Potenzialen von Personen mit Migrationshintergrund.“199  

Noch bleibt abzuwarten, wie sich die eingeführten Maßnahmen auf die 

Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Migrationshintergrund auswirken. 

Der zweite Integrationsindikatorenbericht der Bundesregierung von 2012 hat 

ergeben, dass die Beschäftigungslücke, d.h. die Differenz zwischen der 

Erwerbsbeteiligung von Personen ohne Migrationshintergrund und mit 

Migrationshintergrund „starken konjunkturellen Schwankungen unterworfen 

ist“ und entsprechend des „Berichtszeitraumes nicht linear verlaufen ist“. Von 

diesen Schwankungen sind vor allen Dingen Menschen aus so genannten 

Drittstaaten200, wie bspw. der Türkei betroffen, während die 

Arbeitsmarktintegration von Menschen mit europäischen Wurzeln weiter 

voranschreitet.201  

Insgesamt ist es nach Meinung des Autors zum Zeitpunkt der 

Veröffentlichung der vorliegenden Arbeit noch zu früh, eine abschließende 

Bewertung über die Initiativen abzugeben. Dadurch dass die Bundesrepublik 

erst seit dem Paradigmenwechsel zur Jahrtausendwende eine klar 

strukturierte Integrationspolitik betreibt, bleibt abzuwarten, ob die 

Maßnahmen erfolgreich sind.  

7.3. Erklärungen für die Situation auf dem Arbeitsmarkt und 

Hypothesen 

Wie die Schilderung der Platzierung auf dem Arbeitsmarkt gezeigt hat, sind 

bestimmte Migrantengruppen von Ausgrenzung auf dem Arbeitsmarkt 

betroffen.  Darüber hinaus bestehen beträchtliche Unterschiede zu anderen 
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Migrantengruppen und den Deutschen und Franzosen ohne 

Migrationshintergrund. Im Folgenden wird aufgeführt, welche Gründe dafür 

vorliegen, dass vor allem Menschen mit türkischem Migrationshintergrund in 

Deutschland und Menschen mit afrikanischen Wurzeln in Frankreich auf den 

jeweiligen Arbeitsmärkten zu großen Teilen mangelhaft platziert sind. Wie 

eingangs erwähnt weichen die Ausführungen von der Konkordanzmethode 

ab, da in den folgenden Erklärungen und Hypothesen der Fall gegeben ist, 

dass ähnliche Voraussetzungen zu ähnlichen Ergebnissen führen.  

 

7.3.1. Zuwanderung und Arbeitsmarkt – Historische Entwicklung 

Ein erster Erklärungsansatz ist sicherlich die historische Entwicklung von 

Zuwanderern auf dem Arbeitsmarkt. Hintergrund der folgenden 

Untersuchung ist die vom französischen Soziologen Pierre Bourdieu 

formulierte Theorie der „sozialen Vererbung“. In seinen Werken „Die 

verborgenen Mechanismen der Macht“  und „Die feinen Unterschiede“ setzt 

Bourdieu den sozialen Status eines Individuums in Zusammenhang mit 

dessen Herkunft. Er setzt den Prozess der sozialen Vererbung mit dem 

Begriff des „Habitus“ in Verbindung. Der Habitus umfasst das gesamte 

Auftreten eines Menschen und äußert sich häufig im Rang oder Status der 

jeweiligen Person innerhalb der Gesellschaft. Nach Bourdieu entsteht der 

Habitus unbewusst im Herkunftsmilieu eines Menschen. Demnach ist der 

Habitus in seiner Entwicklung begrenzt, die Mobilität in eine andere Schicht 

ist beschränkt.202 Daraus resultiert, dass ein sozialer Aufstieg nur mit 

„äußerstem Kraftaufwand“ erreicht werden kann. So haben die aus „dem 

unmittelbar durch die Familie oder durch die ursprünglichen 

Lebensbedingungen ausgeübten Prägungseffekte“ erheblichen Einfluss auf 

den sozialen Werdegang der Nachkommen und die in Kindheit und Jugend 

erworbenen Persönlichkeitsmerkmale spiegeln sich im Erwachsenenalter 

wider. 203 Um die heutige Positionierung von Migranten auf dem Arbeitsmarkt 

zu betrachten, ist also ein Blick in die Vergangenheit unabdingbar. 
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Frankreich: Die ersten Einwanderungswellen im Untersuchungszeitraum 

waren in Frankreich vom Mangel an Arbeitskräften geprägt. Die französische 

Wirtschaft war vor allen Dingen im Bausektor, in der Schwerindustrie, der 

Fließbandproduktion und der Landwirtschaft auf ausländische Arbeiter 

angewiesen.204 Es wurden vorwiegend weniger qualifizierte Menschen 

rekrutiert, denen die schwersten und zugleich am schlechtesten entlohnten 

Arbeiten vorbehalten waren.205 Der Bedarf an ausländischen Arbeitskräften 

war mit dem Ende des Wirtschaftsaufschwungs206 und dem daraus 

resultierenden Anstieg der Arbeitslosigkeit gedeckt. Fortan änderte sich die 

Situation der Zuwanderer grundlegend. Die Regierung verhängte 1974 einen 

Anwerbestopp und erließ das Gesetz, dass Einwanderung aus 

ökonomischen Gründen nur noch für Personen aus der damaligen 

Europäischen Gemeinschaft möglich wurde. Zudem verstärkte sie die 

Bemühungen, die rekrutierten Arbeiter zu einer Rückkehr in ihre 

Ursprungsländer zu bewegen. Außerdem wurden durch verschiedene 

administrative Maßnahmen die Möglichkeiten für Migrantenfamilien, einer 

Erwerbsarbeit nachzugehen, eingeschränkt.207 Einhergehend mit der 

Wirtschaftskrise war der Anstieg der Arbeitslosigkeit, von dem zahlreiche 

Arbeitsmigranten betroffen waren.208 Zudem wuchsen die Ressentiments der 

„einheimischen“ Franzosen gegenüber den migrantischen Arbeitnehmern, 

die als Konkurrenz für die Arbeiter im Inland angesehen wurden. Die 

Einwanderer wurden als ökonomische und kulturelle209 Gefahr der 

französischen Identität wahrgenommen.210 Im Fokus der damaligen 

gesellschaftlichen und politischen Debatten standen vorwiegend 

außereuropäische Einwanderer aus den ehemaligen Kolonien, die am 
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stärksten von den Fehlentwicklungen betroffen waren.211 Die einstigen 

Arbeitsmigranten, von denen viele ihre Familien nachkommen ließen und 

somit zusätzliche Migranten auf den Arbeitsmarkt drängten, standen folglich 

ökonomischen, sozialen und gesellschaftlichen Schwierigkeiten gegenüber, 

die durch die in dieser Zeit vermehrt einsetzende Segregation in die 

Vorstädte noch vergrößert wurden. 

Die ökonomische Lücke zwischen vielen Migrantenfamilien mit 

außereuropäischen Wurzeln und großen Teilen der einheimischen 

Bevölkerung wuchs in den Folgejahren an.212 So waren auch die zweite und 

die darauf folgenden Einwanderergenerationen, die mit dem französischen 

Grundsatz der Gleichheit aufgewachsen waren, mit einer sozial prekären 

Mischung aus hoher Arbeitslosigkeit, Bildungsversagen, sozialen Unruhen 

und Diskriminierung konfrontiert, was nicht selten in städtischen Unruhen 

mündete (ausführliche Darstellung in Kapitel 8). 

 

Deutschland: Die historische Entwicklung der deutschen Zuwanderung im 

Bezug auf den Arbeitsmarkt ist mit der Frankreichs in den Grundzügen 

vergleichbar. Wie im Nachbarland war auch die Bundesrepublik zur Zeit des 

Wirtschaftsaufschwungs auf ausländische Arbeitskräfte angewiesen, um die 

florierende Wirtschaft in Gang zu halten.213 Dies beschränkte sich ebenso 

weitestgehend auf schwere körperliche Arbeit im Niedriglohnsektor. Die 

sogenannten Gastarbeiter waren vorwiegend in der Metallverarbeitung, dem 

Bausektor und der Textilbranche tätig. Die rekrutierten Arbeiter waren meist 

männlich, weniger qualifiziert214 und somit billige Arbeitskräfte für die 

deutsche Wirtschaft.215 Dies traf besonders auf die türkischen Gastarbeiter 

zu.216 

Erste Veränderungen ergaben sich auf dem Arbeitsmarkt mit der Rezession 

von 1966/67. Doch die rückläufige Nachfrage nach ausländischen 

Arbeitnehmern war nur von kurzer Dauer, die Zahl der offenen Stellen stieg 
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danach wieder an und somit auch die Nachfrage nach weiteren 

Gastarbeitern.217 Der wirtschaftliche Wendepunkt der Beschäftigung von 

Arbeitsmigranten wurde wie in Frankreich mit dem Ende des 

Wirtschaftsaufschwungs 1973 erreicht. Die Bundesregierung verhängte 

einen Anwerbestopp, da die Zahl der Arbeitslosen erheblich anstieg. Vor 

allen Dingen der Niedriglohnsektor, und damit viele Gastarbeiter, waren von 

dieser Entwicklung betroffen.218 Zudem nahm die Zahl der Ausländer 

entgegen den Erwartungen der Bundesregierung nicht ab, sondern durch 

den vermehrt einsetzenden Familiennachzug zu.219 Das hatte unter anderem 

zur Folge, dass mehr Menschen mit Migrationshintergrund auf den ohnehin 

umkämpften Arbeitsmarkt strömten und dadurch wie auch in Frankreich 

ökonomische und kulturelle Ressentiments der einheimischen Bevölkerung 

gegenüber den ausländischen Bürgern entstanden. Zu den bereits 

aufgeführten Problemen kamen Mitte der 1970er Jahre noch weitere 

Fehlentwicklungen zu Ungunsten der Migranten hinzu. Auch in Deutschland 

nahm die Segregation von Ausländern in „sanierungsbedürftigen“220 

Stadtvierteln zu, die Migrantenkinder fassten nur schwer Fuß in denen im 

Bezug auf Eingliederung von ausländischen Schülern schlecht vorbereiteten 

Schulen und auf dem Arbeitsmarkt.221 Zusätzlich waren die Betroffenen mit 

Rechts- und Staatsunsicherheit konfrontiert222.  

Die hohe Arbeitslosigkeit betraf vor allen Dingen Frauen und die zweite 

Generation, die männlichen Migranten der ersten Generation waren dagegen 

bis Anfang der 1990er Jahre relativ gut in den Arbeitsmarkt integriert.223 

Durch die hohe Zuwanderung aus Osteuropa und dem parallel dazu 

verlaufenden Abschwung auf dem Arbeitsmarkt ging die allgemeine 

Beschäftigungsquote von Migranten, vor allen Dingen türkischer Herkunft,224 

in der Folgezeit zurück, seither besteht eine große Lücke zwischen vielen 
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Migranten und der Mehrheitsgesellschaft, die sich auch in den Folgejahren 

nur geringfügig geschlossen hat.225 

 

Hypothese 1: Soziale Vererbung führt zu defizitärer 

Arbeitsmarktsituation 

 

Die Zuwanderungsgeschichte beider Länder in Bezug auf den Arbeitsmarkt, 

weist offensichtliche Parallelen auf. Es wurden in den Anfangsjahren gezielt 

weniger qualifizierte Arbeiter rekrutiert, die vorwiegend im Sektor der 

körperlichen Arbeit beschäftigt waren und unterdurchschnittlich bezahlt 

wurden. 

In beiden Länder hatte die Ölkrise von 1973 weitreichende Konsequenzen für 

den Integrationsprozess. Neben hoher Arbeitslosigkeit, schlechten 

Bildungsergebnissen der Migrantenkinder und wachsenden Spannungen 

innerhalb der Gesellschaft setzte ein Segregationsprozess ein, dessen 

Folgen vor allen Dingen in Frankreich verheerend sind (siehe Kapitel 9). 

Auffällig ist ebenso die Tatsache, dass vor allen Dingen außereuropäische226 

Migranten von diesen Entwicklungen betroffen waren. In Frankreich hatten 

primär afrikanische Einwanderer aus den ehemaligen Kolonien unter den 

Missständen zu leiden, in Deutschland vorwiegend Migranten aus der Türkei. 

Besonders für diese betroffenen Gruppen setzte mit der gezielten 

Beschäftigung im Niedriglohnsektor und mit den Folgen der Ölkrise ein 

Prozess des sozialen Abstiegs ein, der sich bis heute auswirkt. Bourdieus 

Theorie der sozialen Vererbung scheint sich in diesen Gruppen besonders 

bemerkbar zu machen und ist in beiden Ländern ein vielversprechender 

Erklärungsansatz für die beschriebene Defizitsituation. 

7.3.2. Strukturwandel des Arbeitsmarkts 

Ein zweiter Erklärungsansatz für die vorherrschenden Defizite ist kein 

integrationsspezifischer Ansatz, sondern steht in Zusammenhang mit der 

Wirtschaftsentwicklung in beiden Ländern.  
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Frankreich: In Frankreich hat beginnend mit der Ölkrise in den 1970er-

Jahren ein Strukturwandel eingesetzt, der zu einem steten Anstieg der 

Arbeitslosigkeit führte, von dem vor allen Dingen Menschen mit 

Migrationshintergrund betroffen waren.227 Durch die Deindustrialisierung 

wurden viele Arbeitsplätze in der Industrie abgebaut und die Produktion ins 

Ausland verlagert. Nach OECD-Daten verlor Frankreich zwischen 1965 und 

2004 insgesamt 25% der Stellen im Bereich der Industrie.228 Da viele 

Migranten eben in jenem Sektor beschäftigt waren, fielen sie den 

Strukturveränderungen in erster Linie zum Opfer. Dies traf nicht nur auf die 

erste Generation zu, die sich unmittelbar mit den Veränderungen konfrontiert 

sah, der Strukturwandel hatte zudem den Verlust von intergenerationeller 

beruflicher Kontinuität zur Folge. Die Arbeitsplätze, die die Väter ausfüllten, 

konnten von ihren Nachkommen nicht mehr besetzt werden.229 Zudem 

etablierten sich in Frankreich zur selben Zeit neue Beschäftigungsformen, die 

Max Henninger in seinem Beitrag „Der Unterschied, auf den es heute 

ankommt“ als Arbeitsverhältnisse bezeichnet, „bei denen es sich nicht um 

Festanstellungen mit Arbeitsverträgen von unbegrenzter Dauer handelt.“230 

und in die primär Arbeitnehmer aus den ZUS gelangten. Dazu gehören 

Arbeitsformen wie Zeitarbeit, befristete Beschäftigungsverhältnisse und die 

Arbeit auf Probe.231 Diese Arbeitsformen sind vorwiegend im sozialen 

Dienstleistungssektor, an dem sich viele junge Migranten mit afrikanischen 

Wurzeln im Zuge der Deindustrialisierung orientierten232,  stark vertreten. 

Noch heute ist der Anteil der befristet Beschäftigten in Frankreich höher als 

in Deutschland. Tucci und Groh-Samberg zeigen in ihrer Studie „Das 

enttäuschte Versprechen der Integration: Migrantennachkommen in 

Frankreich und Deutschland“, dass die Zahl unbefristeter 

Beschäftigungsverhältnisse doppelt so hoch ist wie in Deutschland, und, 
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dass junge Arbeitsplatzanwärter mit nordafrikanischem Migrationshintergrund 

im Vergleich zu jungen „Einheimischen“ eine niedrigere Wahrscheinlichkeit 

haben, einen unbefristeten Vertrag zu erhalten.233  

Eine weitere Folge des Strukturwandels ist die wachsende Bedeutung 

schulischer und beruflicher Qualifikationen. Seit Beginn der 1990er-Jahre 

haben sich die Beschäftigungschancen für niedrig Qualifizierte weiter 

verschlechtert, während die Nachfrage nach qualifizierten Arbeitnehmern 

weiter gestiegen ist.234 In Anbetracht der im vorherigen Kapitel aufgeführten 

Komponente, dass Menschen mit afrikanischem Migrationshintergrund häufig 

am Ende der Bildungskette stehen und die Schule mit als minderwertig 

betrachteten Abschlüssen oder ganz ohne Abschluss verlassen, wirkt sich 

diese Arbeitsmarktentwicklung negativ auf die Platzierung der Migranten aus.  

 

Deutschland: Auch in Deutschland sind von der Deindustrialisierung 

besonders viele Menschen mit Migrationshintergrund getroffen.235 Durch den 

Wegfall von Arbeitsplätzen in der Industrie, den Groh-Samberg und Tucci auf 

14 % beziffern236, setzten auch in Deutschland ein Verlust von 

intergenerationeller Kontinuität im Bezug auf industrielle Arbeitsplätze und 

ein grundlegender Strukturwandel des Arbeitsmarktes in ähnlicher Form wie 

in Frankreich ein. Mit dem Wandel von der Industrie- zur 

Dienstleistungsgesellschaft entwickelte sich die Tendenz zu einer 

Polarisierung der Beschäftigten. Dabei nimmt einerseits die Nachfrage nach 

hoch qualifizierten Arbeitnehmern zu, andererseits entstehen in den 

personenbezogenen und sozialen Dienstleistungen Arbeitsplätze, die 

unsicher, unqualifiziert und schlecht bezahlt sind.237 Doch während sich in 

Frankreich viele Erwerbstätige mit ausländischem Hintergrund im 

Dienstleistungssektor angesiedelt haben, orientieren sich in Deutschland vor 

allen Dingen junge Menschen türkischer Herkunft nach wie vor am 

traditionellen Arbeitermilieu.238  
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Insgesamt gelingt es dem deutschen Arbeitsmarktsystem junge Migranten 

besser in den Arbeitsmarkt einzugliedern. Das duale Ausbildungssystem239, 

das aus praktischer Erfahrung in Kombination mit schulischer Bildung 

besteht, zeigt sich dabei als flexibles Instrument, um auch schlechter 

qualifizierte Schüler in den Arbeitsmarkt zu integrieren.240 Dadurch haben 

auch Schüler, die die Schulen oft mit schlechten Abschlüssen verlassen, die 

Möglichkeit, Zugang zum Arbeitsmarkt zu finden. Davon machen viele 

Gebrauch, darunter auch ein hoher Anteil an Menschen mit türkischen 

Wurzeln.241  Dies fällt in besonderem Maße ins Gewicht, da auch in 

Deutschland die Tendenz zu hoch qualifizierten Arbeitsplätzen stetig 

zunimmt.242 Die Flexibilität des dualen Ausbildungssystems ist nach Meinung 

des Autors ein Grund dafür, dass die Jugendarbeitslosigkeit deutlich unter 

der Frankreichs liegt.243  

Hypothese 2: Strukturwandel des Arbeitsmarktes als Bremse der 

Arbeitsmarktintegration 

 

Auf beide Staaten trifft zu, dass sich mit dem Strukturwandel des 

Arbeitsmarktes auch der Integrationsprozess von Menschen mit 

Migrationshintergrund verändert hat. War die Arbeitsmarkt-Platzierung von 

Migranten vor der Ölkrise klar strukturiert, entwickelten sich mit dem 

Übergang zur Dienstleistungsgesellschaft klare Tendenzen hin zu prekären 

und unsicheren Arbeitsverhältnissen. Thomas Liebig (von der Heinrich-Böll-

Stiftung) fasst in seinem Beitrag „Die Wirtschafts- und Finanzkrise und ihre 

Auswirkungen auf die internationale Migration“, die 

Beschäftigungsverhältnisse von Migranten wie folgt zusammen: „Migranten 

sind erstens besonders stark in konjunkturanfälligen Sektoren beschäftigt. 

Zweitens, und damit verbunden, sind sie häufiger in niedrig qualifizierten 

Tätigkeiten beschäftigt, die als erste in einer Rezession verschwinden. 
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Drittens sind MigrantInnen häufiger in weniger stabilen 

Beschäftigungsverhältnissen tätig“244. Allerdings fällt auf, dass diese 

Beschäftigungsformen in Frankreich stärker ausgeprägt sind als in 

Deutschland. 

Ein Grund dafür ist nach Meinung des Autors der Zugang zum Arbeitsmarkt 

für junge Menschen. Während in Deutschland viele, auch schlechter 

qualifizierte, Schulabgänger über das duale Ausbildungssystem Zugang zu 

Arbeit finden,  sind in Frankreich vor allen Dingen Migrantenkinder mit 

afrikanischen Wurzeln von Arbeitslosigkeit oder prekärer Beschäftigung nach 

dem Abschluss der Schule betroffen.245 

Was auf beide Staaten zutrifft ist die verstärkte Nachfrage nach hoch 

qualifizierten Arbeitnehmern. Diese Entwicklung stellt vor allen Dingen für die 

Bildungssysteme beider Länder eine Herausforderung dar. 

7.3.3. Diskriminierung 

Frankreich: Eine weitere Ursache für die teils mangelnde Integration von 

Menschen mit afrikanischem Migrationshintergrund auf dem französischen 

Arbeitsmarkt ist Diskriminierung. Ein von der Diskriminierungs-

Beobachtungsstelle der Universität Paris-I durchgeführtes Testing anhand 

von 1806 Bewerbungen auf Stellenangebote hat ergeben, dass bei 

insgesamt 261 positiven Antworten ein in Paris wohnhafter Bewerber mit 

französischem Vor- und Nachnamen 75 Mal zu einem Vorstellungsgespräch 

eingeladen wurde, während ein Bewerber mit nordafrikanischem Namen, 

aber ansonsten gleichen Merkmalen, nur 14 Einladungen erhielt.246 Zu einem 

ähnlichen Ergebnis kommt die OECD in ihrer Studie „Jobs for immigrants“. 

Die 2007 durchgeführte Untersuchung hat ergeben, dass 

Arbeitsplatzanwärter mit afrikanischen Wurzeln drei Mal so viele 

Bewerbungen schreiben müssen wie Bewerber mit französischem Namen, 

um zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen zu werden.247  Auch eine 
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Teststudie der Internationalen Arbeitsorganisation ILO von 2007 hat ermittelt, 

„dass Diskriminierung ein nicht unerhebliches Hindernis“ beim Zugang zum 

französischen Arbeitsmarkt darstellt. „Zum Teil müssen Kinder von 

Zuwanderern bei gleicher Qualifikation drei bis viermal so viele Bewerbungen 

schreiben wie Kinder von Nichtzuwanderern, bis sie eine Einladung zu einem 

Bewerbungsgespräch erhalten.“248 

Deutschland: Auch für Deutschland zeigen verschiedene Studien auf, dass 

Diskriminierung für bestimmte Migrantengruppen den Zugang zum 

Arbeitsmarkt erschwert. Wie eine Untersuchung der 

Antidiskriminierungsstelle des Bundes ermittelte, sind davon besonders 

Menschen mit türkischen und arabischen Wurzeln betroffen.249 Einer Studie 

des Instituts zur Zukunft der Arbeit von 2010 hat hervorgebracht, „dass  

Stellenbewerber mit erkennbarem Migrationshintergrund auf dem deutschen 

Arbeitsmarkt noch immer eklatant benachteiligt werden. In einem 

Feldversuch wurden 1.000 Bewerbungen mit gleichwertigen Unterlagen für 

Praktikumsstellen verschickt, die per Zufall mit einem deutschen oder 

türkischen Namen versehen wurden. Das Ergebnis: Allein die Angabe eines 

türkischen Namens hat gereicht, um die Chance auf ein 

Vorstellungsgespräch um 14 Prozent zu senken – in kleineren Unternehmen 

sogar um 24 Prozent.“ In zwei Untersuchungen des Zentrums für 

Türkeistudien wurde festgestellt, dass Arbeitsplatzanwärter mit türkischem 

Hintergrund trotz entsprechender schulischer Qualifikation häufiger nicht 

eingestellt werden als Deutsche250, und die bereits auf Frankreich genannte  

Teststudie der ILO hat für Deutschland ein ähnliches Ergebnis ermittelt. 

Demnach müssen auch in Deutschland in vielen Fällen Kinder von 

Zuwanderern bei gleicher Qualifikation (in den entsprechenden 

Untersuchungen deutete lediglich der Name auf einen Migrationshintergrund 

hin) drei bis viermal so viele Bewerbungen schreiben wie Kinder von 
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Nichtzuwanderern, bis sie eine Einladung zu einem Bewerbungsgespräch 

erhalten.251 

Hypothese 3: Diskriminierung als Integrationsbürde 

 

Trotz Antidiskriminierungsgesetzen252 in beiden Ländern ist die 

Diskriminierung vor allen Dingen beim Zugang zum Arbeitsmarkt eine 

schwere Bürde für Menschen mit Migrationshintergrund und ein Grund für die 

mangelnde Platzierung auf den jeweiligen Arbeitsmärkten. In Frankreich sind 

Migranten mit afrikanischen Wurzeln betroffen, in Deutschland vorwiegend 

türkisch- oder arabisch stämmige Bürger. 

7.4. Zusammenfassung und Perspektiven 

Wie sich die künftige Arbeitsmarktsituation von Menschen mit 

Migrationshintergrund in beiden Ländern entwickeln wird, ist nach Meinung 

des Autors schwer zu prognostizieren. Die entsprechende Platzierung ist 

stark von den jeweiligen konjunkturellen Entwicklungen abhängig.253 Dies ist 

auch einer der Gründe dafür, dass die Beschäftigungszahlen von Migranten 

in Deutschland höher sind als in Frankreich. Deutschland hat im Vergleich 

die niedrigere Arbeitslosenquote, die zum Zeitpunkt der Untersuchung vom 

Statistischen Amt der Europäischen Union EuroStat auf ca. 5% beziffert wird, 

während sich für Frankreich ein Wert um die 10 % ergibt.254 

Abzuwarten bleibt auch, wie sich die jüngsten Arbeitsmarktinitiativen der 

beiden Regierungen auf die Situation von Migranten auswirken. Die 

französische Nationalversammlung hat im Januar 2013 mit dem so 

genannten Generationenvertrag ein zentrales Wahlkampfversprechen von 

Staatspräsident François Hollande eingelöst. Mit dem Gesetz, das nach der 
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Beratung im Senat noch im ersten Quartal 2013 in Kraft treten kann, sollen 

bis 2017 500.000 Arbeitsplätze gerettet bzw. geschaffen werden. Seine 

Kurzformel lautet: „Staatlich unterstützte Patenschaft über die Dauer von drei 

Jahren zwischen älteren Arbeitnehmern, die kurz vor der Rente stehen, und 

einem jungen Arbeitnehmer unter 26 Jahren. Die Kernidee besteht darin, 

jungen Menschen eine feste Perspektive zu geben und gleichzeitig 

Entlassungen bzw. Frühverrentungen älterer Arbeitnehmer zu verhindern. 

Damit soll vor allen Dingen gegen die hohe Jugendarbeitslosigkeit 

vorgegangen werden“255. Als integrationsspezifische Maßnahme ist der 

Generationenvertrag aber nicht zu verstehen. 

Die Bundesrepublik hingegen verabschiedete im Frühjahr 2012 ein Gesetz, 

das gezielt auf die Bedürfnisse ausländischer Arbeitnehmer eingeht. Mit dem 

so genannten Anerkennungsgesetz des Bundes werden seit April 2012 die 

Verfahren zur Bewertung ausländischer Berufsqualifikationen im 

Zuständigkeitsbereich des Bundes weiter geöffnet, vereinfacht und 

verbessert. „Ziel der erleichterten Anerkennung ist es, die 

Qualifikationspotenziale in Deutschland lebender Menschen, die im Ausland 

einen Beruf erlernt haben, besser zu erschließen und eine Beschäftigung im 

erlernten Beruf zu ermöglichen. Damit wird die Integration von Migranten in 

die Arbeitswelt gefördert und ein Anreiz für Fachkräfte im Ausland gesetzt, 

nach Deutschland zu kommen.“256 
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8. Wohnungsmarkt 

 

Der abschließende Analyseteil befasst sich mit dem Themenfeld Zugang 

zum Wohnungsmarkt und städtische Segregation. Dabei wird untersucht, wie 

sich Menschen mit Migrationshintergrund in beiden Ländern auf den 

jeweiligen Wohnungsmärkten platzieren und welchen Einfluss die 

Wohnsituation auf den Integrationsprozess hat. Für Esser und die 

vorliegende Arbeit ist der Zugang zum Wohnungsmarkt ein Teil der für die 

soziale Integration relevanten Platzierung. 

„Die wichtigsten Formen der sozialen Integration durch die Platzierung sind 

die Verleihung bestimmter Rechte, wie etwa das Staatsbürgerschaftsrecht 

oder, meist damit zusammenhängend, das Wahlrecht, die Übernahme 

beruflicher und anderer Positionen, wie etwa auf dem 

Wohnungsmarkt.“257 

 

Neben Esser heben auch andere Wissenschaftler die Bedeutung des 

Wohnungsmarktes für den Integrationsprozess hervor. Karen Schönwalder 

beschreibt in ihrem Beitrag „Residental Segregation and the Integration of 

Immigrants“ das Wohnumfeld als „Gelegenheitsstruktur, die über 

Infrastrukturmerkmale auf unterschiedliche Opportunitätsstrukturen schließen 

lässt“.258 Angenommen wird dabei, dass die im Wohnumfeld vorhandenen 

Beschäftigungs- oder Bildungsmöglichkeiten die individuellen Chancen 

beeinflussen und dadurch die soziale Integration positiv beeinflussen 

können. Die Europäische Kommission veröffentlichte 1993 den ersten 

statistischen Jahresbericht bezüglich des Themas Wohnpolitik. Darin gab der 

damalige Kommissar für Soziales der EU, Padraig Flynn, zu verstehen, 

welche Bedeutung die Wohnung hat. „Wohnung und Stadtbauplanung sind 
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wichtige Instrumente um Arbeitslosigkeit entgegenzutreten und die soziale 

Integration zu fördern. . .“259  

Hartmut Häußermann und Walter Siebel bezeichnen in ihrem Gutachten 

„Soziale Integration und ethnische Schichtung – Zusammenhänge zwischen 

räumlicher und sozialer Integration -“ das Wohnquartier als „Ausdruck und 

Bedingung der Integration von Zuwanderern“260 auf verschiedenen 

Dimensionen. Demnach hat der Wohnort Auswirkungen auf den 

Integrationsprozess u.a. auf ökonomischer und sozialer Ebene und kann 

„erheblichen Einfluss auf Erfolg von Integration haben“.261 Darüber hinaus ist 

es wieder Schönwälder, die auf die Bedeutung der Wohnviertel für soziale 

Prozesse eingeht. „Das Wohnviertel wird in mehrerlei Hinsicht als 

strukturierend für soziale Prozesse gesehen. Angenommen wird, dass seine 

Bevölkerungszusammensetzung die sozialen Kontakte und Netzwerke 

beeinflusst. Daneben wird den gegenseitigen Einflüssen der Viertelbewohner 

eine prägende Wirkung auf individuelle Normen und Orientierungen 

unterstellt, so z.B. durch Vorbilder und im Wohnviertel vorherrschende 

Normen und Verhaltensweisen.“262 

 

Die folgende Untersuchung orientiert sich einerseits an den Definitionen von 

Häußermann und Siebel im Bezug auf die Auswirkungen des Wohnorts und 

andererseits an die Bedeutung der Wohnviertel für soziale Prozesse nach 

Schönwälder. So wird im Folgenden überprüft, wie sich die städtische 

Segregation von Menschen mit Migrationshintergrund in beiden Staaten 

entwickelt hat, wie sich diese heute darstellt, welche politischen Initiativen 

unternommen wurden und welche Gründe dafür sprechen können, dass 

städtische Segregation trotz unterschiedlicher Voraussetzungen in beiden 

Ländern besteht. 
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8.1. Entwicklung Städtischer Segregation 

Häußermann und Siebel definieren den Begriff „Segregation“ wie folgt: „Mit 

Segregation wird die ungleiche Verteilung der Wohnstandorte verschiedener 

sozialer Gruppen im städtischen Raum bezeichnet. Je stärker die Streuung 

der Wohnstandorte von Angehörigen einer Gruppe von einer 

Zufallsverteilung abweicht, desto höher ist ihre Segregation. Anders gesagt: 

mit Segregation wird die Konzentration bestimmter sozialer Gruppen auf 

bestimmte Teilräume eines Gebietes, einer Stadt oder einer Stadtregion 

bezeichnet.“263 

Frankreich: Frankreich erlebte nach dem Zweiten Weltkrieg eine 

Wohnungskrise. Die Wohnungen in den Städten waren stark 

sanierungsbedürftig, insgesamt fehlten drei Millionen Unterkünfte.264 Dies 

veranlasste die Regierung, in den Peripherien der Großstädte neue 

Unterkunftsmöglichkeiten zu schaffen. Der soziale Wohnungsbau wurde 

Ende der 1960er-Jahre beschleunigt, so entstanden riesige Trabantenstädte 

mit zahlreichen Hochhaussiedlungen, den HLM (habitation à loyer moderé) 

genannten Sozialwohnungen. Diese wurden bis Mitte der 1970er Jahre von 

Arbeiterklasse, und damit vieler Zuwanderer, und Mittelschicht zu annähernd 

gleichen Teilen bewohnt.265 Die Situation in den durch schlechte 

Infrastruktur266 geprägten Vorstädten änderte sich zu Beginn der 1970er 

Jahre. Der Druck auf dem Wohnungsmarkt ließ nach, der Staat förderte 

durch günstige Bankkredite Immobilienkäufe und senkte die Förderung des 

sozialen Wohnungsbaus. Zudem verschärfte die gleichzeitig einsetzende 

Wirtschaftskrise und die mit ihr entstehende Massenarbeitslosigkeit das 

soziale Gefälle zwischen Arbeiter- und Mittelschicht, wovon viele Zuwanderer 

betroffen waren (siehe Kapitel 7).  Dies hatte zur Folge, dass immer mehr 

Mittelschichtsfamilien die HLMs verließen und vorwiegend die Zuwanderer 

mit ihren Familien, die die benötigten finanziellen Mittel zum 
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Immobilienerwerb nicht aufbringen konnten, in den Banlieues (Vorstädten)  

zurückblieben.267  

Neben der Armut nahm zeitgleich die Ethnisierung in den HLM zu. Die mit 

der Ölkrise zunehmende Familienzusammenführung hatte zur Folge, dass 

sich die Anzahl der Menschen mit Migrationshintergrund auf französischem 

Staatsgebiet erhöhte und diese entsprechend auf den Wohnungsmarkt 

drängten. Die Großsiedlungen mit ihren Sozialwohnungen wurden für die 

Zuwandererfamilien zur bevorzugten Wohngegend, da sie relativ viel Platz zu 

relativ günstigen Mieten boten. Bis Ende der 1970er Jahre hatten sich die 

HLM zu Siedlungen entwickelt, die schlecht an die Stadtzentren angebunden 

waren, in denen hohe Arbeitslosigkeit und eine hohe Dichte an Menschen mit 

Migrationshintergrund herrschte und die in den Folgejahren zu sozialen 

Brennpunkten mit hoher Gewalt- und Kriminalitätsrate wurden.268 

Ruft man sich die Definition des Begriffs Segregation von Häußermann und 

Siebel ins Gedächtnis wird ersichtlich, dass in Frankreich spätestens mit dem 

Strukturwandel der 1970er Jahre ein Segregationsprozess einsetzte, dessen 

Auswirkungen bis in die Gegenwart sichtbar sind (siehe dazu folgendes 

Unterkapitel). 

Deutschland: Die Wohnverhältnisse der ersten Gastarbeiter in der 

Bundesrepublik entsprachen den Vorstellungen des Rotationsprinzips. Da 

die deutsche Politik und Gesellschaft wie auch die Migranten selbst davon 

ausgingen, nur für eine befristete Zeit in Deutschland zu verweilen, stand der 

Zugang für Arbeitsmigranten zum Wohnungsmarkt nicht auf der 

tagespolitischen Ordnung. Stattdessen wurden die meist alleine nach 

Deutschland gereisten Arbeiter in Arbeiterwohnheimen untergebracht, die 

günstigen Wohnraum zur Verfügung stellten. Die ethnische Konzentrierung in 

den Unterkünften war hoch, wurden sie doch primär von Gastarbeitern 

bewohnt und teilweise auch zur Unterbringung von Gastarbeitern erstellt.269
 

Zu Beginn der 1960er Jahre wohnten etwa zwei Drittel der angeworbenen 
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Arbeiter in den meist primitiven und engen Gemeinschaftsunterkünften270. 

Auch im Bezug auf die Entwicklung in Deutschland bis zur Ölkrise ist ein 

Segregationsprozess erkennbar. Die Arbeiterwohnheime waren billige und 

meist schlecht ausgestattete Unterkünfte, die eine starke Ethnisierung 

aufwiesen. Sie waren, um der Definition von Häußermann und Siebel gerecht 

zu werden, auf bestimmte Teilräume eines Gebietes, einer Stadt oder einer 

Stadtregion konzentriert.271 

Mit dem Strukturwandel, der durch die Wirtschaftskrise eingeleitet wurde, 

änderte sich auch die Situation von Menschen mit Migrationshintergrund auf 

dem Wohnungsmarkt. Mit dem vermehrt einsetzenden Familiennachzug 

verließen viele ausländische Arbeitnehmer die Arbeiterwohnheime, um eine 

familiengerechte Wohnung zu beziehen. Die Zuwanderer suchten meist nach 

günstigen Wohngelegenheiten, da sie durch die Ölkrise von Arbeitslosigkeit 

oder prekärer Beschäftigung betroffen waren (siehe Kapitel 7). Diese fanden 

sie vornehmlich in sanierungsbedürftigen Altbauviertel innerhalb deutscher 

Großstädte, in der sich eine zunehmende Konzentration der ausländischen 

Bevölkerung entwickelte.272 Dies hatte zur Folge, dass sich viele Deutsche 

aus den von Migranten bevorzugten Gebieten zurückzogen, bedeutete doch 

der Zuzug von Ausländern in Augen vieler Einheimischer „ein Absinken des 

Wohnwertes des Hauses oder des Viertels“.273   

Ab Mitte der 1970er Jahre verstärkte sich in der Bundesrepublik der 

Segregationsprozess, der Auswirkungen bis heute hat (siehe dazu folgendes 

Unterkapitel).  

Unterschiede: Bei der Entwicklung von Menschen mit Migrationshintergrund 

auf den jeweiligen Wohnungsmärkten fallen zwei zentrale Unterschiede auf. 

Während Frankreich auf die Wohnungsknappheit und die steigende Anzahl 

von Migranten mit der Schaffung neuer, im ursprünglichen Sinne moderner 

Wohngelegenheiten reagierte, stellte man in der Bundesrepublik den 
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Migranten Arbeiterwohnheime oder sanierungsbedürftige Altbauten zur 

Verfügung. Dies steht nach Meinung des Autors in unmittelbarem 

Zusammenhang mit dem Verständnis als Einwanderungsland und der daraus 

resultierend Position gegenüber dem Thema Integration. Frankreich wollte 

den Zuwanderern perspektivischen Wohnraum schaffen, während die 

Wohnungspolitik für Migranten in Deutschland provisorischen Charakter 

aufzeigte. 

Desweiteren liegt ein Unterschied in der Lokalisation der sich entwickelten 

Ausländerviertel. Während sich in Frankreich das Gros der Quartiere in den 

infrastrukturell schlecht angebundenen Vorstädten befand, konzentrierte sich 

die Entwicklung in der Bundesrepublik auf die Innenstädte.   

8.2. Status quo der städtischen Segregation und Auswirkungen auf den 

Integrationsprozess 

Frankreich: Wie bereits die vorangegangenen Analysekapitel aufgezeigt 

haben, spiegeln sich viele Integrationsdefizite in Frankreich in den Banlieues, 

genauer gesagt in den ZUS wieder. Im Landesdurchschnitt sind viele ZUS 

von hoher Arbeitslosigkeit, schlechten Bildungserfolgen junger Menschen, 

Armut, Gewalt und Kriminalität besonders betroffen.274 Ursachen dafür sind 

neben den in den vorangegangenen Analysekapiteln thematisierten Gründen 

auch in den stadtperipheren Lagen, und damit den infrastrukturell 

unzureichenden Anbindungen,  zu finden.275 Darüber hinaus hat die 

Problemlage in den ZUS eine Form von Eigendynamik angenommen. Wer 

sich bspw. als Vorstadtjugendlicher um eine Arbeitsstelle bemüht, wird oft 

schon aufgrund der Herkunft aus den ZUS stigmatisiert und letztendlich 

diskriminiert.276 Die Relevanz für das Themenfeld Integration wird ersichtlich, 

da in den ZUS eine starke Konzentration von Menschen mit 

Migrationshintergrund vorherrscht. Die prekäre Lage vieler Banlieues äußerte 

sich in der Vergangenheit nicht selten in Form von urbaner Gewalt und 

Ausschreitungen. Bereits zu Beginn der 1970er Jahre fanden erste 
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Zusammenstöße zwischen Banlieue-Bewohnern und Staatsorganen statt, 

auch in den folgenden zwei Jahrzehnten war eine lange Reihe von 

Aufständen zu verzeichnen.277 Ihren vorläufigen Höhepunkt verzeichneten 

die städtischen Aufstände (im Französischen: émeutes) im Herbst 2005. Aus 

dem Tod zweier Jugendlicher aus der Pariser Banlieue Clichy-Sous-Bois, die 

auf der Flucht vor der Polizei ums Leben kamen, entwickelte sich ein 

Flächenbrand städtischer Unruhen, der auf nahezu alle französische 

Metropolen übergriff. Über drei Wochen lieferten sich Banlieue-Bewohner 

Kämpfe mit staatlichen Ordnungskräften, steckten Autos und öffentliche 

Einrichtungen wie bspw. Schulen in Brand.278 Das Ausmaß des Dilemmas 

wurde deutlich, als die französische Regierung zur Bekämpfung der Revolten 

den Ausnahmezustand verhängte. Die städtischen Problemzonen in 

Frankreich sind in dieser Perspektive gewissermaßen zu Kriegszonen 

geworden, vergleichbar den Anfängen des Algerienkriegs, bei dem 1955 das 

Notstandsgesetz erlassen wurde: Es erlaubt die Verhängung des 

Ausnahmezustands, die Verfügung von Ausgangsperren und 

Reisebeschränkungen sowie die Aufhebung der Bürgerrechte für 12 Tage.279  

Der sich über mehrere Jahrzehnte hinziehende städtische Problemdruck hat 

für den Integrationsprozess eine entscheidende Bedeutung. Durch die starke 

Ethnisierung in vielen Vorstädten konzentrieren sich die sozialen 

Integrationsprobleme von Menschen mit Migrationshintergrund auf die ZUS 

und so ist Integrationspolitik schrittweise mehr und mehr identisch geworden 

mit der Stadtpolitik „politique de la ville“.280 

Ruft man sich die theoretische Ausgangslage ins Gedächtnis wird ersichtlich, 

dass die Wohnsituation für Menschen mit Migrationshintergrund in 

Frankreich die von Häußermann und Siebel dargelegten verschiedenen 

Dimensionen negativ beeinflusst. Die Wohnsituation hat negative 

Auswirkungen auf den Integrationsprozess auf ökonomischer und sozialer 
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Ebene. Darüber hinaus ist bezüglich der Annahme Schönwälders „dass die 

Bevölkerungszusammensetzung des Wohnviertels die sozialen Kontakte und 

Netzwerke beeinflusst und die gegenseitigen Einflüsse der Viertelbewohner 

eine prägende Wirkung auf individuelle Normen und Orientierungen 

haben“281, anzumerken, dass sich die Entwicklungen und Zustände innerhalb 

der Vorstädte auch diesbezüglich auswirken. Die sozialen Probleme in den 

ZUS erstrecken sich bereits über mehrere Generationen, viele junge 

Bewohner orientieren sich vor allen Dingen im Bildungswerdegang an den 

Erfahrungen älterer Geschwister oder Bekannter, entsprechende 

Entwicklungen zeigen sich auch auf dem Arbeitsmarkt.282 Da die genannten 

Entwicklungen meist negativ geprägt sind, entsteht schon bei den jüngsten 

Banlieusards (wie die Vorstadtbewohner auch genannt werden) eine 

psychologische Distanz zu ihren  Perspektiven innerhalb der Republik. Viele 

Verhaltensmuster werden übernommen, so u.a. die Revolten gegenüber 

staatlichen Organisationen oder Beschäftigten (vor allem Polizisten). 283  

Deutschland: Auch in der Bundesrepublik gibt es Wohngegenden, die durch 

einen hohen Anteil an Zuwanderern geprägt sind. Wie die Daten des 

Mikrozensus 2006 ergaben, konzentriert sich diese Entwicklung auf die 

Großstädte. Demnach wohnen  43,7 % der Personen mit, aber nur 28,1 % 

der Personen ohne Migrationshintergrund in Städten mit einer Einwohnerzahl 

von mindestens 100.000.284 Der Problemdruck innerhalb der Wohngegenden 

ist dabei mit dem in Frankreich grundsätzlich vergleichbar. Wie die 

vorangegangenen Untersuchungen gezeigt haben, sind  viele Menschen mit 

Migrationshintergrund auf dem Bildungs- und Arbeitsmarkt mangelhaft 

platziert. Diese Annahme bestätigt der Nationale Integrationsplan der 

Bundesregierung von 2007. Dieser spricht von „einer Konzentration niedriger 

Einkommen in bestimmten Stadtgebieten, die einen hohen Anteil an 

Personen mit Migrationshintergrund aufweisen.“285 Zudem sind die 

Wohnverhältnisse oft unzureichend und die Kriminalitäts- und Gewaltrate in 
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den besagten Vierteln ist hoch.286 Dabei sind émeutes wie in Frankreich aber 

bislang ausgeblieben. Die städtischen Unruhen richten sich in der 

Bundesrepublik nur selten gegen staatliche Einrichtungen, sondern 

konzentrieren sich auf Konflikte zwischen ethnischen Minderheiten.287   

Zusammenfassend gilt festzuhalten, dass sich nach den Kriterien von 

Häußermann und Siebel auch in der Bundesrepublik Wohngebiete entwickelt 

haben, die sich in ökonomischer und sozialer Ebene negativ auf den 

Integrationsprozess von Menschen mit Migrationshintergrund auswirken. 

Dabei sind es weniger die Stadtteile, die einen desintegrativen Faktor 

aufweisen, sind sie doch oft in den Innenstädten zu finden und somit 

infrastrukturell gut angebunden. Der Grund für die desintegrative Auswirkung 

besagter Quartiere ist nach Meinung des Autors eher in den Annahmen  

Schönwälders zu finden. Hradel fasst die Problematik wie folgt zusammen: 

„Gelingt es in ethnisch homogenen Quartieren Ghettoisierung und 

Parallelgesellschaften zu vermeiden, lernt die türkische Mama nicht deutsch, 

geht ihr Sohn nicht in die Schule, hat er keine beruflichen Perspektiven, dann 

wird es in einigen Jahren keinen großen Unterschied zwischen Paris-Aulnay 

sous Bois (französische Vorstadt) und  Berlin-Neukölln (von Migranten 

geprägtes Stadtviertel) geben.“288 Häußermann und Siebel schließen sich 

dem an: „Die Konzentration in bestimmten Quartieren und die Ausbildung 

einer ‚Kolonie‘ behindert Kontakte mit Institutionen und Individuen der 

dominanten Gesellschaft. Dadurch wird die Übernahme von 

Verhaltensweisen, normativen Orientierungen und Kulturtechniken, z.B. 

Sprachfähigkeit behindert, also Integration erschwert. Vor allem für Kinder 

verschlechtern sich dadurch die Bildungschancen. Ihre Sprachbeherrschung 

ist dort schlechter ausgebildet, wo die meisten Spielkameraden nicht 

Deutsch als Muttersprache haben.“289 
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Unterschiede 

Allerdings ist das Ausmaß der Defizite in sozialen Brennpunkten in 

Deutschland nicht mit denen der ZUS vergleichbar.290 Loch zieht in seinem 

Beitrag „Pourquoi n’y a-t-il pas d’émeutes urbaines en Allemagne“ einen 

direkten Vergleich zwischen den Zuständen in den segregierten 

Wohngegenden beider Länder. Dabei kommt er zum Schluss, dass sich 

ökonomische, schulische und soziale Missstände zwar in beiden Staaten 

mehr und mehr auf die segregierten Stadtgebiete verlagern, die Probleme in 

Frankreich jedoch wesentlich ausgeprägter sind.291 Eine Ursache dafür liegt 

in der Lokalisation der sensiblen Stadtgebiete. Im Gegensatz zu Frankreich 

konzentriert sich die ethnische Segregation in der Bundesrepublik auf 

Quartiere innerhalb der Städte und nicht auf Siedlungen in den städtischen 

Peripherien,292 die deutschen Stadtteile sind entsprechend infrastrukturell 

besser angebunden. Als weitere Ursache ist die generelle Arbeitsmarktlage 

in beiden Staaten zu nennen. In Frankreich sind bedeutend mehr Menschen 

von Arbeitslosigkeit betroffen, vor allen Dingen Jugendliche aus den ZUS.293 

Darüber hinaus hat sich in der Bundesrepublik keine vergleichbare 

Eigendynamik bezüglich der Problemlage der Stadtviertel entwickelt.294   

8.3. Politische Initiativen 

Um der Problemlage gegenzusteuern, sind in beiden Ländern zahlreiche 

Initiativen seitens der Regierungen unternommen worden295. Exemplarisch 

dafür steht die in Frankreich seit Anfang der 1980er Jahre ausgebaute 

„soziale Stadtpolitik“ („politique de la ville“), während in Deutschland 

beispielhaft dafür das Programm „Soziale Stadt“ steht. Der Autor hat sich für 

die Verwendung besagter Programme entschieden, da sie die zeit- und 

kostenintensivsten296 sind und aus Sicht des Autors der Zusammenhang mit 

der Integration von Migranten am ehesten gegeben ist.  
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Frankreich: Stadtpolitik in Kombination mit Integrationspolitik blickt in 

Frankreich auf eine über 30-jährige Geschichte zurück. Unter dem Eindruck 

territorialer Segregation von Teilen der Bevölkerung und des erhöhten 

Problemdrucks innerhalb der HLM ist Anfang der 1980er Jahre die „politique 

de la ville“ entstanden. Diese wurde von der damaligen französischen 

Regierung mit dem Ziel initiiert, die soziale Kohäsion in den Vorstädten 

wiederherzustellen.297 Sie ist zentral gesteuert und gehört zum 

Aufgabenbereich des „Ministère de l’Egalité des territoires et du 

Logement“.298 Grillmayer und Neumann bezeichnen die politique de la ville 

als eine „Bündelung von Stadtentwicklungs- und Wohnungsbaupolitik, von 

arbeitsmarktpolitischen und wirtschaftlichen Fördermaßnahmen sowie von 

Kriminalitätsbekämpfung“.299 Den integrativen Faktor erhält die Stadtpolitik 

durch zwei Faktoren. Zum einen sind Menschen mit Migrationshintergrund in 

den ZUS überproportional hoch vertreten, zum anderen wird nach dem 

bereits dargestellten republikanischen Integrationsmodell keine 

Minderheitenpolitik betrieben. Daher versucht man den sozialen 

Integrationsproblemen vieler Menschen mit Migrationshintergrund über die 

politique de la ville zu begegnen.300 Die politique de la ville umfasst 

zahlreiche Handlungsbereiche. Die für die Kulturation und Platzierung  

relevantesten Bereiche umfassen die bereits in Kapitel 6 und 7 erläuterten 

Initiativen in Schul-, Bildungs- (ZEP), und  Arbeitsmarktpolitik (ZFU, contrat 

d’autonomie, CV anonyme). Darüber hinaus wurde im Jahr 2006 im Zuge der 

politique de la ville eine „Nationale Agentur für den sozialen Zusammenhalt 

und die Chancengleichheit“ geschaffen (agence nationale pour la cohésion 

sociale et l’égalité des chance, im Folgenden Acsé). Die Acsé ist als 

Anlaufstelle für Bewohner aus sensiblen Stadtgebieten zu verstehen, die 

Hilfestellung in verschiedenen Bereichen liefert. So umfassen die 

Aufgabenbereiche der Acsé u.a. „die Verbesserung der 
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Bildungsbedingungen in den ZEP, den Zugang zu Kultur und Wissen in den 

ZUS oder die Begleitung arbeitsloser Jugendlicher bei der Arbeitssuche“.301     

Deutschland: In der Bundesrepublik versucht man den sozialen Problemen 

innerhalb der sensiblen Stadtgebiete seit 1999 mit dem Programm „Soziale 

Stadt“ entgegenzuwirken. Zwar existierte schon vorher Stadtpolitik, die 

konzentrierte sich aber auf investive Maßnahmen, soziale Kriterien und nicht 

investive Komponenten spielten nur eine untergeordnete Rolle.302 Das 

Programm wurde mit dem Ziel initiiert, problematische Entwicklungen in 

benachteiligten Stadt- und Ortsteilen zu bewältigen. Die Aufgaben umfassen 

„insbesondere die Verbesserung des Wohnungsbestandes, der Schaffung 

neuer Wohnqualitäten und eine attraktive Gestaltung des Wohnumfeldes.“ 

Die Kulturation und Platzierung von Menschen mit Migrationshintergrund 

betreffend sieht es eine Bündelung der baulichen Investitionen mit 

Maßnahmen zur Bildung, Beschäftigung und Integration vor Ort vor.303 Das 

Programm Soziale Stadt wird vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und 

Stadtentwicklung und den Bundesländern getragen. Im Bezug auf die 

verstärkte Bildung von Menschen mit Migrationshintergrund initiierte das 

Programm vor allen Dingen Maßnahmen zur Sprachförderung und zur 

schulischen Integration von Migrantenkindern über den vermehrten 

Austausch mit „deutschen“ Schülern und die Installation von Lehrkräften mit 

Migrationshintergrund (siehe Kapitel 6).  

Auf den Arbeitsmarkt bezogen operiert „Soziale Stadt“ mit dem 

Unterprogramm „Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier“ (im Folgenden 

BIWAQ). Mit BIWAQ werden arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in die 

bedürftigen Stadtviertel gelenkt, um die Qualifikation und soziale Situation 

der Bewohner zu verbessern.304 Zwar zielt BIWAQ auch gezielt auf 

Menschen mit Migrationshintergrund ab (so spricht das Programm von der 

Integration von Menschen mit Migrationshintergrund als elementarem 
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Baustein)305, die ergriffenen Maßnahmen wie bspw. Berufsfrühorientierung, 

Beratungsangebote, sozialpädagogische Begleitung oder Vermittlung auf 

dem Arbeitsmarkt sind jedoch nicht als integrationsspezifische Maßnahmen 

zu verstehen, da sie allen Bewohnern der Quartiere angeboten werden. 

Im Nationalen Integrationsplan von 2007 und dem Nationalen Aktionsplan 

Integration von 2012 nimmt das Programm Soziale Stadt einen hohen 

Stellenwert ein.306 Es ist Teil der in beiden Plänen thematisierten „Integration 

vor Ort“307, die von der zuständigen Staatsministerin Maria Böhmer als 

„zentrale Zukunftsaufgabe“308 betrachtet wird. Unter Integration vor Ort wird 

nach dem Nationalen Integrationsplan von 2007 die „sozialräumliche 

Dimension des Zusammenlebens von Zuwanderern und Einheimischen 

sowie Fragen der Organisation kommunaler Integrationspolitik“ verstanden. 

Dies, und die Tatsache, dass das Programm vom Bund und den Ländern 

getragen wird, impliziert einen zentralen Unterschied zur französischen 

politique de la ville, die vom Zentralstaat gesteuert wird. 

Unterschiede: In beiden Ländern wird soziale Stadtpolitik betrieben, jedoch 

finden sich einige zentrale Unterschiede vor. Die seit den 1980er Jahren 

zentralstaatlich organisierte politique de la ville steht dem noch relativ jungen 

föderalistisch organisierten Programm Soziale Stadt gegenüber. Zudem zielt 

die deutsche Vorgehensweise gezielt auf die Förderung von Menschen mit 

Migrationshintergrund ab, während sich die französische Stadtpolitik an den 

Bedürfnissen aller Quartiers-Bewohner orientiert. Trotz der unterschiedlichen 

Ausgangslagen und Vorgehensweisen besteht in beiden Ländern, wenn 

auch in unterschiedlichem Ausmaß, das Problem städtischer Segregation. Im 

Folgenden werden Hypothesen erstellt, weshalb trotz der genannten 

Unterschiede ähnliche Probleme bestehen. 
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8.4. Hypothesen 

Hypothese 1: Wohnungspolitik zu Beginn der Wirtschaftskrise als 

Segregationsursprung 

Nach Meinung des Autors liegt der Hauptgrund in den Verfehlungen 

bezüglich der Wohnungsplatzierung von Migranten in den ersten Phasen des 

Untersuchungszeitraums. Beide Staaten haben es mit Einsetzen der 

Weltwirtschaftskrise versäumt, die Wohnsituation der Migrantengruppen der 

Mehrheitsgesellschaft entsprechend anzupassen. In Frankreich wurden den 

zumeist ökonomisch schlecht platzierten Migranten günstige Wohnräume in 

den Vorstädten bereitgestellt, die sich schon bald aufgrund mangelnder 

Investitionen und schlechter infrastruktureller Anbindungen als 

Segregationsauslöser entpuppten. In der Bundesrepublik wurden die 

Gastarbeiter und ihre Familien in Stadtvierteln mit sanierungsbedürftigen 

Altbauten untergebracht, die dadurch aus Sicht der Mehrheitsgesellschaft 

einen Wertverlust erlitten und an Attraktivität verloren. Dadurch entwickelte 

sich eine räumliche und psychologische Distanz zwischen den 

Wohngebieten der „Einheimischen“ und der Migranten, die, wie Hypothese 2 

zeigt, dem Segregationsprozess einen eigendynamischen Charakter 

verliehen. 

Hypothese 2: Eigendynamik innerhalb der sensiblen Stadtgebiete 

Mit der Ansammlung ökonomisch unterdurchschnittlich platzierten Menschen 

und der zunehmenden Ethnisierung der Stadtviertel entwickelte sich eine 

Eigendynamik, die aus Sicht des Autors aus mehreren Komponenten 

besteht. Anstelle von regulärer Beschäftigung etablierten sich Strukturen von 

prekärer und illegaler Beschäftigung oder gar Kriminalität. Dies hatte einen 

weiteren Wertverlust und steigende Diskriminierung zur Folge. Vor allen 

Dingen in Frankreich kann die innerstädtische Herkunft ein massives 

Hindernis bspw. bei der Suche nach einem Arbeitsplatz sein. 

Zusätzlich zu den bestehenden Konfliktfeldern wirken sich die von 

Schönwälder in der theoretischen Ausgangslage thematisierten 

gegenseitigen Einflüsse der Viertelbewohner prägend auf individuelle 

Normen und Orientierungen aus. Ähnlich wie im Bildungssektor wachsen vor 
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allen Dingen junge Bewohner mit dem Problemdruck innerhalb der Quartiere 

auf und passen sich den „Spielregeln“ und Gegebenheiten innerhalb ihrer 

Umgebung an. Dies kann und soll an dieser Stelle nicht einwandfrei 

behauptet werden, wird aber aufgrund der sich über Generationen 

hinziehenden Problematik angenommen. 
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9. Zusammenfassung, Fazit und Ausblick 

 

Wie einführend aufgeführt, hat die vorliegende Arbeit hat die Absicht zu 

erklären, weshalb in beiden Ländern trotz unterschiedlicher 

Herangehensweisen an die Integration von Menschen mit ausländischen 

Wurzeln ähnliche Defizite vorherrschen. Wie diese unterschiedlichen 

Voraussetzungen aussehen, wird an dieser Stelle zusammenfassend 

aufgeführt. 

Frankreich ist ein klassisches Einwanderungsland, das schon vor dem 

Zweiten Weltkrieg mit großen Zuwanderungswellen konfrontiert war. 

Entsprechend hat das Land bezüglich der Zuwanderungswellen zu Beginn 

des Untersuchungszeitraums über einen gewissen Erfahrungsschatz verfügt, 

der sich in einem klar strukturierten Integrationsmodell äußerte. Das 

republikanische Integrationsmodell gibt die Vorgehensweise über acht 

Merkmale vor, die die kulturelle Einheit der Republik wahren sollen. Als 

zentrale Punkte für die vorliegende Arbeit haben sich im Laufe der 

Untersuchungen die Integration über die Schule, der Zugang zur 

Staatsbürgerschaft über das Territorialprinzip und der Kommunitarismus 

herauskristallisiert. Vor allen Dingen der Kommunitarismus, der dazu führt, 

dass Frankreich Politik zugunsten ethnischer Minderheiten ablehnt, hat zur 

Folge, dass sich französische Integrationspolitik seit den 1980er Jahren 

vorwiegend über die soziale Stadtpolitik „Politique de la Ville“ definiert. Diese 

ist zentral gesteuert und deckt die in der vorliegenden Arbeit thematisierten 

Bereiche Bildung, Arbeits- und Wohnungsmarkt ab. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich im Gegensatz zu Frankreich erst 

nach dem Zweiten Weltkrieg zu einem Einwanderungsland entwickelt. Dieser 

Status wurde von den jeweiligen Regierungen allerdings abgelehnt, was zur 

Folge hatte, dass in Deutschland nach keinem klar strukturierten Modell 

integriert wurde. Vielmehr war man in Politik und Gesellschaft der 

Überzeugung, dass die zugewanderten Gastarbeiter das Land nach 

verrichteter Arbeit wieder verlassen würden und somit die Integration von 

Migranten nicht von Relevanz sei. Ein weiterer zentraler Unterschied findet 

sich im Zugang zur Staatsbürgerschaft wieder. Während in Frankreich nach 
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dem Territorialprinzip operiert wird, galt in Deutschland lange das 

Abstammungsprinzip. Mit der Jahrtausendwende vollzog sich auf allen 

Ebenen der Integrationspolitik ein Paradigmenwechsel. Deutschland 

erkannte den Status als Einwanderungsland an, reformierte das 

Staatsangehörigkeitsgesetz und brachte zahlreiche Initiativen wie das 

Stadtentwicklungsprogramm „Soziale Stadt“ oder über den Nationalen 

Integrationsplan auf den Weg. Im Unterschied zu Frankreich beziehen die 

deutschen Integrationsmaßnahmen alle Ebenen des Staates und die 

ethnischen Minderheiten mit ein. Deutschland setzt in seiner 

Integrationspolitik auf Föderalismus und Dialog, was eine klare Abgrenzung 

zum französischen Kommunitarismus darstellt. 

Um der Konkordanzmethode gerecht zu werden, müssen den genannten 

unterschiedlichen Voraussetzungen ähnliche Ergebnisse Folgen. Betrachtet 

man die jeweiligen Lebenslagen von Menschen mit Migrationshintergrund 

wird ersichtlich, dass in beiden Ländern teils gravierende Integrationsdefizite 

vorherrschen. In Frankreich sind es vor allem Menschen aus den ehemaligen 

Kolonien, die auf Bildungs-, Arbeits- und Wohnungsmarkt 

unterdurchschnittlich platziert sind. In der Bundesrepublik sind vorwiegend 

Menschen mit türkischem Migrationshintergrund von den negativen 

Entwicklungen betroffen. Neben der Tatsache, dass in beiden Ländern 

Migranten mit ähnlichen Integrationsproblemen konfrontiert sind fällt also auf, 

dass es sich vorwiegend um Menschen mit außereuropäischen Wurzeln 

handelt, die in unmittelbarem Zusammenhang mit den jeweiligen 

Zuwanderungsgeschichten zu Beginn des Untersuchungsraums stehen.  

Fazit 

Beiden Regierungen ist es in den vergangenen Jahrzehnten nicht gelungen, 

die sozialen Lücken zwischen vielen Menschen mit und ohne 

Migrationshintergrund zu schließen. Nach Meinung des Autors sind die 

Hauptgründe dafür, dass es trotz unterschiedlicher Voraussetzungen zu 

ähnlichen Ergebnissen in beiden Ländern kommt, auf zwei Ebenen zu finden. 

Zum einen haben es Deutschland und Frankreich auf allen untersuchten 

Feldern vor allem zu Beginn des Untersuchungszeitraums versäumt, 

entsprechende Rahmenbedingungen für die Integration von Menschen mit 
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ausländischen Wurzeln zu schaffen. Da Integration als langwieriger Prozess 

verstanden wird, wirken sich die Verfehlungen bis heute aus. 

Darüber hinaus haben integrationsunspezifische Entwicklungen zu den 

genannten Defiziten geführt. Im Bildungsbereich bezieht sich die Annahme 

des Autors auf die wachsende Abhängigkeit von sozialer Herkunft und 

Bildungserfolgen. Die Deindustrialisierung hatte für Menschen mit 

Migrationshintergrund gravierende Auswirkungen auf den Zugang zum 

Arbeitsmarkt. Ein Gros der Migranten war bis Mitte der 1970er Jahre im 

industriellen Sektor tätig und war fortan mit prekären 

Beschäftigungsverhältnissen oder Arbeitslosigkeit konfrontiert. 

Die Verfehlungen der Vergangenheit und die geschilderten Entwicklungen im 

Bildungs- und Arbeitssektor hatten unmittelbare Auswirkungen auf die 

Wohnsituation der Migranten. Es entwickelten sich soziale Brennpunkte, die 

vorwiegend von Menschen bewohnt werden, die unter mangelnder Sozialer 

Integration zu leiden haben. Wie aufgezeigt, sind davon in beiden Ländern 

viele Menschen mit ausländischen Wurzeln betroffen. 

Neben der institutionellen Ebene sind aber auch psychologische Gründe für 

die vorliegenden Probleme verantwortlich. Oft sind es in Frankreich 

Menschen mit Migrationshintergrund aus den ehemaligen Kolonien, die nicht 

in der französischen Gesellschaft integriert sind. Sie tragen das Erbe der 

Kolonialisierung, die tiefe Wunden im Bewusstsein aller hinterlassen hat.309 

Die psychologischen Auswirkungen zum Beispiel des Algerienkrieges auf die 

algerischen Familien und die Marginalisierung in der französischen 

Gesellschaft haben die Konstruktion einer positiven Identität bei den 

Jüngeren erschwert. Die Erinnerung an die Ausbeutung, kulturelle 

Bevormundung und soziale Erniedrigung ist durch die fehlgeschlagene 

Integration an die nachfolgenden Generationen weitergegeben worden, die 

psychologischen Gräben sind tief. 

In Deutschland wirkt sich die lange Zeit vertretene Position, ein Nicht-

Einwanderungsland zu sein auf die Integration aus. Der einst provisorische 

Charakter der Zuwanderung und die damit im Zusammenhang stehende 

                                                           
309

 Vgl.: Groh-Samberg, Tucci, S. 310-311. 
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Distanz zu Kultur und Institutionen führen zu einem unter 

Migrantengemeinschaften ausgeprägten „Unter-Sich-Sein“. 310 

Ausblick 

Frankreich ist schon heute größeren Integrationsdefiziten als die 

Bundesrepublik ausgesetzt, obwohl seit Jahrzehnten aktive 

Integrationspolitik praktiziert wird. Die zukünftigen Entwicklungen dürften sich 

im Zuge der europäischen Finanzkrise, von der Frankreich stärker betroffen 

ist als die Bundesrepublik, als problematisch gestalten. Die Arbeitslosigkeit 

und vor allem die Jugendarbeitslosigkeit sind seit der Krise angestiegen311, 

was den sozialen Integrationsprozess von Menschen mit 

Migrationshintergrund weiter erschweren dürfte. Die Einführung des unter 

Kapitel 7 geschilderten Generationenvertrags könnte dem entgegenwirken. 

Ein aus Sicht des Autors sinnvoller Schritt ist die Neuausrichtung der 

Bildungspolitik in den ZEP. Wie Kapitel 6 gezeigt hat, genießt Bildung in der 

französischen Gesellschaft einen hohen Stellenwert und hat Auswirkungen 

auf den beruflichen Werdegang und damit auch auf die Platzierung auf dem 

Wohnungsmarkt. Da sich die bislang ergriffenen Maßnahmen sich 

geringfügig wirksam erwiesen haben, ist eine Umstrukturierung des mit 

hohen finanziellen Mitteln verbundenen Programms von Nöten. Wie sich die 

Neuausrichtung darstellen wird und wie diese zu bewerten ist, kann noch 

nicht ausgeführt werden, da der Umstrukturierungsprozess noch nicht 

abgeschlossen ist. 

Für die Bundesrepublik fällt der Ausblick positiver aus. Deutschland hat sich 

dem Thema Integration erst vor einem knappen Jahrzehnt angenommen und 

seitdem zahlreiche Maßnahmen auf verschiedenen Ebenen initiiert, die 

beispielsweise im Sektor Bildung auch schon erste Erfolge aufweisen (siehe 

Kapitel 6). Als sinnvoll ist nach Meinung des Autors ist auch die Anerkennung 

ausländischer Berufsqualifikationen. Über diese Maßnahme wird es 

Menschen mit Migrationshintergrund zukünftig erleichtert, sich ihrer 

                                                           
310

 Vgl.: Ebda. 
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Vgl.: http://www.unzensuriert.at/content/0012225-Schon-32-Millionen-Arbeitslose-Frankreich 
Stand: 29.03.2013.; http://www.rp-online.de/politik/ausland/arbeitslosigkeit-vor-historischem-
hoechstwert-1.3286288 Stand: 29.03.2013; http://www.zeit.de/wirtschaft/2013-03/arbeitslosigkeit-
frankreich-zehn-prozent Stand: 29.03.2013. 
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Qualifikation entsprechend in den deutschen Arbeitsmarkt zu integrieren. 

Dies löst freilich nicht die vorherrschenden Defizite unqualifizierter Migranten, 

bietet allerdings für künftige Zuwanderer eine günstige Integrationsbasis. 

Aufgrund der zunehmenden Migration aus Südeuropa, die sich vor allem im 

Zuge der Eurokrise entwickelt hat, wird dies auch von Nöten sein. Im Bezug 

auf die doppelte Staatsbürgerschaft, die der Lebenswirklichkeit vieler 

Migranten entspräche312, und nach Meinung des Autors ein sinnvolles 

Integrationselement vor allem auf psychologischer Ebene wäre, bleiben die 

künftigen politischen Entscheidungen abzuwarten. Die Sozialdemokratische 

Partei Deutschlands hat im Falle eines Wahlsiegs bei den Bundestagswahlen 

2013 angekündigt, die doppelte Staatsbürgerschaft für alle in Deutschland 

geborener Kinder ausländischer Eltern zu ermöglichen. Auch die Freie 

Demokratische Partei steht einer Liberalisierung des doppelten 

Staatsbürgerschaftsrechts grundsätzlich offen gegenüber. Die amtierende 

Bundeskanzlerin Angela Merkel von der Christlich Demokratischen Union 

sieht allerdings diesbezüglich keinen Handlungsbedarf.313  
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Anlage 1: Interview mit Dominik Grillmayer, wissenschaftlicher Mitarbeiter am 

Deutsch-Französischen Institut in Ludwigsburg. Geführt vom Autor am 

13.07.2012. 

 

Autor: Herr Grillmayer, wo liegen Ihrer Meinung nach die größten 

Unterschiede zwischen Deutschland und Frankreich im Bezug auf Integration 

von Menschen mit Migrationshintergrund? 

Grillmayer: Grundsätzlich gilt es, sich über die Rolle als Einwanderungsland 

Gedanken zu machen. Da steht auf der einen Seite Frankreich, das ein 

klassisches Einwanderungsland ist und in dem dieser Status auch anerkannt 

wird, während sich Deutschland lange dagegen gesträubt hat.  

Welche Konsequenzen hatte diese Negierung? 

Grillmayer: Man ist in der Bundesrepublik nach dem Krieg einer doppelten 

Lüge aufgesessen. Regierung, Migranten und Gesellschaft waren der festen 

Annahme, dass es sich bei den Zuwanderern um Gastarbeiter handelt, die 

nach getaner Arbeit das Land wieder verlassen würden. Somit hat man zu 

Beginn der Einwanderung nach dem Zweiten Weltkrieg keine 

Integrationsbemühungen angestellt. Dies hat sich in den vergangenen 

Jahren geändert. Deutschland hat den Status als Zuwanderungsland 

anerkannt und entsprechende Integrationsmaßnahmen forciert. 

Wie stellen sich diese dar? 

Grillmayer: In Deutschland findet Integrationspolitik meist unter 

Einbeziehung ethnischer Minderheiten statt. Das steht im Gegensatz zu 

Frankreich, wo sich der Kommunitarismus also unmittelbar auf den 

Integrationsprozess auswirkt. Nach den Grundsätzen des Republikanischen 

Integrationsmodells verhandelt die Regierung nicht mit ethnischen 

Minderheiten, um die Entstehung von Parallelgesellschaften zu verhindern. 

Man will darüber hinaus verhindern, dass Interessensvertretungen von 

ethnischen Gruppierungen, die so genannten groupes intermédiaires, 

entstehen. Nach den Grundsätzen der Republik darf sich in Frankreich nichts 



113 
 

zwischen den Staat und seinen Bürger stellen. Dies spiegelt sich in der 

Integrationspolitik wieder.  

Wird also in Frankreich generell keine Minderheitenpolitik betrieben? 

Grillmayer: Doch, aber über Umwege. Von entscheidender Bedeutung für 

den französischen Integrationsprozess sind die Vorstädte, die Banlieues. 

Über die Stadtpolitik äußert sich nämlich im Endeffekt französische 

Minderheitenpolitik. Die Polititique de la Ville, die es seit über 30 Jahren gibt, 

hat die Absicht, für alle Bürger Chancengleichheit zu schaffen. Dieses 

Vorgehen ist nicht unumstritten, denn das Prinzip der Chancengleichheit ist 

abstrakt und im Endeffekt nicht gegeben. Vor allen Dingen Menschen aus 

den Vororten sind von diesem Prinzip ausgeschlossen. 

Worauf legt das französische Integrationsmodell seinen Fokus? 

Grillmayer: Eine sehr wichtige Rolle für den Integrationsprozess in 

Frankreich spielte und spielt die Schule. Über die éducation nationale sollen 

die Schüler eine Art Sozialisierungsprozess durchlaufen und am Ende 

bestens integrierte Franzosen sein. Auch dieses Prinzip hat sich schon bald 

als ineffizient erwiesen und die französische Regierung hat mit der Errichtung 

der Zones d’éducation prioritaire reagiert. Obwohl diese Initiative mit hohen 

finanziellen Investitionen verbunden ist, ist es nicht gelungen, die Probleme 

zu bewältigen. 

Welche Gründe liegen aus Ihrer Sicht dafür vor? 

Grillmayer: Der Problemdruck in den Banlieues hat ein hohes Ausmaß 

angenommen. Die benachteiligten Stadtviertel sind mit sozialen Problemen 

konfrontiert, die auch mit hohem finanziellen Aufwand nicht zu lösen sind.  

Wie genau funktioniert die Politique de la Ville? 

Grillmayer: Es handelt sich dabei um nationale Programme, die zentral 

gesteuert sind. Die Kommunen haben dabei einen relativ geringen 

Spielraum. Über die für die Steuerung der Politique de la Ville eingerichtete 

Agentur ANRU. Diese nationale Agentur managt und steuert die Stadtpolitik. 

Sie gibt sie vor und stellt den Kommunen, die sich an die Vorgaben halten, 
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finanzielle Mittel zur Verfügung. Das macht den Gestaltungsspielraum der 

Kommunen natürlich entsprechend gering und führt in manchen Fällen dazu, 

dass spezifische Probleme oftmals mit Maßnahmen angegangen werden, die 

nicht kompatibel sind.  

Das stellt einen gravierenden Unterschied zu Deutschland dar, wo 

Integration vor Ort ein entscheidender Faktor der Integrationspolitik ist. 

Grillmayer: Absolut. Während in Deutschland Probleme spezifisch 

angegangen werden, wird in Frankreich Integration zentral gesteuert, Ohne 

mit den Betroffenen zu kommunizieren, werden Maßnahmen verordnet. Das 

ist meines Erachtens ein Grund dafür, dass der Problemdruck in Frankreich 

ausgeprägter ist als in der Bundesrepublik. Ein gutes Beispiel dafür ist das 

Programm „Soziale Stadt“, das seit 1999 in Deutschland zur 

Problembewältigung in den städtischen Brennpunkten eingesetzt wird. Daran 

sind Bund, Länder, Städte und Gemeinden beteiligt und es wird spezifisch 

auf Integrationsprobleme eingegangen.  

Ist sich der französische Staat der Probleme in den Banlieues bewusst? 

Grillmayer: Ja, ohne Frage. Er investiert viel in die Problembewältigung. Im 

Vergleich zum Programm „Soziale Stadt“ sind die finanziellen Aufwendungen 

um ein Vielfaches höher. Es mangelt allerdings an der Effizienz, was die 

sozialen Defizite vieler Banlieue-Bewohner aufzeigen. 

Ist das als Grund für die städtischen Unruhen zu verstehen, die seit 

Jahrzehnten in Frankreich entstehen? 

Grillmayer: Ja, unter anderem. Darüber hinaus sind das harte Vorgehen der 

Polizei gegenüber den Banlieue-Bewohnern und das versprochene, aber 

nicht eingehaltene Prinzip der Chancengleichheit, als weitere Faktoren 

hinzuzuziehen. Das ist auch als Grund dafür zu nennen, dass die Proteste 

der Menschen oftmals auf staatliche Einrichtungen abzielen. Als Beispiel 

dafür sind brennende Schulen während der émeutes 2005 zu nennen. In der 

Schule wird von Chancengleichheit gesprochen, de facto ist sie nicht 

gegeben. 
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Wie stehen Menschen mit Migrationshintergrund den 

Integrationsbemühungen des Staates gegenüber? 

Grillmayer: Auch hier ist ein deutlicher Unterschied zu Deutschland 

erkennbar. Die meisten Menschen mit Migrationshintergrund in Frankreich 

sind von Geburt an Franzosen. Das wirft vor allen Dingen bei jungen 

Franzosen mit ausländischen Wurzeln die Frage auf, weshalb sie sich 

überhaupt integrieren müssen. 

Apropos junge Migranten. Wie ist die hohe Arbeitslosigkeit von Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund in Frankreich zu erklären? 

Grillmayer: Dies hängt wieder einmal mit den Banlieues zusammen. Aus der 

sozialen Wohnungsbaupolitik der französischen Regierung nach dem 

Zweiten Weltkrieg haben sich Vorstädte entwickelt, die seit den 1970er 

Jahren von Prekarität geprägt sind. Mit der Ölkrise stieg die Arbeitslosigkeit 

in den Vierteln an, alle die konnten kehrten den Banlieues den Rücken. 

Zurückgeblieben sind dabei zumeist die Zuwanderer und ihre Familien. Zu 

der bestehenden Prekarisierung kam also auch eine Ethnisierung hinzu. 

Daraus hat sich ein Problemdruck entwickelt, der bis heute anhält. Die 

Vorstädte sind infrastrukturell schlecht angebunden, die sozio-ökonomischen 

Probleme in den Viertel ziehen sich über Generationen. Selbst gut 

ausgebildete Jugendliche in Frankreich haben Schwierigkeiten, auf dem 

Arbeitsmarkt fußzufassen. Da kann man sich ausmalen, wie es den eher 

schlecht ausgebildeten Vorstadtjugendlichen ergeht. 

Wo liegt der Unterschied zu Deutschland? 

Grillmayer: Das deutsche System kann Jugendliche besser in den 

Arbeitsmarkt integrieren, da das duale Ausbildungssystem ein flexibles 

Instrument zum Übergang in den Arbeitsmarkt darstellt. Die Schüler können 

nach ihrer Schullaufbahn direkt in die Unternehmen gehen und dort eine in 

der Gesellschaft meist anerkannte Berufsausbildung absolvieren. Diese 

Interaktion zwischen Bildungssystem und Arbeitsmarkt ist in Frankreich kaum 

vorhanden. 
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Welche Anstrengungen hat die französische Regierung diesbezüglich 

übernommen? 

Grillmayer: Über die Politique de la Ville wurden Arbeitsmarktprogramme 

gefahren, die aber nur temporär funktioniert haben. So hat die Regierung 

bspw. die Zones Franches Urbaines geschaffen. Unternehmen hatten dabei 

die Möglichkeit sich steuerfrei in den Banlieues anzusiedeln. Dies sollte der 

infrastrukturellen Verbesserung der sensiblen Stadtgebiete dienen.  

Wurde dieses Angebot seitens der Unternehmen genutzt? 

Grillmayer: Ja, viele Unternehmen haben darauf zurückgegriffen. Allerdings 

hat sich die Maßnahme nicht als nachhaltig erwiesen, da viele Unternehmen 

die staatlichen Subventionen einstreichten, um sich nach wenigen Jahren 

wieder aus den Banlieues zu verabschieden.  

Wie schätzen Sie die zukünftigen Entwicklungen bezüglich der 

Integrationssituation in beiden Ländern ein? 

Grillmayer: Deutschland hat dank der guten konjunkturellen Situation klare 

Vorteile gegenüber Frankreich. Eine gute Konjunktur erleichtert die 

Integration von Migranten auf dem Arbeitsmarkt, damit einhergehend sind 

integrative Fortschritte auf anderen Ebenen. Zudem bleibt abzuwarten, wie 

sich die deutschen Initiativen wie beispielsweise der Nationale 

Integrationsplan auswirken werden. In Frankreich ist die Situation 

festgefahren. 30 Jahre Politique de la Ville haben nicht die gewünschten 

Fortschritte erzielt, die bisherigen Maßnahmen haben sich, wenn man die 

nackten Zahlen ansieht, als unwirksam erwiesen. Zudem ist die 

konjunkturelle Lage als eher ungünstig zu bewerten. Ob daher die Probleme 

zeitnah in den Griff zu kriegen sind, darf bezweifelt werden. 
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